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Gemeinderath. 


Hitzung des Gemeinderathes. 
Freitag, den 9. November 1894, 5 Uhr nachmittags. 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichs haupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 30. October 
1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Albert Richter. 


Mürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Mittler entſchuldigt ſein Aus⸗ 
bleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Bei der Wahl von zwei Mitgliedern der Gewölbewach— 
Commiſſion wurden 64 Stimmzettel abgegeben, vier waren leer. 
Es verbleiben ſomit 60 giltige Stimmzettel, die abſolute Majorität 
beträgt 31. Es erhielt Herr Gem.⸗Rath Gfrorner 60, Herr 
Gem.⸗Rath Haßfurther 58 Stimmen. Die beiden Herren ſind 
ſonach gewählt. 

3. Ich erlaube mir die verehrten Herren darauf aufmerkſam 
zu machen, daßs der Bürſtenabzug für den Communal -Kalender 
pro 1895, Abſchnitt „Gemeinderat“, im Zimmer Nr. V zur 
gefälligen Einſicht und etwaigen Correctur aufliegt. 

4. Frau Julie v. Boſchan ſpendete 1000 fl. zur Ver⸗ 
theilung an die Armen Wiens. 

Der Frau Spenderin wird der Dank ausgeſprochen. 


5. Ich erlaube mir mitzutheilen, daS das Erkenntnis der 
Statthalterei, betreffend die Regulierung des Kehrbaches zum 
Zwecke der Sicherung des Waſſerbezuges zu Gunſten der Flaſſel⸗ 
beſitzer, erfloffen iſt. Dieſe Entſcheidung leite ich unter einem an den 
Stadtrath zur weiteren geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung. 
Damit die Herren Mitglieder des Gemeinderathes in Kenntnis 
dieſer Entſcheidung kommen, wird dieſelbe vollinhaltlich in der nächſten 
Nummer des Amtsblattes zum Abdrucke gelangen. (Ruf: Verleſen 
laſſen!) Wünſcht die Verſammlung die Verleſung? (Rufe: Nein!) Wird 
ein Antrag geſtellt? (Niemand meldet ſich.) Wenn kein Antrag 
geſtellt wird, ſo wird die Entſcheidung in der nächſten Nummer 
erſcheinen. Die ſofortige Behandlung iſt deswegen nothwendig, 
weil die Ergreifung eines Rechtsmittels vorausſichtlich nothwendig 
ſein wird. 


6. Herr Gem.⸗Rath Seiler hat in der letzten Sitzung 
wegen Errichtung einer Kühlanlage in der Großmarkthalle inter» 
pelliert. Ich habe die Ehre, hierüber Folgendes mitzutheilen: 

Der Magiſtrat hat mit dem Referate vom 27. April 1894, 
Z. 11964, Projecte für die Herſtellung einer Kühlanlage in der 
Großmarkthalle an den Stadtrath vorgelegt und die Ausſchreibung 
einer Offertverhandlung beantragt. 


Nachdem jedoch die Generaldirection der k. k. Staastbahnen 
den Umbau des Hauptzollamts⸗Bahnhofes, beziehungsweiſe die 
Umwandlung der Verbindungsbahn bei der Großmarkthalle in eine 
Untergrundbahn beabſichtigt und diesfalls Studien macht, und 
nachdem verlautet, dass bei einer ſolchen Umwandlung Veränderungen 
an dem Gebäude der Großmarkthalle nothwendig werden dürften, 
fo musste der Stadtrath die Berathungen über das Project einer 
Kühlhalle vertagen. 


Mittlerweile ſind von der Generaldirection der Staatsbahnen 
die Pläne für den Umbau des Hauptzollamts⸗ Bahnhofes, be 
ziehungsweiſe die beabſichtigten Veränderungen an der Verbindungs⸗ 
bahn fertiggeſtellt worden. 
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Infolge deſſen wurde das Stadtbauamt beauftragt, zu be- 
richten, ob mit Rückſicht auf das ausgearbeitete Project über die 
Umwandlung der Verbindungsbahn in eine Untergrundbahn eine 
Kühlhalle im Souterrain der Großmarkthalle ſchon jetzt anſtandslos 
ausgeführt werden kann oder nicht. 

Nach Erſtattung dieſes Berichtes wird die Angelegenheit in 
weitere Verhandlung genommen werden. 

Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

7. Herr Gem.⸗Rath Bachofen v. Echt hat in der letzten 
Sitzung wegen Erweiterung eines Kindergartens in Nufsdorf inter: 
pelliert. 

Diesbezüglich habe ich die Ehre, Folgendes mitzutheilen: 

Das für Zwecke des Kindergartens im XIX. Bezirke, Nuſs⸗ 
dorf, gewidmte Capital beträgt dermalen 22.012 fl. 28 kr. 

Was die Erweiterung dieſes Kindergartens betrifft, ſo iſt 
darüber Folgendes zu ſagen: Der Kindergarten iſt im Schul— 
gebäude der allgemeinen Volksſchule, Nufsdorf, Heiligenſtädter— 
ſtraße 26, untergebracht. Der Eingang hiezu iſt vollkommen iſoliert. 
In dieſer Schule iſt derzeit ein Turnſaal, der wegen ſeiner räum⸗ 
lichen Unzulänglichkeit den Anforderungen nicht entſpricht, und 
ſoll deshalb im nächſten Jahre auf den hiezu erworbenen Gründen 
ein neuer Turnſaal errichtet werden. Hiedurch wird der vorgenannte 


derzeitige Turnſaal, der unmittelbar an die Räumlichkeiten des 


Kindergartens grenzt, frei und kann ſohin vorausſichtlich ſchon 
während der Schulferien im kommenden Jahre die Erweiterung 
des Kindergartens durch Einbeziehung dieſes Raumes erfolgen. 

8. Herr Gem.⸗Rath Strobach hat interpelliert wegen 
der langen Fahrtintervalle der Wiener Tramwah-Geſellſchaft in 
der Hundsthurmerſtraße im V. Bezirke. 

Ich habe die Ehre, hierüber Folgendes mitzutheilen: 

Nach dem neueſten, proviſoriſch genehmigten Winter-Fahrplane 


der Wiener Tramway-⸗Geſellſchaft ſoll das Fahrtintervall in der 


Zeit von ½7 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags 6˙3 Minuten 
betragen. Da jedoch dieſe Geſellſchaft, um nicht eine eigene Früh— 
ſchichte des Perſonales einführen zu müſſen, trotz der wiederholten 
Beſchwerden der Gemeinde Wien, an der „20percentigen Verkehrs- 
reduction in den Tagesabſchnitten der erfahrungsgemäß ſchwächſten 
Frequenz, d. i. in den zeitlichen Morgen⸗ und ſpäten Abendſtunden,“ 
feſthält, beträgt das fahrplanmäßige Intervall in den Frühſtunden 
thatſächlich 7˙5 Minuten. Durch Unregelmäßigkeiten in der Wagen⸗ 
expedition kommt es nun ſehr oft vor, dafs auch dieſes fahrplan⸗ 
mäßige Intervall ſeitens der Geſellſchaft nicht eingehalten wird. 

Nachdem ſich der Stadtrath conſequent gegen die Eintheilung 
des Verkehres in mehrere Tagesabſchnitte mit verſchiedenen Inter⸗ 
vallen, insbeſondere aber auch gegen die Clauſel der 20percentigen 
Verkehrsreduction in den Frühſtunden und die ſpäte Betriebs- 
eröffnung bei jeder Fahrordnung aus mehrfachen ſachlichen Gründen 
ausgeſprochen hat, erübrigt nur, den Inhalt dieſer Beſchwerde der 
l. k. Polizei⸗Direction, welcher die Überwachung des Tramway⸗ 
betriebes obliegt, wegen der thatſächlichen Nichteinhaltung der 
Fahrordnung zur Kenntnis zu bringen, was unter einem veran— 
laßst wird. 

9. Herr Gem.⸗Rath Strobach hat weiters in der letzten 
Sitzung betreffs Beſchleunigung des Baues des Sammelcanales 
am rechten Wienfluſsufer interpelliert. 

Von Seite des Magiſtrates wird berichtet, dass thatſächlich 
der Bau dieſes Sammelcanales nicht ſo ſchnell fortſchreitet, als 
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daſs nicht nur der neue Canal hergeſtellt, ſondern auch der be- 
ſtehende Canal entfernt werden mufs, daſßs weiters gleichzeitig die 
Einmündung der Hauscanäle auszuführen iſt, und dafs ferner 
der Aushub des Erdmateriales, ſowie die Verführung desſelben 
durch den dichten Verkehr in der Hundsthurmerſtraße und Schön⸗ 
brunner Hauptſtraße bedeutend erſchwert wird. Es wird übrigens 
dem Bauamte der Auftrag ertheilt werden, auf die möglichſte Be⸗ 
ſchleunigung der Arbeiten hinzuwirken. 

10. Herr Gem.⸗Rath Beutnitz hat interpelliert: „Iſt der 
Bürgermeiſter geneigt, ſofort Erhebungen anzuordnen und auf 
Grund derſelben der Wiener Tramway -Geſellſchaft aufzutragen, 
das Geleiſe bei der Mariahilferlinie geradlinig durchzuführen?“ 

Ich habe diesfalls zu bemerken: 

Für die Regulierung des vormaligen Mariahilfer Linienamts⸗ 


platzes wurde vom Magiſtrate durch Einſtellung eines Betrages 


von 22.000 fl. in das Pflaſter⸗Präliminare pro 1895 Vorſorge 
getroffen; hiebei wird auch die angeregte Umlegung des beſtehenden 
Geleiſes der Wiener Tramway-⸗Geſellſchaft in die Fahrbahn der 
Mariahilferſtraße, beziehungsweiſe Schönbrunnerſtraße durchgeführt 
werden. 

Ich bitte um Mittheilung des Einlaufes. 


Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


11. Interpellation des Gem.-Nathes Gräf: 


In der Nummer 294 des „Illuſtrierten Wiener Extrablatt“ vom 
26. October 1894 wird unter Rubrik „Criminalgeſchichten“ mit Spitzmarke 
„Bierhanſel geſundheitsſchädlich“ angeführt, dafs anlässlich der gegen einen 
Gaſtwirt im XVII. Bezirke wegen Verwendung ſaueren Tropfbieres durch— 
geführten Verhandlung von den communalen Marktorganen dieſes Bezirkes 
ein Gutachten abgegeben wurde, dajs in Wien der Brauch herrſche, das ſoge— 
nannte Tropfbier als Hanſel in das zu verkaufende Bier zu mengen, ohne 
Rückſicht, ob es ſauer iſt oder nicht. 

Da durch eine derartige, im allgemeinen Sinne gehaltene und ſohin auch 
alle Wiener Gaſtwirte verdächtigende Außerung der ganze Stand der Schank— 
gewerbetreibenden Wiens der Übertretung gegen die körperliche Sicherheit, 
beziehungsweiſe der Übervortheilung des Publicums geziehen wird und ſomit 
discreditierend und ehrenkränkend wirkt, ſtellt der Gefertigte die Anfrage: 


1. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter dieſer Vorfall bekannt? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, die Marktorgane 
anzuweiſen, daßs es nicht angehe, einem achtbaren und hoch 
beſteuerten Gewerbeſtande in ganz unverantwortlicher und ungerecht— 
fertigter Weiſe einer unehrenhaften, unſoliden und ſtrafbaren 
Gebarungsweiſe zu zeihen, daher den Marktorganen aufzutragen, 
bei gerichtlichen Vernehmungen ihre Ausſagen nicht in allgemein 
gehaltenen Ausdrücken, ſondern ſtets im concreten Sinne abzu⸗ 
geben? 

Vürgermeiſter: Ich kann darauf nur erwidern, daſs mir 
der Fall momentan unbekannt iſt. Ich kann auch für Notizen, 
welche ja begreiflicherweiſe flüchtig verfaſst find, nicht eintreten. 
Sollte aber eine derartige Außerung vorgekommen ſein, ſo werde 
ich trachten, daſs eine entſprechende Aufklärung erfolge. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dr. Zimmermann (liest): 
12. Interpellation des Gem.-Rathes Schlögl: 


Vor beinahe zwei Jahren habe ich den Autrag auf Errichtung von 
Pferdeſchlachtkammern eingebracht, ohne daßſs man bis heute zu einem Reſultate 
gelangt wäre. 

Nachdem nun dieſer Antrag in ſanitärer und hygieniſcher Weiſe hoch— 
wichtig iſt, jo erlaube ich mir an den geehrten Herrn Bürgermeiſter folgende 
Fragen zu richten: 

1. Warum wurde dieſer dringende Antrag von der Tages- 
ordnung abgeſetzt? 

2. Was für Hinderniſſe obwalten, die die Erledigung dieſes 


wünſchenswert wäre. Die Verzögerung iſt jedoch darin begründet, Antrages ſo lange verzögern? 
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Vürgermeiſter: Der Gegenſtand iſt im Stadtrathe wieder— 
holt zur Verhandlung gebracht worden. Zuletzt hat der Stadt- 
rath den Beſchluſs gefaſst, es ſolle ein Pferdeſchlachthaus im 
V. Bezirke auf der Realität des dortigen Pferdemarktes errichtet 
werden, was mit verhältnismäßig geringen Koſten durchführbar 
geweſen wäre. Es hat aber der angrenzende Bezirk dagegen 
Proteſt erhoben. Es find lebhafte Beſchwerden laut geworden, dass 
durch die Activierung dieſes Schlachthauſes der umliegende Beſitz 
bedeutend entwertet werde. Mit Rückſicht darauf hat der Magiſtrat 
den Auftrag bekommen, ſich um einen anderen geeigneten Platz 
für die Errichtung des Schlachthauſes umzuſehen. Es iſt dann das 
Schlachthaus in Hernals in Ausſicht genommen worden. Allein 
auch da haben ſämmtliche Intereſſenten ſofort Beſchwerde ergriffen 
und darauf hingewieſen, dass die Wahl dieſes Hauſes eine ſehr 
ungeeignete wäre, weil die meiſten Pferdeſchlächter in anderen 
Theilen Wiens wohnhaft ſind, ihnen durch die Auswahl dieſes 
Platzes außerordentlich große Speſen erwachſen und das Gewerbe 
ſehr empfindlich geſchädigt würde. Bis zur Stunde iſt ein 
geeigneter Platz nicht gefunden worden. Alle Plätze, welche bisher 
in Vorſchlag gebracht wurden, ſind von der einen oder anderen 
Seite lebhaft bekämpft worden. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

13. Interpellation des Gem.-Nathes Schlögl: 

Seit länger als einem halben Jahre habe ich den Antrag auf Einſetzung 
einer Commiſſion, beſtehend aus zwölf Mitgliedern des Gemeinderathes, welche 
ſich mit der Verwertung des Rathhauskellers befaſſen ſoll, eingebracht. Derſelbe 
wurde der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugewieſen. Da nun ſchon 
ſo geraume Zeit verfloſſen, ſo erlaube ich mir an den geehrten Herrn Bürger— 
meiſter die Frage: 

warum in dieſer Angelegenheit noch nichts geſchehen, und 
was für Gründe vorhanden find, dass dieſer Antrag noch nicht zur 
Verhandlung gelangt iſt? 

Vürgermeiſter: Es wird mir mitgetheilt, dass ich früher 
vom Schlachthauſe in Hernals geſprochen habe. Ich habe das 
Schlachthaus in Nuſsdorf gemeint. 

Dieſe Interpellation werde ich in der nächſten Sitzung be— 
antworten. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Rathes Bartl: 

Bei Berathung des Präliminares pro 1894 wurde von der Budget— 
Commiſſion der Antrag auf Einſetzung einer Gartenüberwachungs⸗Commiſſion 
geſtellt und wurde dieſer Antrag auch vom Plenum des Gemeinderathes in 
der betreffenden Sitzung genehmigt. 

Da nun ſeit dieſem Beſchluſſe acht Monate verſtrichen ſind und ſeit 
dieſer Zeit nichts geſchehen iſt, um den Antrag zu realiſieren, erlaubt ſich der 
Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 

1. Was iſt mit obigem Antrage bis heute geſchehen? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, zu veranlaſſen, das 
der Plenar⸗Beſchluſs eheſtens zur Ausführung kommt? 

Vürgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 
pflegen und in der nächſten Sitzung berichten. 

Schriftführer Gem. -Rath Dr. Zimmermann (liest): 

15. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Das Referat über den Antrag des Herrn Gem-Rathes Frauenberger 
puncto Abänderung der Vorſchriften über die Sonntagsruhe bei dem Handel 
mit Lebensmitteln ſollte im Gemeinderathe zur Berathung gelangen, dasſelbe 
wurde jedoch aus mir nicht bekannten Gründen zurückgezogen. 

Es iſt jedoch der Wunſch zahlreicher Gewerbetreibender, iusbeſondere in 
den Vorortebezirken, dafs eine Anderung der letzten Vorſchriften betreffs der 
Sperrſtunden an Sonntagen eintrete, und ich hatte eben beabſichtigt, die 
Wünſche der betroffenen Gewerbetreibenden bei Berathung des Gegenſtandes 
zur Sprache zu bringen. 

Ich erlaube mir daher die Anfrage: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, das erwähnte Referat 
doch dem Gemeinderathe vorzulegen, oder wenigſtens maßgebenden 
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Ortes die geeigneten Schritte zu thun, dass die Sperrſtunden mit 
Rückſicht auf die localen Verhältniſſe und Bedürfniſſe des Verkehres 
feſtgeſetzt werden? 

Bürgermeiſter: Ich werde mir den Beſchluſs des Stadt⸗ 
rathes vorlegen laſſen und die Competenz zur definitiven Erledigung 
dieſes Gegenſtandes prüfen und je nach dem Ausfalle dieſer Ent: 
ſcheidung die Vorlage an den Gemeinderath machen oder nicht. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

16. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Die Einführung der Gasbeleuchtung in der Kasgrabenſtraße in Sievering 
wurde vom Stadtrathe bereits längſt beſchloſſen und vom ſtädtiſchen Bauamte 
der Gasgeſellſchaft übertragen. 

Da der Winter vor der Thüre ſteht und die Rohrlegung noch nicht in 
Angriff genommen iſt, ſtelle ich die Anfrage: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, wegen ſchleuniger In⸗ 
angriffnahme der bezüglichen Arbeiten das Geeignete zu verfügen? 
Vürgermeiſter: Ich werde den Gegenſtand urgieren. 
Schriftführer Gem. Rath Dr. Zimmermann (liest): 
17. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Nachdem die Angelegenheit wegen der Verwertung des Kehrichtes un— 
geachtet wiederholter Juterpellationen des Gem.-Rathes Frauenberger noch 
nicht in Fluſs gekommen iſt, durch die weitere Verzögerung einer definitiven 
Beſchluſsfaſſung aber der Gemeinde erwieſenermaßen namhafte Vermögens— 
vortheile entgehen, ſo erlaube ich mir die Aufrage: 


1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den berührten Gegen⸗ 
ſtand, unbekümmert um die Gegner der eigenen Regie der Ge— 
meinde in Bezug auf die Straßenreinigung und unbekümmert um 
die etwaigen Intereſſen der Transport-Geſellſchaft, ehethunlichſt 
der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zuzuführen? 

2. Beabſichtigt der Herr Bürgermeiſter die zur Berathung 
der Angelegenheit vom Gemeinderathe eingeſetzte Commiſſion eheſtens 
wieder in Activität zu ſetzen, damit die Angelegenheit raſch zu Ende 
geführt wird? 

Bürgermeiſter: Ich habe diesfalls Folgendes zu berichten: 
Zuerſt muss ich verſichern, daſs weder die eigene Regie, noch die 
Intereſſen der Transport-Geſellſchaft in dieſer Angelegenheit irgend— 
welche Rolle ſpielen. Mir iſt von derartigen Einflüſſen nichts 
bekannt. Es iſt in dieſer Angelegenheit mit dem größten Fleiße 
gearbeitet worden. Die Gemeinden, welche früher Offerte über— 
reicht haben, find veranlaſst worden, neue, viel günſtigere Offerte 
zu überreichen. Das iſt auch geſchehen. Gegenwärtig beſchäftigt 
ſich das Magiſtratsdepartement mit der Ausarbeitung des ent— 
ſprechenden Referates, und ich glaube, es wird möglich ſein, 
vielleicht ſchon am nächſten Dienstag im Stadtrathe zu referieren 
und ſohin den Bericht dem Gemeinderathe vorzulegen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

18. Interpellation des Gem.-Nathes Jedlicka: 

Der Hausbeſitzer des Hauſes XVIII., Kreutzgaſſe Nr. 14, hat am 19. Sep⸗ 
tember 1894 um Abgabe des Hochquellenwaſſers angeſucht, aber bis heute 
noch keines erhalten. 

Nachdem in den Häuſern in der Nachbarſchaft, für welche um Abgabe 
des Waſſers viel ſpäter angeſucht wurde, ſchon Waſſer abgegeben wird, und 
nachdem es kränkend, ja ungerecht iſt, daſs man denjenigen, der früher um 
Waſſerabgabe angeſucht hat, warten lässt, und nachdem ſchließlich aus dieſem 
Vorgange zu erſehen iſt, dass es bei der Waſſerabgabe an irgendeinem ges 
rechten Modus fehlt, erlaubt ſich der Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter 
folgende Anfrage zu richten: 

Wird das Waſſer nach der Reihenfolge der Anmeldungen 
oder nach der Nummer abgegeben? 

Oder geſchieht die Waſſerabgabe nach dem Alphabet oder 
gar nach der Protection? 

Dürgermeifter: Im allgemeinen wird nach der Reihe der 
Anmeldungen vorgegangen; es kann aber aus irgendwelchen 
techniſchen oder ſonſtigen Gründen nothwendig fein, dafs mit 
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einem ſpäter angemeldeten Haufe früher vorgegangen wird, je 
nachdem ſich das aus den Verhältniſſen ergibt. Ich werde übrigens 
über dieſen ſpeciellen Gegenſtand Erhebungen pflegen und dem 
Herrn Interpellanten das Nähere mittheilen. 


Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


19. Interpellation des Gem.-Nathes Jedliéka: 

Der in Görz anſäſſige Weingroßhändler und Weineſſig⸗Fabrikant Joſef 
Geriup hat ſeit länger als einem Jahre in Wien, III., Schützengaſſe Nr. 23, 
eine Mechanikerwerkſtätte. 

Derſelbe beſchäftigt einen Geſchäftsführer und mehrere Arbeiter, erzeugt 
elektriſche Läutewerke, Elemente, Glocken und verſchiedene andere Telegraphen⸗ 
beſtandtheile, befaſst ſich ferner mit der Inſtallierung von Telegraphen⸗ und 
Telephonleitungen, ſowie mit der Erzeugung und Inſtallation von elektriſchen 
Schlöſſern und Thürſchlöſſern (ſogenannten Fernſchließern), auf welche er ein 
Patent beſitzt. 

Geriußp hat aber, trotzdem er, wie bereits erwähnt, ſeit länger als ein 
Jahr ſich mit den obigen Erzeugniſſen befaſst, weder die Ausübung feines 
eee noch die Ausübung des Mechanikergewerbes angemeldet. 

achdem das magiſtratiſche Bezirksamt Landſtraße über die ſeiteus der 
Genoſſenſchaft der Mechaniker am 29. September d. J. erſtattete Anzeige 
bisher nichts verfügt hat, ſo ſtellt der Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter 
die Anfrage: 


1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, an das magiſtratiſche 
Bezirksamt Landſtraße den Auftrag zur ſofortigen zwangsweiſen 
Einſtellung des unangemeldeten Gewerbebetriebes, 

2. zur Eintreibung der Nachbeſteuerung für die Zeit des un— 
angemeldeten Gewerbebetriebes und der unangemeldeten Privile— 
giumsausübung, und 

3. zur Beſtrafung des Geriup nach dem § 132, lit. a 
der Gewerbeordnung ergehen zu laſſen? 

Vürgermeiſter: Ich mufs bemerken, daſs dieſe Angelegenheit 
in den Wirkungskreis des Magiſtrates als der Gewerbebehörde 
gehört und nicht in die Competenz des Gemeinderathes. Ich werde 
alſo dieſe Interpellation als eine Anzeige betrachten und das 
Weitere verfügen. 


Schriftführer Gem.⸗RNath Dr. Zimmermann (liest): 


20. Anfrage des Gem.-Nathes Gregorig: 

Vor zweieinhalb Jahren habe ich im Gemeinderathe den Antrag ge— 
ſtellt, der Gemeinderath möge an die hohe Regierung eine Petition richten 
(deutſch: bittlich einſchreiten), gegen die Couceſſionierung von großen Waren— 
häuſern à la Louvre, Bonmailche ꝛc. ꝛc., weil durch derartige Unternehmungen, 
welche für den Handelsſtand dieſelbe Gefahr bilden, wie die Fabriken für Hand- 
werker, die ohnehin einen ſchweren „Kampf ums Daſein“ führenden Kaufleute 
und Gewerbetreibenden unrettbar dem Untergange preisgegeben wären, und 
weil ferner der Hausbeſitz, infolge des eintretenden Leerſtehens der Geſchäfts⸗ 
locale ebenfalls ins Mitleid gezogen, einen großen Rückgang ſeines Realwertes 
ſicher zu gewärtigen hätte. 

Mit den angedeuteten Gefahren iſt aber auch ein Steuerentgang für die 
Commune, Land und Reich in doppelter Richtung verbunden. Erſtens ein Ent— 
gang von Erwerb- und Einkommenſteuer, weil nach den beſtehenden Steuer— 
geſetzen mit dem Maximal-Erwerbſteuerſatz von 1575 fl. eine äquivalente Be⸗ 
ſteuerung ſolcher Unternehmungen ausgeſchloſſen iſt, und zweitens infolge der 
Verminderung des Zinserträgniſſes der Häuſer ein Entgang an Hauszinsſteuer 
verbunden wäre. 

Ein gleichzeitig von mir im hohen n.⸗ö6. Landtage eingebrachter Antrag 
kam wegen Schluſſes desſelben nicht mehr zur Verhandlung. Der von mir in 
der letzten Seſſion eingebrachte gleiche Antrag, welcher ſich namentlich gegen 
eine Geſellſchaft belgiſcher Capitaliſten richtete, wurde über Beſchluſs des Land— 
tages der hohen Regierung zur Würdigung abgetreten. 

Mein im Gemeinderathe geſtellter Antrag kam wohl im Sommer d. J. 
im Stadtrathe zur Verhandlung, dem Gemeinderathe aber wurde bis heute noch 
nicht darüber berichtet, ja, das Referat ſteht nicht einmal auf der gedruckten 
Tagesordnung. 

Ich frage daher den Herrn Bürgermeiſter: 


wann derſelbe meinen Antrag zur Berichterſtattung gelangen 
laſſen wird? 

Bürgermeiſter: Ich werde den Gegenſtand urgieren. 

Schriftführer Gem. Rath Dr. Zimmermann (liest): 

21. Anfrage des Gem.-Rathes Heb. Grünbeck: 


Der Unternehmer Herr Baumeiſter Chailly baut gegenwärtig in der 
Hauptſtraße in Hernals die Strecke von der Kirchengaſſe bis zur Bergſteiggaſſe 
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in der Länge von 600 den Hauptcanal und ift daher trotz der Kürze der Strecke 
dieſer Bezirkstheil der Hauptſtraße durch 7 bis 8 Wochen abgeſperrt, was 
ſelbſtverſtändlich ein bedeutender Schaden für die Geſchäftsleute iſt. 

Trotz aller Mühe des Bezirks⸗Ingenieurs geht es ſehr langſam und 
wird die ſchöne Zeit förmlich mit Abſicht unbenützt gelaſſen, ja, nicht genug, 
heute früh wurden, ftatt Leute noch aufzunehmen, 18 Arbeiter entlaſſen, trotzdem 
die Canalcunette offen ſteht, was gewiſs bei dem herannahenden Winter als 
eine Rückſichtsloſigkeit den Geſchäftsleuten gegenüber zu bezeichnen iſt. 

Wäre daher der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, im Inter⸗ 
eſſe der Geſchäftsleute der Hauptſtraße, die bisher ruhig zugeſehen 
haben, zu veranlaſſen, dafs die Arbeit mit größter Beſchleunigung 
durchgeführt wird und, wenn der Unternehmer ſeine Arbeitskräfte 
nicht vermehrt, auf ſeine Koſten von Seite des Bauamtes dasſelbe 
geſchieht? 

Ebenſo das die Baubedingniſſe puncto Termin ſtrenge 
gehandhabt werden? 


Vürgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 
pflegen und die Angelegenheit möglichſt beſchleunigen. 


Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest) : 


22. Antrag des Gem.-Nathes Seb. Grünbeck und 
Genoſſen: 


., Gegenwärtig wurde im löblichen Stadtrathe für die Erweiterung der 
18 jährigen Steuerfreiheit auch auf andere Realitäten als bisher geſetzlich be- 
ſtimmt war, berathen, und vermisste ich leider die Veronikagaſſe von der 
Ottakringerſtraße aus bis zur Alsbachſtraße in Hernals, und zwar die Häuſer 
Nr. 1, 3, 5, 7, 11, 13, 15, 17, 26, 28, 30, 32, 34, 36, 38. 

Es wäre wünſchenswert, wenn obige Häuſer der Hernalſer Veronikagaſſe 
in die 18jährige Steuerfreiheit eingereiht würden, da der Verkehr ein ſehr leb— 
hafter iſt und vier Bezirke miteinander verbindet, überdies aber auch von Ottakring 
bis Hernals bedeutend breit, ebenſo auch in der Fortſetzung nach Währing iſt. 

Dieſelbe Straße war infolge ihrer Bedeutung eine Bezirksſtraße, was 
damit wohl beſagt, dass es eine Verkehrsſtraße iſt. 

Ich ſtelle daher den Antrag: 

Es ſollen die Häuſer der Hernalſer Veronikagaſſe Nr. 1, 3, 
5, 7, 11, 13, 15, 17, 26, 28, 30, 32, 34, 36 und 38 in die 
18j̃ährige Steuerfreiheit eingereiht werden und in das Referat des 
StR. Wurm einbezogen. 


Vürgermeiſter: Geht an den Stadtrath zur geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

23. Antrag des Gem. -Nathes Schuh und Genoſſen: 

Die an dem oberen Theile der Kärnthnerſtraße bereits durchgeführte Re— 
gulierung erfüllt jeden Wiener mit wahrer Freude und gerechtem Stolze. 

Stattliche Häuſer mit groß angelegten Geſchäftslocalitäten mahnen ſo 
recht an andere Großſtädte und verſetzen uns in das Getriebe von Paris, 
Berlin, London u. ſ. w., ja ſie zeigen uns klar, was Wien noththut. 


Wie begrüßen wir nicht alle die Demolierung jener beiden bekannten 
Objecte, welche im November in der Kärnthnerſtraße in Angriff genommen wird. 


Leider geht der Localpatriotismus ſo mancher Bewohner der Inneren 
Stadt nicht ſo weit, ihre Objecte, die ſchon längſt aufgehört haben, geſunde 
Wohnſtätten ihrer Mieter zu ſein, der Demolierung zuzuführen, ja ſelbſt nicht 
einmal dann, wenn ihnen dieſelbe weit über den Wert in horrender Summe 
vergütet wird. 

Ich glaube daher, dass es ſchon längſt an der Zeit wäre, durch Schaffung 
des Expropriationsgeſetzes auch in ſolchen Fällen Wien vor weiterem Schaden 
zu bewahren. 

Um nun die Kärnthnerſtraße, eine unſerer wichtigſten Verkehrsſtraßen 
unſerer Stadt, der baldigſten und vollſtändigſten Regulierung zuzuführen, dürfte 
der Moment gekommen fein, die beiden der Commune Wien gehörigen Objecte 
der Hotels „Munſch“ und „Schadn“, die gewiss nach jeder Richtung den An- 
forderungen nicht mehr entſprechen und auch ſchon längſt aufgehört haben, 
Hotels erſten Ranges zu ſein, durch einen Neubau zu erſetzen; es würde dies 
für die Gemeinde eine gewiſs luerativere Einnahmsquelle als derzeit fein, ohne 
des Wertes zu gedenken, Wiens ärgſten Engpaſs in feiner regſten Verkehrs⸗ 
ſtraße beſeitigt zu haben. | 

Nachdem es ferner im Intereſſe des Geſchäftslebens und der Verkehrs⸗ 
verhältniſſe dringend gelegen iſt, daßs die Demolierung der reſtlich im Wege 
ſtehenden fünf Häuſer gleichzeitig in Angriff genommen werde, und in Er— 


wägung, dass die am 2. December 1898 vorzunehmende Eröffnung der voll⸗ 


ſtändig regulierten Kärnthnerſtraße als eine würdige Feier den zahlreich 
geplanten Feſtlichkeiten ſich anſchließen möge, erlaube ich mir nachſtehenden 
Antrag: | | | 
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Der Gemeinderath wolle beſchließen: 

1. Es ſeien die Hotels „Munſch“ und „Schadn“ in der 
Kärnthnerſtraße zu demolieren und wieder durch ein im größten 
Stile angelegtes Hotel zu erſetzen. 

2. Es ſeien mit den Pächtern die Unterhandlungen betreffs 
Löſung beſtehender Verträge zu pflegen. 

3. Es ſei ein Concurs wegen Erlangung geeigneter Pläne 
auszuſchreiben oder ein hervorragender Architekt mit der Anferti⸗ 
gung derſelben zu betrauen. 

4. Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, in Betreff des An⸗ 
kaufes der ſodann noch in den Regulierungsrayon fallenden fünf 
Objecte mit den Beſitzern in Unterhandlungen zu treten und dem 
Gemeinderathe darüber Bericht zu erſtatten. 

5. Im Falle die Unterhandlungen an den allzu großen 
Forderungen ſcheitern ſollten, im Intereſſe des Verkehres und der 
Sicherheit der Perſon das Expropriationsrecht zu erwirken. 

6. Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, mit dem Stadt— 
erweiterungsfonde bezüglich des ihm von Sr. Majeſtät bei deſſen 
Gründung aufgetragenen Wirkungskreiſes behufs Beitragsleiſtung 
für die Erweiterung dieſer Straße die Unterhandlungen einzuleiten. 

7. Das Stadtbauamt wird beauftragt, die herrliche Fagade 
Fiſchers von Erlach am Hotel „Munſch“, um ſie auch ſpäteren 
Generationen zu erhalten und wiederherzuſtellen, in ihren Maß⸗ 
verhältniſſen ſicherzuſtellen und zu copieren. 

8. Es ſeien die Arbeiten ſowie Unterhandlungen jo zu be— 
ſchleunigen, dass die vollftändige Regulierung und Durchführung 
bis 2. December 1898 beendet und die Eröffnung derſelben in die 
Feſtfeier im Jahre 1898 mit einbezogen werde. 

NVürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung unterzogen werden. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Dr. Zimmermann (liest): 

24. Antrag des Gem.-Nathes Nißaweg: 

In dem im I. Bezirke zwiſchen der Seilerſtätte und der Kärnthnerſtraße 
1 mit Metallic gepflaſterten Theile der Johannesgaſſe befinden ſich 

ſechs mit Gittern verſehene Waſſereinlauf⸗Offnungen. 

Das Straßenniveau fällt nun in iel Nähe dieſer Offnungen 
derart ſteil ab, daſs jeder Fuhrwerker, welcher dieſen Theil der betreffenden 
Gaſſe paſſiert, ängſtlich dieſe Stelle meidet, weil die Gefahr beſteht, dafs nicht 
nur bei naſſer, ſondern ſelbſt bei trockener Witterung die Pferde ausgleiten 
und ſtürzen und ſich hiebei für Paſſanten und Pferdebeſitzer manches Unglück 
ereignen könnte. Viele Klagen von Fuhrwerksbeſitzern ſind bereits laut geworden, 


ohne dafs bisher Abhilfe geſchaffen worden wäre. 
Die Gefertigten ſtellen daher den Antrag: 


Der Herr Bürgermeiſter wolle unverzüglich das Stadtbauamt 
beauftragen, daſs vorerwähnte Stellen in der Johannesgaſſe im 
I. Bezirke unterſucht und noch vor Eintritt der ſchlechten Jahres- 
zeit in einer für das geſammte Fuhrwerk weniger gefahrdrohenden 
Weiſe hergeſtellt werde. 

Bürgermeifter: Dieſer Antrag wird geſchäftsordnungsmäßig 
behandelt werden. 

Wir kommen zur Tagesordnung. 

25. (7925.) Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich 
habe die Ehre, zur Beilage Nr. 256 das Referat zu erftatten. 
Dasſelbe betrifft das Project für die Erbauung des rechtsſeitigen 
Sammelcanales längs des Donaucanales. Es iſt hier wieder ein 
großes Stück der Verkehrsanlagen den geehrten Herren vorgelegt, 
ein großes Stück geiſtiger und phyſiſcher Arbeit. Die Herren wiſſen, 
dafs der Gemeinde durch ein Übereinkommen mit der 3 
Commiſſion die Arbeiten für die Herſtellung des Sammelcanales 
übertragen worden find; die Gemeinde kommt durch das Stadt- 
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Programm iſt das Jahr 1895 und das Jahr 1896 zur Fertig— 
ſtellung dieſes Sammelcanales in Ausſicht genommen. Dies iſt 
jedoch an die Bedingung geknüpft, dass früher das große Wehr 
am Nuſsdorfer Spitz fertiggeſtellt fein ſoll. Dieſe Bedingung iſt 
aber noch immer nicht erfüllt. Es handelt ſich daher für die 
Gemeinde darum, zu erwägen, ob es beſſer iſt, die Arbeiten früher 
zu beginnen und den Übelftänden, welche die derzeitigen Ausläufe 
der Canäle in den Donaucanal mit ſich bringen, abzuhelfen, oder 
zu warten, bis das Wehr fertig iſt, damit die Arbeit in der Cunette 
dieſes Canales leichter und eventuell mit geringeren Koſten durch⸗ 
geführt werden könne. Durch eine Vorrichtung wird am Nußs— 
dorfer Spitz das Waſſer geſtaut, der Zufluss des Waſſers, daher 
auch das aufſteigende Waſſer iſt geringer und kann daher mit 
geringeren Koſten erbaut werden. 

über dieſe Frage hat eigentlich der Gemeinderath ſchon einen 
Beſchluſs gefaſst, indem er die Sammelcanäle am linken Ufer 
genehmigt hat, welche ganz unter denſelben Bedingungen aus: 
zuführen waren, wie der rechtsſeitige Canal. Auch bei dieſem 
Beſchluſſe war ſich der Gemeinderath darüber klar, dafs die übel— 
ſtände viel größer ſind, als eventuell der finanzielle Ausfall, welcher 
ſich durch die ſchwierigere Ausführung dieſer Sammelcanal-Cunetten 
einſtellt. Es wurde damals der Beſchluſs gefaſst, gleich mit dem 
linken Sammelcanale zu beginnen, welcher auch bereits fertiggeſtellt 
iſt. Dieſelben Umſtände ſind bei dem rechtsſeitigen Sammelcanale 
maßgebend, und glaube ich, daſs auch hier der Gemeinderath ſich 
entſchließen wird, den Canal früher fertigzuſtellen, ehe dieſes Wehr 
fertiggeſtellt ſein wird, um den fo craſſen ſanitären Übelſtänden 
abzuhelfen. Ich werde mir erlauben, einiges über den Sammel— 
canal ſelbſt den geehrten Herren mitzutheilen. 

Das Niederſchlagsgebiet, welches für den rechten Sammel— 
canal vorhanden iſt, iſt ein ſehr ausgedehntes, und zwar umfasst es 
nahezu das ganze Gemeindegebiet am rechten Ufer, welches heute ein- 
bezogen iſt. Die Herren ſehen auf den Karten 1 und 2 das Nieder⸗ 
ſchlagsgebiet gezeichnet. Es ſind daſelbſt verſchiedene Streifen in 
verſchiedenen Farben und bedeuten die einzelnen Streifen das 
Niederſchlagsgebiet der einzelnen Bäche, Canäle, Gräbern ꝛc., die 
hier das Waſſer in den Donaucanal abführen. Das ganze Nieder- 
ſchlagsgebiet beträgt bis zur Staatsbahnbrücke 12.127 ha, das 
Stück dazu gerechnet bis zur Ausmündung in den Donaucanal 
14.000 ha, alſo eine Fläche, die gewiss eine ganz koloſſale iſt. 

Nun iſt zur Berechnung der Profile auch nothwendig, die 
Bevölkerungsziffer zu wiſſen, welche hier in Betracht kommt, nachdem 
es hievon abhängt, wie viel Schmutzwäſſer abzuleiten ſind, und 
zwar darf nicht die jetzige Bevölkerung angenommen werden, 
ſondern man mußs Rückſicht auf die Vermehrung derſelben während 
einer langen Reihe von Jahren nehmen, nachdem ja die Sammel⸗ 
canäle ihrem Zwecke durch einen längeren Zeitraum zu dienen 
haben. Die jetzige Bevölkerung, welche hier in Betracht kommt, 
iſt 1,160.000; es wird nun angenommen, das dieſelbe auf 
3,946.000 oder rund 4,000.000 anwachſen wird, und es wird 
alſo ausreichend ſein, wenn man für dieſe Zahl das Canalprofil 
herſtellt. 

Die abzuführende Waſſermenge beſteht hauptſächlich aus zwei 
Factoren, dem ſogenannten Niederſchlagswaſſer und dem Brauch⸗ 
waſſer. Letzteres iſt dasjenige, welches infolge täglichen Verbrauches 
aus den einzelnen Häuſern abläuft. Es werden nun per Perſon 
täglich 901 Schmutzwaſſer gerechnet, und auf dieſer Baſis ergibt 


bauamt dieſem Auftrage nach und legt das Project vor. Im ſich bis zur Staatsbahnbrücke eine Menge von 42961 pro Secunde 
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an Brauchwaſſer, welches in den Donaucanal abgeführt werden 
ſoll, bis zur Ausmündung in die Donau eine ſolche von 4992 1 
pro Secunde. 

Der Canal muſss nun auch dasjenige Waſſer aufnehmen, 
welches durch den Regen herbeigeführt wird, und zwar wird, wie 
das bei derartigen Canälen gewöhnlich geſchieht, eine Niederſchlags— 
menge von 18°3 pro Secunde und Hectar angenommen. Unter 
Zugrundelegung dieſes Maximums beträgt die abfließende Waſſer⸗ 
menge bis zur Staatsbahnbrücke 222.749 ] pro Secunde und bis 
zur Einmündung 257.300 1. 

Der Sammelcanal hat jedoch nicht dieſes ganze Waſſerquantum 
aufzunehmen, denn ſonſt müſsten die Profile eine derartige Größe 
erhalten, daſs man fie wegen der großen techniſchen Schwierigkeiten 
eigentlich gar nicht ausführen könnte. Es wird daher eine Vor— 
richtung geſchaffen, dafs bei größeren Zuflüſſen an Waſſer eine 
gewiſſe Quantität desſelben aus dieſen Sammelcanälen in den 
Donaucanal überflutet und austritt, und zwar geſchieht dies durch 
Ausflüſſe, welche von Strecke zu Strecke angebracht ſind, überall 
dort, wo große Zuflüſſe in den Sammelcanal ſtattfinden. Das 
ſind die ſogenannten Nothausläſſe. 

Die Profile find derart berechnet, dafs ihr Faſſungsraum 
viermal ſo groß iſt als das Brauchwaſſer, welches abfließen kaun; 
wird die Waſſermenge durch Regengüſſe mehr als viermal ſo groß, 
jo tritt fie aus den Nothausläſſen und geht dann in den Donau— 
canal über. 

Wenn man dieſe Waſſermenge im Verhältniſſe zu jener, welche 
der Donaucanal führt, vergleicht, fo findet man, daſs eine circa 
74malige Verdünnung dieſes Waſſers im Donaucanale ſtattfindet, 
alſo eine Verdünnung, welche gewiſs die Schädlichkeiten nicht mehr 
hat, wie eventuell der jetzige Zuſtand. 

Die Führung des Sammelcanales iſt, wie die Herren auf 
dem Plane ſehen, folgende: Der Sammelcanal beginnt beim 
Schreiberbache, das iſt in Nussdorf, nimmt dort das Niederſchlags— 
gebiet des Schreiberbaches auf, geht von dem Nufsdorferplake 
längs der Nufsdorfer Hauptſtraße, wo die Tramway geführt iſt, 
bis zur Rampengaſſe, das iſt eine Quergaſſe, welche zur Franz 
Joſefs⸗Bahn führt. 

In dieſer Strecke iſt der Schreiberbach, Neſtelbach und 
Krottenbach aufzunehmen. 

Von der Kreuzung der Rampengaſſe mit der Nuſsdorferſtraße 
geht er längs der Rampengaſſe hinüber bis zur Franz Joſefs⸗ 
Bahn, unterfahrt dieſelbe und gelangt in die Donaucanallände, 
zieht ſich von hier ununterbrochen längs der Donaucanallände hin, 
bei der Brigittabrücke und Augartenbrücke, wo der Alsbach auf- 
genommen wird, bis gegen die Poſtgaſſe. Von der Poſtgaſſe wird 
der Donaucanal verlaſſen, und zwar deshalb, weil ein höherer 
Punkt im Wienfluſſe aufgeſucht werden muss, um die Unterfüh⸗ 
rung zu ermöglichen. Wäre das nicht nothwendig, würde eventuell die 
Anlage eines Syphons geplant werden, welche jedoch im Programme 
ausgeſchloſſen iſt. So könnte man an der Lände verbleiben. Die Strecke 
geht nunmehr von der Ferdinandsbrücke gegen die Dominikanerbaſtei, 
welche bereits durch die Baulinien ſoweit erweitert iſt, dafs fie 
dieſen Canal gut aufnehmen kann. Von der Dominikanerbaſtei geht 
der Canal im Winkel bis an die äußere Ausmündung der Woll- 
zeile. Wenn die Herren dieſe Strecke hier anſehen, ſo finden Sie, 
daßs dieſelbe noch nicht vollkommen fixiert ift. 

Sie finden in dem Plane eine mit grüner Farbe ausgeführte 
Alternative, und zwar aus dem Grunde, weil die Baulinien für 
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die Franz Joſefs⸗Kaſerne noch nicht vollkommen beſtimmt ſind. 
Es iſt möglich, daſs eine Anderung in den Baulinien, wie ſie der 
Stadtrath vorgeſchlagen hat, eintreten könnte, weshalb auch dieſer 
Eventualität durch die Alternative Rechnung getragen wurde. Von 
hier geht die Trace unter dem Wienfluſſe. Dieſer Punkt des Wien⸗ 
fluffes iſt ein etwas ſchwieriger geworden, weil hier der Sammel- 
canal die zwei großen Choleracanäle aufnehmen mufs. Der links⸗ 
ſeitige Choleracanal führt ebenſoviel Waſſer als die Strecke des 
Sammelcanales von Nufsdorf bis hieher, und der rechtsſeitige eben— 
ſoviel. Es kommt daher in dieſem Punkte die dreifache Menge 
Waſſers zuſammen. Der Punkt iſt ſchon darum an und für ſich 
ein ſchwieriger, weil man ſich mit dem Profile unter dem Wien— 
fluſſe nicht gut entwickeln kann. Es ſind das gegebene Größen, die 
man einhalten muss. Die Abführung iſt daher folgendermaßen — 
meiner Anſicht nach — ſehr gut geplant. Es wird der linksſeitige 
Choleracanal in einem ſeparaten Profile neben dem Profile des 
rechtsſeitigen Sammelcanales durchgeführt, wie die Herren dort 
in dem gedruckten Doppelprofile ſehen. Das eine Profil dient zur 
Aufnahme des linksſeitigen Choleracanales, und das andere führt 
den Sammelcanal unter der Wien durch. Der rechtsſeitige Cholera— 
canal, welcher ebenſoviel Waſſer führt, wird nicht direct in den 
Sammelcanal eingeleitet, und zwar aus dem Grunde, weil die 
dreifache Waſſermenge mit einem bedeutend größeren Profile hätte 
durchgeführt werden müſſen. 

Die Marxergaſſe iſt, wie die Herren ſehen, heute noch nicht 
derart breit und gut reguliert, dafs man ohne große Einlöſungen 
durch die Marxergaſſe kommen kann. Es iſt daher hier eine Thei- 
lung vorgeſehen, und zwar derart, daſs der rechte Choleracanal 
über den Sammelcanal darüber geht, das alte Bett zugleich benützt 
und bis an die Erdbergerlände geführt wird, bis zur Einmündung 
in den Nebenſammelcanal, fo daſs nur das doppelte Quantum 
Waſſer durch die Marxergaſſe durchgeführt wird. Von der über— 
ſetzung, beziehungsweiſe Unterfahrung der Wien geht der Canal 
quer über den ſogenannten Eislaufplatz. Dies iſt nicht gefährlich, 
weil wahrſcheinlich der Eislaufplatz zur Ausgeſtaltung einer großen 
Bahnhofsanlage benützt werden ſoll, wie die Herren ja wiſſen. 
Sollte dies nicht der Fall ſein, ſondern doch eine Verbauung 
ſtattfinden, jo iſt immerhin möglich, eine Verbauung über den 
Canal herzuſtellen. 

Es geſtaltet ſich auf Grund dieſer Führung die Unterfahrung 
dieſes Canales unter die Verbindungsbahn bedeutend beſſer. 

Ich habe nunmehr die Situation beſchrieben bis zum Aus- 
laufe an dem unteren Theile der Marxergaſſe. 

Zur Aufnahme der ganzen Wäſſer, welche zwiſchen dem Canale 
in der Marxergaſſe und dem Donaucanale gelegen find, mufs ein 
zweiter Sammler errichtet werden, der nächſt dem Donaucanale 
führt. Er hat die Aufgabe, erſtens den rechtsſeitigen Choleracanal, 
und zweitens ſämmtliches Abfall- und Regenwaſſer dieſes Diſtrictes 
aufzunehmen, und vereinigt ſich mit dem Sammelcanale am unteren 
Ende der Marxergaſſe. Von hier ſind die dreifachen Wäſſer ver⸗ 
einigt. Es iſt auch hier im Zuſammenfluſſe dieſer beiden Canäle 
ein Nothauslaß, wie Sie ſehen, geplant. Im weiteren Verlaufe zieht 
ſich der Canal ununterbrochen parallel zum Donaucanale hin, und 
zwar führt derſelbe bis zur ſogenannten Erdbergermais. In dieſer 
Strecke ſehen die Herren ebenfalls eine Variante. Es ſind hier 
zwei große Baſſins, in welchen die ſogenannten Kohlenhöfe Platz 
finden ſollen. Dieſes Project iſt heute noch nicht vollkommen 
greifbar, es iſt eben nur ein Project, und man weiß nicht, in 
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welcher Weiſe es ausgeſtaltet werden wird, und man weiß nicht, 
in welcher Größe, in welcher Situation dieſer Zufluſs des Donau⸗ 
canales definitiv eigentlich geplant iſt. Nachdem dies aber immer⸗ 
hin ein Project iſt, mit dem man rechnen muſßs, jo muf3 man auch 
daran denken, dafs eventuell der Canal nicht längs des Donaucanales 
zu führen ſein wird, ſondern, um dieſe Kohlenhöfe zu ermöglichen, 
eine andere Richtung nehmen wird, weshalb hier dieſe zwei 
Varianten eingezeichnet ſind. Von dieſer Stelle ab verläuft der 
Canal wieder nahezu parallel mit dem Donaucanale bis zur Aus⸗ 
mündung bei der Staatsbahnbrücke. Die Herren wiſſen auch, dafs 
die Fortſetzung von der Staatsbahnbrücke bis zur Einmündung in 
die Donau projectiert iſt, und zwar ſoll dies im Jahre 1900 her— 
geſtellt werden. 

Bezüglich der Höhenlage und des Gefälles dieſes Canales 
möchte ich bemerken, daſs das Gefälle nicht in feiner ganzen Höhe 
ausgenützt werden konnte, nämlich nicht in der Höhe, welche aus 
dem Unterſchiede zwiſchen dem Einlaufe und Auslaufe nach der 
Länge des Canales ſich ergibt, weil ja unterwegs fo viele Fir- 
punkte, die man einhalten mußs, vorkommen, und fo viele andere 
Factoren eintreten, denen man Rechnung tragen mußs. 

Es ſind das insbeſondere die Nothausläufe. 

Die Herren wiſſen, dafs die Nothausläufe eine gewiſſe Höhe 
gegenüber dem Donaucanale haben müſſen. 

Der zweite Fixpunkt iſt die Unterfahrung des Wienfluſſes. 

Ebenſo find noch mehrere andere Umſtände zu berück— 
ſichtigen, jo daſs nicht das ganze Gefälle ausgenützt werden kann, 
ſondern daſs man ſich an dieſe von mir beſprochenen Factoren 
halten mußs. 

Im großen ganzen iſt aber das Gefälle ziemlich gut, und 
zwar beträgt es im erſten Theile 0˙8 pro Mille, im zweiten Theile 
0-6 pro Mille und im dritten Theile 0˙4 pro Mille, alſo circa / m 
auf 1000 m. Es iſt das zwar kein bedeutendes, aber für derartige 
Canäle noch ausreichendes Gefälle. 

Der Sammler, welcher in der Erdbergerlände geführt iſt, hat 
ein Gefälle von 0˙6 pro Mille und derjenige Sammler, welcher in 

Nufsdorf eingefügt werden muſste, hat ein Gefälle von O7 pro Mille. 

Das Materiale, aus welchem dieſe Canäle hergeſtellt werden 
ſollen, iſt hauptſächlich Beton, weil dieſes Materiale ſich nach den 
neueſten Erfahrungen für derartige Bauten als vorzüglich eignet, 
keine ſchwierige Arbeit verurſacht, und die Arbeit raſch vorwärts 
geführt werden kann. 

Die Form der Canäle iſt eine ziemlich verſchiedene, und zwar 
ſind in dieſer ganzen Länge circa zehn Profile eingeſchaltet, welche 
Sie an der Tafel ſehen. Dieſelben ſind auch abhängig von ver— 
ſchiedenen Factoren. Erſtens von der Menge der zu führenden 
Fäcalien, von dem Zuſtrömen des Waſſers und dem Ausgleiche 
des Niveaus des Waſſers, welches nahezu parallel mit der Sohle 
fein ſoll; zweitens find fie auch von der üÜberſchüttung, welche hier 
möglich iſt, abhängig, wie Sie dies z. B. bei den zwei Profilen 
unter dem Wienfluſſe ſehen; dieſe müſſen da ziemlich gedrückt ge- 
halten werden, weil dort keine beſondere Höhe zur Verfügung ſteht. In 
den letzten Strecken ſind, nachdem dieſe bedeutende Profile haben — 
5½ m Höhe und 8 m Breite — ſogenannte Baukettenprofile an⸗ 
genommen worden, und zwar deshalb, weil dort die Säuberung eine 
größere iſt, und damit man die Säuberung längs der Bauketten vor⸗ 
nehmen kann. Auch die Geſchwindigkeiten des abfließenden Waſſers ſind 
verſchiedene, und zwar wird die Geſchwindigkeit zunächſt für diejenigen 
Stoffe berechnet, welche als Brauchwaſſer geführt werden; dieſe 
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Geſchwindigkeiten ſind bedeutend geringer und variieren zwiſchen 
% und 1m in der Seecunde. Tritt eine Vergrößerung des 
Waſſers ein, ſo iſt die Geſchwindigkeit auch eine viel größere, wie 
ich mir ſchon zu erwähnen erlaubt habe, und müſſen, um das ganze 
Waſſer abzuleiten, ſogenannte Nothausläſſe hergeſtellt werden; das 
find Ausläſſe, die es ermöglichen, dafs das Überquantum aus 
dieſem Canale heraus und in den Donaucanal geführt wird. 

Dieſe Nothausläſſe unterliegen beſtimmten Geſetzen. Die 
Ausläufe ſind ganz beſtimmt fixiert, damit dieſelben in einem ganz 
beſtimmten Verhältniſſe mit dem Nullpunkte und dem ſogenannten 
Stauwaſſerpunkte ſtehen. Es find im ganzen elf ſolcher Nothaus- 
läſſe geplant, und zwar am Schreiberbache, Neſſelbache, Krotten— 
bache, Wolfsgraben, Alsbach, Ringſtraßencanal uächſt der Poſtgaſſe, 
an der Einmündung des linken, ſowie an der des rechten Cholera⸗ 
cauales, an der Einmündung des Weißgärber Sammlers und 
an der Einmündung des Favoritener Sammelcanales. Sie ſehen, 
daſs auch hier ausreichend dafür geſorgt iſt, daſs das Waſſer 
überall ungehindert hinausbefördert werden kann. 

Zum Zwecke der Spülung und Ventilation ſind verſchiedene 
Vorrichtungen projectiert, und zwar werden ebenfalls am Donau- 
canale, deſſen Ufer mit Mauern ausgeſtattet werden, Schützer 
angebracht, welche gehoben werden können. Bei einem gewiſſen 
Waſſerſtande kann das Waſſer aus dem Donaucanale in den 
Sammelcanal hineingeleitet werden und kann auf dieſe Art die 
Spülung des Sammelcanales vorgenommen werden. Außerdem 
ſind im XVIII. und XIX. Bezirke gewiſſe Reſervoirvorrichtungen 
geplant. Zur Ventilation ſind Schächte projectiert und zum Ein— 
ſteigen werden in je 1000 m Entfernung Schächte in der Art von 
Kiosken hergeſtellt, die verſperrbar ſind. 

Bezüglich der Rechtsverhältniſſe möchte ich Folgendes be— 
merken: Nachdem der Canal nicht durchwegs auf communalem 
Grunde geführt iſt, ſondern, und zwar insbeſondere in ſeinem 
erſten Drittel über Privatgründe feinen Lauf nimmt, fo muſßs 
zuerſt mit dem betreffenden Eigenthümer verhandelt werden über 
die Führung des Canales, was auf zweierlei Weiſe geſchehen kann, 
entweder wird beim waſſerrechtlichen Verfahren die Duldung einer 
Servitut ausgeſprochen, die auf dem Grunde ſichergeſtellt wird, 
oder es wird erſt nach Ablöſung oder Abtretung des Grundes 
dort, wo ſich Straßen vorfinden, reguliert werden können. Es 
kommen hier auch einige Objecte zur Einlöſung, und zwar das 
ſogenannte Waſſerzollamt bei der Bergſtraße, welches in die Trace 
fällt, und dann finden mehrere Einlöſungen in der Marxergaſſe 
ſucceſſive nach dem Fortſchritte des Baues ſtatt. 

Es iſt geplant, die ganze Strecke von Nuſsdorf bis zur Aus⸗ 
mündung bei der Staatsbahnbrücke in zehn Loſen auszuführen; 
von dieſen ſollen drei gleich zur Ausführung gelangen, und zwar 
von Nujsdorf bis zum ſogenannten Schanzl, und zwar deshalb, 
weil dort keine bedeutenden Schwierigkeiten ſind und weil die 
Trace mehr weniger durch in den beſtehenden Straßen beſtimmten 
Baulinien fixiert iſt. Im unteren Theile iſt die Frage der zwei 
Varianten noch zu löſen — es iſt das die Variante bei der Kaſerne 
und die am Erdbergermais — ehe an den Bau der zweiten Hälfte 
des Canales geſchritten werden kann. ö 

Die geſammten Baukoſten der Strecke von Nuſsdorf bis zur 
Staatsbahnbrücke betragen 4,665.000 fl. Hiezu kommen an Koſten 
für Grundeinlöſungen mit 300.000 fl., an Koſten für die Bau⸗ 
leitung ꝛc. circa 200.000 fl., in Summe 5, 165.000 fl. Ich be⸗ 
merke, daſs dieſe Koſten nicht über die Summe hinausgehen, 


2284 


III ANA NNN 


welche programmäßig feſtgeſetzt ift, die Koſten find ſogar noch 
niedriger als die im Programme fixierte Summe. 

Für die drei Bauloſe, welche nun zur Ausführung gelangen 
ſollen, entfällt, und zwar für das erſte Baulos ein Betrag von 
345.309 fl., für das zweite 270.827 fl. und für das dritte ein 
Betrag von 325.639 fl., alſo in Summe 941.776. Hiezu kommt 
noch für Grundeinlöſungen ein Betrag von circa 100.000 fl., 
für Regie ꝛc. circa 60.000 fl., weshalb die drei Bauloſe eine 
Summe von circa 1,101.776 fl. in ſich ſchließen. Die Arbeiten 
ſollen daher für dieſe drei Bauloſe ſofort vergeben werden, ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſucceſſive nach den hier gelösten Rechtsfragen des 
Eigenthumes und der Duldung, und ſollen dieſelben auch durch 
Offerte ſichergeſtellt werden. Ich bemerke noch, dass für dieſe 
Arbeiten im Sinne des Programmes die Gemeinde 90 Percent des 
Betrages, der Staat 5 Percent, das Land 5 Percent zahlt. Für 
die Koſten iſt in der Verkehrs⸗Commiſſion vollkommen Sorge 
getragen worden. Ich erſuche daher um Annahme der Ihnen vom 
Stadtrathe vorgelegten Anträge. 


Dürgermeifter: Die Anträge find der Verſammlung bekannt, 
ſie liegen gedruckt vor. Wird die Verleſung gewünſcht? (Rufe: 
Nein!) Wünſcht jemand das Wort? 

Gem.⸗Rath Dr. Tueger: Ich möchte nur den Herrn 
Referenten fragen, ob der Antrag geſtellt wird, daſs dem Stadt— 
bauamte der Dank ausgeſprochen werde? 

Referent: Dieſen Antrag habe ich im Stadtrathe geſtellt, 
aber es iſt hier leider im Antrage des Stadtrathes dieſer Antrag 
nicht aufgenommen. Ich nehme jedoch dieſe Anregung mit Ver— 
gnügen auf (Heiterkeit), ich habe ſchon im Anfange geſagt, dass 


es eine große geiſtige Arbeit iſt, welche volles Lob verdient. Das 


Stadtbauamt hat in der kürzeſten Zeit eine Leiſtung vollführt, 
welche gewiſs nur lobenswert iſt und die volle Anerkennung des 
Gemeinderathes verdient. (Bravo! rechts.) 


Gem.-Nath Dr. Cueger: Es iſt im Stadtrathe von Seite 
des Herrn Referenten beantragt worden, dem Stadtbauamte den 
Dank auszuſprechen für den außerordentlichen Fleiß, den es in 
dieſem Falle entwickelt hat. Ich habe ebenfalls für dieſen Antrag 
geſtimmt, weil die Arbeit, die hier geleiſtet worden iſt, als ſolche 
aller Anerkennung würdig iſt. Ich bin dafür von meinen Collegen 
etwas ausgelacht worden, weil ich als entſchiedener Gegner des 
Stadtbauamtes bekannt bin. In der heutigen Sitzung des Stadt⸗ 
rathes habe ich wieder einige Erfahrungen gemacht, die jeden, der 
für das Stadtbauamt geſchwärmt hat, eines Beſſeren belehren 
müjsten. Damit nun nicht ein Irrthum über meine Tendenz 
obwaltet, ſtelle ich den Antrag, daſs von Seite des Gemeinde— 
rathes den Verfaſſern dieſer Pläne und den Mitarbeitern hiebei 
der Dank ausgeſprochen werden ſoll. Dieſe verdienen den Dank, 
nicht das Amt als ſolches; wir müſſen im vorliegenden Falle 
auf Perſonen Rückſicht nehmen, und wenn einzelne Beamten des 
Stadtbauamtes voll und ganz ihre Pflicht erfüllen, dies in irgend— 
einer Weiſe zu erkennen geben. Ich ſtelle alſo den Antrag, dals 
den Verfaſſern der Pläne und deren Mitarbeitern der Dank des 
Gemeinderathes ausgeſprochen werde. 

Gem.-Rath Dr. Nechansliy: Ich bitte, meine Herren, 
einen ſolchen feinen Unterſchied kann man nicht machen. (Rufe 
links: O ja!) Es wäre etwas anderes vom Standpunkte des 
Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueger, wenn der Antrag dahin gienge, 
daſs dem Herrn Stadtbaudirector die Anerkennung ausgeſprochen 
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werde — von Dank iſt überhaupt nicht geſprochen worden. Das 
Stadtbauamt gilt uns als Verfaſſer. Diejenigen, die nicht mit⸗ 
gewirkt haben, trifft auch nicht die Anerkennung. Wir müßsten 
dann nicht im allgemeinen ſprechen, ſondern die Namen der 
Perſonen nennen, welche als Verfaſſer der Projecte gelten und 
welchen ſpeciell die Anerkennung ausgeſprochen wird. So kann 
das nicht gemeint ſein. Der Dank gilt dem Amte und keiner 
Perſon. 

Nürgermeiſter: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet, 
die Debatte iſt geſchloſſen, der Herr Referent wünſcht nichts mehr 
zu bemerken. (Zum Gem.⸗Rathe Dr. Lueger:) Halten Herr 
Gemeinderath Ihren Antrag aufrecht? (Gem.-Rath Dr. Lueger: 
Selbſtverſtändlich!) Der Antrag des Herrn Referenten geht dahin, 
daſs dem Stadtbauamte für die Verfaſſung des vorliegenden 
Projectes die Anerkennung des Gemeinderathes ausgeſprochen 
werde. Ein Gegen⸗Antrag geht dahin, es werde den Verfaſſern 
des Projectes die Anerkennung ausgeſprochen. (Rufe: Und den 
Mitarbeitern!) Alſo den Verfaſſern und Mitarbeitern. (Zuſtimmung.) 

Ich bringe den Gegen-Antrag zuerſt zur Abſtimmung und 
erſuche jene Herren, welche mit dieſem einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Die Herren, welche mit dem Neferenten-Antrage einverſtanden 
ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gegen die übrigen Anträge des Stadtrathes iſt eine Ein- 
wendung nicht erhoben worden. Dieſelben ſind daher ange— 
nommen. 


Beſchluſs: 1. Das vom Stadtbauamte vorgelegte Project 
für die Erbauung des rechtsſeitigen Haupt⸗Sammel⸗ 
canales längs des Donaucanales vom Schreiberbache 
in Nuſsdorf bis zur proviſoriſchen Ausmündung in 
den Donaucanal nächſt der Staatseiſenbahn⸗Brücke wird 
principiell, hinſichtlich der Theilſtrecke vom Schreiber— 
bache in Nuſsdorf bis zur Poſtgaſſe im J. Bezirke 
jedoch endgiltig genehmigt. 

2. Das Project iſt in dieſem Sinne der Com— 
miſſion für Verkehrsanlagen in Wien zur weiteren 
Genehmigung mit dem Erſuchen vorzulegen, nach er— 
folgter Genehmigung um die Durchführung des waſſer⸗ 
rechtlichen Verfahrens Hinfichtlich der Theilſtrecke vom 
Schreiberbache in Nufsdorf bis zur Poſtgaſſe im I. Be⸗ 
zirke bei der k. k. n.⸗ö. Statthalterei einzuſchreiten. 

3. Die Strecke des Canales vom Schreiberbache 
bis zum Kaiſerbade iſt ſofort in Angriff zu nehmen 
und ſind die erforderlichen Arbeiten und Lieferungen 
nach drei Bauloſen nach Genehmigung des Projectes 
durch die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 
im Offertwege ſicherzuſtellen. 

Die Koſtenanſchläge für dieſe drei Bauloſe werden 
mit dem Geſammtkoſtenbetrage von 941.776 fl. 65 kr. 
genehmigt. 

4. Die Ausführung des Baues und die Ver⸗ 
gebung der Arbeiten erfolgt auf Grundlage des zwiſchen 
der Gemeinde Wien und der Commiſſion für Verkehrs⸗ 
anlagen in Wien abgeſchloſſenen Übereinkommens. 

5. Dem Stadtbauamte wird für die Verfaſſung 
des vorliegenden Projectes die Anerkennung des Gemeinde⸗ 
rathes ausgeſprochen. 
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26. (8545.) Referent Gem.-⸗Nath Joſef Müller: Weiters 
habe ich die Ehre, zu referieren ad Beilage 257, betreffend das 
Project für die Einwölbung des Arbesbaches im XIX. Bezirke. Ich 
bemerke gleich hier, daſs im Punkte 1 ein kleiner Irrthum vorkommt. 
Es ſteht nämlich hier: „Das vorliegende Project für die Ein— 
wölbung des Arbesbaches vom Krottenbache aufwärts bis zum 
Döblinger Friedhofe“, das iſt nicht richtig, es ſoll heißen: „bis 
zum Hauſe Nr. 83 Sieveringer Hauptſtraße.“ Ich bemerke weiters, 
dafs der Gemeinderath bereits beſchloſſen hat, den Krottenbach in 
ſeiner ganzen Länge einzuwölben. Ich habe in einer der letzten 
Sitzungen über die Sicherſtellung des letzten Theiles referiert und 
es wurde auch hierüber Beſchluſs gefaist, jo daſs die Einwölbung 
des Krottenbaches in ſeiner ganzen Länge geſichert iſt. Es werden 
nun auch die Conſequenzen davon zu tragen fern, nämlich dafs 
auch die größeren Bäche, welche in den Krottenbach einmünden, 
ebenfalls zur Einwölbung gelangen. Es ſind auch für den ſoge— 
nannten Arbesbach oder Erbſenbach im Budget pro 1894 36.000 fl. 
eingeſtellt worden. Die Vorlage des Bauamtes gelangte an den 
Stadtrath am 3. Auguſt 1894 und der Stadtrath hat damals, 
nachdem die Sitzungen des Gemeinderathes ſiſtiert waren, um die 
Sache nicht aufzuhalten, den Beſchlußs gefasst, das waſſerrechtliche 
Verfahren einzuleiten, die Offertverhandlungen zu beſorgen und 
die Vorlage des ganzen Projectes mit den Koſtenvoranſchlägen zu 
verlangen, ſelbſtverſtändlich vorbehaltlich der Genehmigung des 
Gemeinderathes. 

Über die Lage des Arbesbaches bemerke ich Folgendes: Der— 
ſelbe beginnt in dem Diſtricte von Ober-Sievering, verläuft nach 
Unter⸗Sievering bis gegen den Anfang des verbauten Theiles, 
wendet ſich dann in den unverbauten Theil und läuft über die 
unverbauten Gründe bis in den Krottenbach, etwa oberhalb der 
Privat⸗Irrenanſtalt. 

Die Einwölbung ſoll jedoch nicht in dieſem ganzen Terrain 
ſtattfinden, weil der Bach Diſtricte durchfließt, wo keine Straßen 
beſtehen und die Niveauverhältniſſe ganz ungeregelt ſind; der 
Arbesbach ſoll auch derart ſituiert werden wie der Krottenbach 
und durch die bereits beſtehenden Straßen, in welchen die Bau— 
linien fixiert ſind, gelegt werden. 

Wie die Herren aus dem Plane erſehen, iſt die Einmündung 
des Arbesbaches in den Krottenbach gegenüber dem Rudolfiner- 
hauſe geplant. Von da läuft derſelbe innerhalb der Grinzinger— 
ſtraße bis zum Friedhofe, wendet ſich hier in ſtumpfem Winkel 
von Grinzing in die Sieveringer Hauptſtraße und verläuft bis 
zum Hauſe Nr. 83, woſelbſt die Aufnahme des offenen Gerinnes 
ſtattfindet. Bis dahin wird derzeit die Einwölbung vorgenommen 
werden und ſoll an dieſer Stelle ein Schotterfang hergeſtellt werden. 
Das Gefälle iſt in dieſer Strecke ziemlich gut; es variiert zwiſchen 
29 und 19 pro Mille; es ſollen Profile von 5 bis 6 m? ein— 
geſchaltet werden, welche aus Ziegeln mit Klinkerſohle herzuſtellen 
ſind. Die Koſten betragen hiefür, und zwar für den Theil vom 
Rudolfinerhauſe bis zum Döblinger Friedhofe 38.790 fl., von da 
bis zum Hauſe Nr. 83, wo vorläufig die Einwölbung ſtattfinden 
ſoll, betragen die Koſten 99.157 fl., daher in Summa 137.947 fl. 

Wie ich mir bereits erlaubt habe zu bemerken, ſind für dieſe 
Arbeiten 36.000 fl. eingeſtellt. Es ſoll gleich mit der Arbeit 
begonnen werden, weil das eine ſehr wichtige Arbeit iſt. Sie 
geſchieht nicht im offenen Einſchnitte, ſondern in Form eines 
minierten kleinen Tunnels, daher die Durchführung und Fort: 
ſetzung auch im Winter geſchehen kann. Für das Jahr 1895 ſoll 
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derjenige Betrag eingeſetzt werden, welcher nicht in dieſem Jahre 
zur Ausgabe gelangt. 

Ich erlaube mir die geehrten Herren zu erſuchen, den Autrag, 
wie er vorliegt, anzunehmen (liest): 

„1. Das vorliegende Project für die Einwölbung des Arbes— 
baches vom Krottenbache aufwärts bis zum Ober-Döblinger 
Friedhofe mit dem veranſchlagten Geſammtkoſten⸗Erforderniſſe von 
137.947 fl. 49 kr. wird genehmigt. 

2. Die Arbeiten ſind ſofort in Angriff zu nehmen und nach 
Maßgabe der Witterungsverhältniſſe auch während der Winter— 
monate fortzuſetzen. 

Die über den im Jahre 1894 präliminierten Betrag von 
36.000 fl. hinausgehenden Koſten ſind im Budget des Jahres 
1895 ſicherzuſtellen.“ 

Gem.-Nath Steiner: Es iſt ſehr erfreulich, daßs der Herr 
Referent in Ausſicht geſtellt hat, daſs bei der Ausführung dieſer 
Arbeit miniert werden wird. Nun iſt dort nur eine Straße, die 
den Verkehr von Döbling mit Sievering vermittelt. Ich habe mir 
im Laufe des Sommers den Antrag einzubringen erlaubt, der 
dahin geht, daſs die Straße von Sievering nach Grinzing pro— 
viſoriſch reguliert werden ſoll, um den Verkehr abzuleiten. Ich 
habe jetzt gelegentlich der Einbettung der Waſſerleitungsrohre das 
Erdreich geſehen; es iſt größtentheils Sand. Es iſt daher nicht 
ausgeſchloſſen, dafs, wenn der betreffende Unternehmer auf Sand 
geräth, mit der Minierarbeit aufgehört und offen ausgehoben 
werden muss, fo dass der Verkehr dann für die ganze Gemeinde 
unmöglich gemacht wäre, weil eine zweite Straße zur Ableitung 
des Verkehres nicht exiſtiert. Ich würde mir daher an den Herrn 
Bürgermeiſter die Bitte erlauben, ob nicht vielleicht der von mir 
eingebrachte Antrag rechtzeitig ſeine Erledigung finden könnte, um 
den Verkehr von Sievering nach Grinzing proviſoriſch abzuleiten. 
Weiters erlaube ich mir die Bitte, daS gleichzeitig mit dieſem 
Canalbaue die Röhren zur Waſſerleitung gelegt werden. Man 
kann doch nicht jetzt die Einwölbung des Arbesbaches und im 
Frühjahre die Waſſerleitung durchführen. Es ließe ſich das vielleicht 
unter einem machen, fo dass der Verkehr nicht zu oft geſtört wird. 
Sonſt begrüße ich dieſes Project mit Freuden, weil es großen 
ſanitären Übelſtänden abhilft. 

Bürgermeifter: Die Erledigung der Angelegenheit iſt im 
Zuge und wird darüber berichtet werden. 

Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es 
iſt nicht der Fall. Gegen die Anträge iſt keine Einwendung er— 
hoben worden, ſie ſind daher angenommen. 

Beſchluſs: Das vorliegende Pro ject für die Einwölbung des 
Arbesbaches vom Krottenbache aufwärts bis zum Ober— 
Döblinger Friedhofe mit dem veranſchlagten Geſammt— 
koſten⸗Erforderniſſe von 137.947 fl. 49 kr. wird ge- 
nehmigt. 

2. Die Arbeiten ſind ſofort in Angriff zu nehmen 
und nach Maßgabe der Witterungsverhältniſſe auch 
während der Wintermonate fortzuſetzen. 

Die über den im Jahre 1894 präliminierten 
Betrag von 36.000 fl. hinausgehenden Koſten ſind 
im Budget des Jahres 1895 ſicherzuſtellen. 

27. (8292.) Referent Gem. -Nath Joſef Müller: Dieſer 
Antrag betrifft eine Baulinien⸗ und Niveaubeſtimmung für die 
Hackinger Allee in Hütteldorf. 
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Die ſogenannte Hackinger Allee ift eine Hauptverbindungsſtraße 
zwiſchen der Hütteldorferſtraße und Augaſſe und hat auch infolge 
dieſes ihres Charakters eine namhafte Frequenz aufzuweiſen. Es 
wird da ziemlich viel gefahren. Der jetzige Zuſtand kann nicht 
belaſſen werden, weil er ein ſo ſchlechter iſt, daſs das Fahren 
nahezu unmöglich gemacht wird. Es iſt daher eine Verbeſſerung 
dringend nothwendig. Zu dieſem Zwecke iſt es auch nothwendig, 
daſs man die Baulinien beſtimmt. Dieſelben ſind im Jahre 1892 
für die Fortſetzung bereits beſtimmt worden, und zwar in gerader 
Fortſetzung und mit einer Breite von 16 m. Dieſes Princip ſoll 
auch hier eingehalten werden und ſoll an der linken Seite die 
Baulinie nach den Buchſtaben abc def, auf der anderen Seite 
mi ki hj feſtgehalten werden. Der Theil gegen die Hütteldorfer— 
ſtraße längs der Parcelle 482/1 und 510% kann derzeit noch nicht 
beſtimmt werden, nachdem es noch nicht fixiert iſt, wie der Anſchluſs 
dieſer Straße an den Bahndamm geführt werden ſoll. Alſo dieſer 
Theil bleibt in suspenso. 

Bezüglich des Niveaus iſt Folgendes zu erwähnen: Die Niveau— 
verhältniſſe ſind hier im Längsprofile dargeſtellt. Es ſoll ein Niveau 
eingeſchaltet werden, welches von der Station bis gegen die Kirchen— 
gaſſe ziemlich flach verläuft, iſt aber in dieſer Strecke noch nicht 
vollkommen beſtimmbar, weil, wie ich geſagt habe, der Anſchluſs 
nicht exiſtiert. Von der Kirchengaſſe bis hinauf ſoll das Gefälle 
derart reguliert werden, dass es fo niedrig als möglich iſt, und 
zwar iſt das Gefälle im erſten Theile mit 3615 pro Mille und 
im zweiten Theile mit 38 pro Mille. Der Anſchluſs kann jedoch 
in dieſer Lage, wie das Niveau jetzt beſteht, nicht geſchehen, und 
zwar deshalb nicht, weil die Realität der Gaswerke durch den 
Damm theilweiſe verſchüttet wird. Nach der Erklärung, die dieſe 
Geſellſchaft abgegeben hat, läſst fie ſich das nicht gefallen. Es 
müfste daher, um dieſes Niveau herzuſtellen, eine große Stütz— 
mauer aufgeführt werden. Die Koſten hiefür müjste die Gemeinde 
tragen. Um dem jedoch abzuhelfen, iſt ein Beſchluſs dahin gefaſst, 
daſs man vorläufig ein proviſoriſches Niveau beſtimmt, welches den 
Verhältniſſen Rechnung trägt, bis ſeinerzeit die Verbauung eintritt. 
Das heißt: bis die Parcellierung ſtattfindet, muſs auch die Her: 
ſtellung einer derartigen Abſchluſsmauer erfolgen, welche eventuell 
auch auf Koſten des betreffenden Parcellierungswerbers hergeſtellt 
werden könnte. Aus dieſem Grunde wird der Antrag geſtellt, das 
Niveau derart zu beſtimmen, wie es hier vorgeſchlagen iſt. 


Die Anträge des Stadtrathes ſind folgende (liest): 

„1. Es werde die Baulinie für die Hackinger Allee in Hüttel— 
dorf im XIII. Bezirke unter Zugrundelegung einer Straßenbreite 
von 16 m in der Strecke A F, beziehungsweiſe G M nach den 
Linien A B C D E F einerſeits und M L K I H G andererſeits 
beſtimmt; die Baulinie für die Cat.⸗Parc. 482/1 und 510/2 da- 
ſelbſt aber in suspenso belaſſen. 


2. Es werde die Regulierung der Hackinger Allee in der Strecke 
von der Einfahrt zum Gaswerke bis zur Hütteldorferſtraße nach 
der geſtrichelten Linie vorläufig ausgeführt, dagegen das künftige 
definitive Niveau für dieſe Straße in derſelben Strecke nach der 
mit em ausgeführten Linie beſtimmt.“ 

Ich erſuche um die Annahme dieſer Anträge. 


Mürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) | 


Die Anträge find angenommen. 
Beſchluſs: Der vorstehende vollinhaltlich zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 
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Würgermeiſter: Ich bitte den Herrn Gem.⸗Rath Matthies, 
zu referieren. 

28. (8312.) Referent Gem.-Nath Matthies: Es handelt 
ſich um die Zuſtimmung zu dem Vorbaue von fünf Pfeilern in 
Simmering, Blumengaſſe, beim Hauſe des Herrn Joſef Koch. 
Es ſoll ein ſchmiedeeiſernes Gitter um das Haus herumgeführt 
und dazu fünf kleine Pfeiler erbaut werden, deren Vorſprung 8 em 
über die Baulinie beträgt. Das Geſammtausmaß des abzutretenden 
Grundes iſt 03 m? und es wird beantragt, denſelben entſprechend 
dem Preiſe von 5 fl. für den Quadratmeter gegen den Betrag 
von 1 fl. 50 kr. abzutreten. Ich bitte, dieſen Antrag des Magi⸗ 
ſtrates und Stadtrathes anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Zuerſt conſtatiere ich, daſs Herr Gem. Rath 
Koch nach § 58 des Gemeindeſtatuts abgetreten iſt. 

Die Herren Schriftführer conſtatieren die Anweſenheit von 
92 Herren Gemeinderäthen. 


Gem.-Rath Dr. Linke: Es. wäre zu kleinlich, wenn ich 
wegen eines ſolchen Betrages von 1 fl. 50 kr. erſt ſehr viel Zeit 
verlieren würde, aber nachdem ich die Ehre habe, den Herrn 
Gem.⸗Rath Matthies als Referenten über eine unſerer Ange— 
legenheiten hier zu ſehen, erachte ich es als meine Pflicht, hier zu 
conſtatieren, dass dieſe Angelegenheit gewiss nicht eine fo dringende 
iſt, wie andere Angelegenheiten, welche unſeren Bezirk betreffen. 
In dieſer Beziehung mußs ich insbeſondere hinweiſen auf die 
Dringlichkeit bezüglich der Errichtung des Volksbades und möchte 
den Herrn Bürgermeiſter bitten, mit Rückſicht auf die vielen 
Juterpellationen, die ich ſchon eingebracht habe, dieſer Angelegenheit 
den Vorzug vor dieſer zu geben, welche überhaupt gar nicht ein— 
mal als dringlich angeſehen werden kann. 

Bürgermeifter: Da kann ich nur ſagen, dass von allen 
anhängigen Angelegenheiten diejenigen erledigt werden, deren Er— 
ledigung möglich iſt. 

Die Erledigung des Antrages, den der Herr Vorredner berührt 
hat, war früher nicht möglich, weil die Verhandlungen mit der 
betreffenden Geſellſchaft zu einem Reſultate noch nicht geführt 
haben. 

Referent: Sie iſt inzwiſchen erledigt. Die Arbeit ift ſchon 
vergeben! 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Die Angelegenheit 
ſelbſt iſt, von finanzieller Seite aus betrachtet, gar nicht wichtig, 
es iſt eine ganz nebenſächliche Angelegenheit; fie iſt nur wichtig, 
wenn man fie von einer anderen. Seite betrachtet; fie iſt inſofern 
wichtig, als ſich hier wieder zeigt, wie man ſich auf das Stadt— 
bauamt verlaſſen kann. 

Das Stadtbauamt iſt doch verpflichtet, darauf zu ſehen, dass 
die bekanntgegebene Baulinie auch eingehalten wird; das wird 
jeder Herr zugeben. Hier iſt man erſt nachträglich darauf gekommen, 
dass der Betreffende über die Baulinie hinausgebaut hat. Es iſt 
vollkommen gleichgiltig, ob das ein Mitglied des Gemeinderathes 
iſt oder nicht. Es iſt Pflicht des Stadtbauamtes, darauf zu ſehen, 
dafs die Baulinie eingehalten wird. 

Ich bin feſt überzeugt, daſs das Stadtbauamt dem Gem. 
Rathe Koch keine Gefälligkeit erweiſen wollte. Es iſt aber — wie 


ſoll ich mich ausdrücken, um den Herrn Bürgermeiſter nicht allzu 


ſehr in Angſt zu bringen, der eingelebte — Schlendrian, will ich 
nicht ſagen, ſondern (Ruf links: Schimmel!) — ja, der eingelebte 
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Schimmel, es ift dies das Sich⸗gehen⸗laſſen. Sehen Sie, darum bin 
ich gegenüber dem Stadtbauamte außerordentlich vorſichtig und 
drücke ich einem Amte nicht meinen Dank aus, wenn ich weiß, 
daßs dort ſolche Dinge vorkommen. Laſſen Sie ſich von Ihren 
liberalen Herren Collegen die Dinge erzählen, die heute im Stadt⸗ 
rathe vorgekommen ſind, und dann werden Sie über das Stadt— 
bauamt auch eine ganz gehörige Meinung haben. Wir haben auch 
bei dieſer Gelegenheit im Stadtrathe beſchloſſen, dem Stadtbauamte 
bekanntzugeben, dajs in Hinkunft bei Bauführungen ſtrenge 
darauf zu ſehen iſt, dafs die bekanntgegebene Baulinie wirklich 
eingehalten wird. Hoffentlich wird das Stadtbauamt dieſer Weiſung 
in Hinkunft nachkommen. Ich habe mich verpflichtet gefühlt, dies 
auch in öffentlicher Sitzung bekanntzugeben, damit mir nicht 
immer der Vorwurf gemacht werden kann, daſs ich irgendein 
Amt in ungerechtfertigter Weiſe angreife. Ich werde von nun an 
jeden Fehler, der von Seite des Stadtbauamtes begangen wird, öffent- 
lich in öffentlicher Sitzung bekanntgeben, damit auch die geſammte 
Bevölkerung von dieſem Treiben Kenntnis bekomme. (Beifall links.) 


Bürgermeifler: Die Debatte iſt geſchloſſen. 


Referent: Wenn die Herren den Plan anſehen würden, ſo 
würden Sie finden, dafs der Beſitzer gar keinen Nutzen davon hat 
und dafs er unbedingt die Bewilligung bekommen hätte (Lebhafter 
Widerſpruch links und Rufe: Um das handelt es ſich nicht!), wenn 
er darum angeſucht hätte. (Bürgermeiſter: 0-3 m?!) übrigens 
bemerke ich, daſs gerade Herr Gem. Rath Koch 372 m? unent⸗ 
geltlich zum Straßengrunde abgetreten hat. Ich bitte um die An- 
nahme des Antrages. 

Bürgermeifler: Man mußs in ſolchen Fällen auch immer 
den Gegenſtand ſelbſt im Auge haben. 03 m? — ein ſolcher 
Fehler iſt immer möglich. Wenn man auch einen Fehler nicht 
beſchönigen ſoll, ſo muſs man doch conſtatieren, dafs ein fo kleiner 
Fehler leicht möglich iſt. 

Ich conſtatiere die Anweſenheit von 92 Gemeinderäthen. Die 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe ) Der An⸗ 
trag iſt einſtimmig angenommen. 


Beſchluſs: Der für den Vorſprung von fünf Einfriedungs⸗ 
pfeilern der Realität Einl.⸗Z. 1433 in Simmering 
erforderliche Grund im Geſammtausmaße von 030 m? 
wird dem Joſef Koch um den Betrag von I fl. 50 kr. 
überlaſſen. 


29. (8227.) Referent Gem.⸗Nath Schlechter: Ich habe 
die Ehre, über den Antrag des Stadtrathes, betreffend eine Grund— 
transaction mit der Gemeinde Lieſing, zu referieren, welche an⸗ 
läſslich der Parcellierung eines dieſer Gemeinde gehörigen Grund— 
complexes zwiſchen dem Hochquellenaquäduct und der der Gemeinde 


Wien gehörigen Verſorgungsanſtalt in Lieſing vorgenommen werden 


ſoll. Die Gemeinde Lieſing will die genannte Area parcellieren 
und kommt hiebei die Gemeinde Wien in dreierlei Rückſicht in 
Betracht. Erſtens bezüglich der Verſorgungsanſtalt, beziehungsweiſe 
des Parkes daſelbſt, zweitens bezüglich der Ableitung des Waſſer⸗ 
grabens durch die Auflaſſung des Mühlbachgrabens, und drittens 
bezüglich des Grundſtreifens, welcher längs des Aquäductes ſich 
befindet. Was zunächſt den Park der Verſorgungsanſtalt anbelangt, 
jo liegt die Sache folgendermaßen: An der Nordſeite des Parkes 
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befindet ſich an derſelben anſtoßend die ſogenannte alte oder 
Färbermühle und dieſe iſt Eigenthum der Gemeinde Lieſing ge⸗ 
worden. Die Gemeinde Lieſing beabſichtigt nun zwiſchen dem Ver— 
ſorgungshauſe und dem Lieſingbach eine Straße durchzulegen und 
dann einen Kirchenplatz zu ſchaffen, und ſoll die Kirche in der 
Richtung des Verſorgungshausparkes angelegt werden. Die Straße 
wird mit der beſtehenden Mühlbachgaſſe in Verbindung kommen 
und ſich ſohin bis zum Aquäduct fortſetzen. Durch die ſelbſt⸗ 
verſtändlich geradlinige Anlage dieſer Straße würde einerſeits ein 
Theil von dem Verſorgungshausparke abgeſchnitten werden, anderer— 
ſeits ſowohl auf der einen wie auf der andern Ecke ein kleiner 
Grundtheil, welcher der Gemeinde Lieſing gehört, zum Parke zu⸗ 
zuſchlagen fein. Was nun die Waſſerableitungs-Angelegenheit an⸗ 
belangt, jo iſt da eine Beſchlufsfaſſung im Augenblicke nicht noth- 
wendig, weil das waſſerrechtliche Verfahren eingeleitet wurde und, 
wie aus dem Berichte des Stadtbaumtes hervorgeht, im Sinne der 
Forderung der Gemeinde Wien die Angelegenheit geregelt iſt. 

Ferner handelt es ſich um einen Streifen Grund, welcher 
längs des Aquäductes liegt. Dieſer Grund iſt ſeinerzeit von 
der Gemeinde Wien angekauft worden, weil das Ablaſsrohr der 
Hochquellenleitung in denſelben eingebettet wurde. Dieſes Grund— 
ſtück fällt aber nunmehr in die zukünftige Straße, fo dafs von 
einer Verwertung desſelben abſolut keine Rede ſein kann. In dieſer 
Richtung finden die Herren Vorſorge getroffen, dafs der Beſtand 
des Rohres geſichert iſt, auch für den Fall, als wir den Grund 
zur Straße abtreten. Es mufs übrigens darauf aufmerkſam gemacht 
werden, dass dieſes Rohr ohnehin theilweiſe ſchon in einer von der 
Gemeinde Lieſing hergeſtellten Straße liegt. Das kleine Grundſtück, 
welches nur 2° breit, aber circa 70° laug iſt, ift, wie ich aus den 
Acten erhoben habe, vom Fabriksbeſitzer Sey bel mit Vertrag 
vom 4. Auguſt 1884 um den Betrag von 200 fl. erworben worden. 

Es iſt gewiss wünſchenswert, dajs die Beſtrebungen der 
Gemeinde Lieſing bezüglich der Schaffung des Kirchenplatzes und 
der Erbauung der Kirche unterſtützt werden, und es iſt andererſeits 
auch ein Vortheil für den Park der Verſorgungsanſtalt, wenn er 
auf der nördlichen Seite vollſtändig an die Straße verlegt iſt. 
Alſo auch in der Richtung hat die Gemeinde Wien gewiss alle 
Urſache, den Beſtrebungen der Gemeinde Lieſing entgegenzukommen. 
Es hat ſich nur darum gehandelt, die Bedingniſſe feſtzuſtellen, 
unter welchen dieſe Grundtransaction vorgenommen wird. Das 
Stadtbauamt hat nun eine Reihe von Punkte vorgeſchlagen, die 
vom Magiſtrate begutachtet wurden. Die Herren finden dieſelben 
in den Punkten 1 bis 6 des Antrages, und zwar find das die Forde- 
rungen, welche die Gemeinde Wien ſtellt, unter welchen Bedingungen 
dieſe Transaction vorgenommen wird. Ich werde mir erlauben, 
dieſe Anträge zur Verleſung zu bringen (liest): 

„Die Gemeinde Wien ertheilt der Gemeinde Lieſing zur 
beabſichtigten Parcellierung der ihr eigenthümlich gehörigen Par— 
cellen Nr. 356/1, 357 und 358 /, ſowie mehrerer zur Färber- 
mühle gehörigen Parcellen die Zuſtimmung. 

Zum Behufe der Durchführung dieſer Parcellierung werden 
die im Plane mit den Buchſtaben i' h“ 1’ m’ bezeichneten Grund— 
ſtreifen der ſtädtiſchen Parcelle 356/3 der Gemeinde Lieſing gegen 
dem überlaſſen, daſs auf der künftigen Straßenparcelle dieſelben 
Servitutsbeſtimmungen einzuverleiben ſind, wie ſelbe auf der Cat.⸗ 
Parc. 354/221 pränotiert ſind. 

Weiters werden die in dem Plane mit den Buchſtaben 
a be fa, ferner h I i bezeichneten Grundflächen im Ausmaße 
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von 845˙5 m? des Areales der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt in 
Lieſing unter folgenden Bedingungen in das Eigenthum der 
Gemeinde Lieſing übertragen: 

1. Die Gemeinde Lieſing überträgt an die Gemeinde Wien 
die Flächen i j k und fg h im Ausmaße von 11 ms, ferner 
die Fläche Cat.⸗Parc. 358/43, Fig. a“ b“ c“ d’ e“ a“ im Ausmaße 
von 144 m'. 

2. Die Gemeinde Lieſing verpflichtet ſich, die Niveau⸗ 
regulierung der Mühlbachgaſſe auf ihre Koſten allein durchzuführen 
und die letztere in ihrer ganzen Ausdehnung und Breite bis zur 
Ausmündung in die Perchtoldsdorferſtraße ſofort in das Ber- 
zeichnis für das öffentliche Gut eintragen zu laſſen. 

3. Die Gemeinde Lieſing verpflichtet ſich, ſofort nach Ab— 
tragung der alten Einfriedungsmauer zum mindeſten auf die 
Länge a“ (b) fh j ein eiſernes Gitter auf gemauertem 
Sockel mit Steinunterſätzen für die Säulen herzuſtellen. 

4. Die Gemeinde Lieſing übernimmt auf ihre Koſten die 
nöthigen Arbeiten behufs Regulierung der durch die Abtretung 
alterierten Parkanlagen und Ergänzung der Wege. 

5. Das auf den abzutretenden Grundſtücken vorkommende 
Holz, ſowie das Materiale der alten zu demolierenden Mauer wird 
der Gemeinde Lieſing überlaſſen. 

6. Die Baulichkeiten auf Parcelle 46 dürfen vorläufig nicht 
demoliert werden und wird der in die Straße fallende Theil der— 
ſelben erſt nach ihrer Beſeitigung ſeinerzeit der Gemeinde Lieſing 
in den phyſiſchen Beſitz übergeben.“ 

Ich habe die Ehre, dieſe Anträge zur Annahme zu em— 
pfehlen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (der inzwiſchen den Vor⸗ 
ſitz übernommen hat): 
meldet ſich.) 

Die Schriftführer conſtatieren die Anweſenheit von 92 Mit- 
gliedern. 

Ich bitte jene Herren, welche die Anträge des Referenten an— 
nehmen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Die 
Anträge ſind mit allen Stimmen angenommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollinhaltlich zur Verleſung gebrachte 
Referenten-Antrag. 

30. (8291.) Referent Gem.-RNath Schlechter: Ich habe 
ferner zu referieren in Angelegenheit der überlaſſung einer weiteren 
Grundfläche für die Thorportalanlage VI., Gumpendorferſtraße 25. 
Dem Eigenthümer dieſes Neubaues wurde ſeinerzeit der Bauconſens 
ertheilt und iſt bei der Gelegenheit vom Stadtrathe der Beichlufs 
gefafst worden, daſs der für die Riſalite und der Thorportal— 
herſtellung nothwendige Grund gegen dem überlaſſen werde, daſs 
derſelbe zu compenſieren iſt, und zwar mit einem von der abzu— 
tretenden Fläche zu berechnenden Grunde. 

Nun hat ſich aber bei der Übernahme des Grundes heraus⸗ 
geſtellt, daſs die Thorportalanlage, welche mit einer Länge von 
3 m angenommen wurde, um 20 cm länger gemacht werden mußs. 
Der Bauherr muſste ſelbſtverſtändlich neuerdings um die Geneh- 
migung herantreten, und nachdem ſeinerzeit bezüglich der von mir 
mit 3 m genannten Compenſation vom Gemeinderathe noch kein 
Beſchluſs gefasst worden iſt, wird hier beides zuſammengefaſst, und 
ich habe die Ehre, den Antrag zu ſtellen (liest): 

„überlaſſung des weiters für die Thorportalanlage in An— 
ſpruch genommenen Grundes per 0˙06 m?, beziehungsweiſe des 
ganzen, für dieſe Thorportalanlage und Riqalite verwendeten 
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Grundes im Geſammtausmaße von 2:04 m? gegen Abrechnung 

von dem zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grunde.“ 

Ich bitte, dieſen Antrag zu genehmigen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die Schrift— 
führer conftatieren die Anweſenheit von 93 Mitgliedern des Ge— 
meinderathes. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche die Anträge annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Nach einer Pauſe:) Die Anträge ſind einſtimmig ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Der für die Thorportalanlage beim Haufe VL, 
Gumpendorferſtraße 25, weiters in Anſpruch ge— 
nommene Grund per 0˙06 m', beziehungsweiſe der 
ganze für dieſe Thorportalanlage verwendete Grund 
per 2:04 m? wird gegen Abrechnung von der zur 
Straßenverbreiterung abzutretenden Grundfläche dem 
Jakob Franz Neugebauer überlaſſen. 

31. (7077.) Referent Gem.⸗Nath Wurm: Ich habe die Ehre, 
zu referieren über den Antrag des Herrn Gem. Rathes Herrdegen 
wegen Verlegung der Amtslocalitäten des ſtädtiſchen Arztes im VI. Be⸗ 
zirke. Die Herren werden ſich erinnern, dafs feinerzeit eine Ofen⸗ 
Exploſion in dieſem Amtshauſe ſtattfand, und bei dieſer Gelegen— 
heit kam auch zur Sprache, daßs die Localitäten des Gemeinde- 
arztes im dritten Stockwerke gelegen ſind. Eine Verlegung der— 
ſelben in tiefere Stockwerke ließ ſich nicht gut durchführen und es 
hat dies die Anregung gegeben, ſich überhaupt mit den mangel— 
haften Raumverhältniſſen des dortigen Gemeindehauſes neuerdings 
zu beſchäftigen. Seinerzeit, wie die Bezirksämter eingerichtet 
wurden, gieng man mit der größtmöglichſten Sparſamkeit vor und 
darum wurde es auch in dieſem Hauſe unterlaſſen, den Wahlſaal 
zu untertheilen. Nun mufs conſtatiert werden, dafs nur durch eine 
Untertheilung desſelben es möglich wäre, entſprechende Localitäten 
zu ſchaffen und die Amter derart in Verbindung zu bringen, wie 
es die Zu erfordert. Auf dieſe Art köunten jene Amter, 
welche für das Publicum haupt ſächlich zugänglich ſein ſollen, ins 
erſte Stockwerk verlegt, und jene Amter, welche den internen Dienſt 
beſorgen und auch zuſammengehören, alſo Concept, Einreichungs- 
protokoll, Expedit, Kanzlei in ein Geſchoſs gebracht und die anderen 
Amter in die oberſten Stockwerke verlegt werden. Dies wird durch 
den Vorſchlag erreicht, den Wahlſaal zu untertheilen. Derſelbe 
wird eigentlich nur alle zwei Jahre benützt und iſt jedenfalls 
nicht fo dringend nothwendig als die Localitäten für den Amts— 
verkehr. Es iſt auch der Bezirksausſchuſs hiemit einverſtanden. 
Die Adaptierungskoſten betragen zuſammen 7348 fl. 31 kr. Es 
wird auch beantragt, im erſten Stocke nebſt den Localitäten für 
das Steueramt, Caſſa, den ſtädtiſchen Arzt unterzubringen. Der 
Antrag des Stadtrathes geht dahin, die Summe von 7348 fl. 
31 kr. in das Budget pro 1895 einzuſtellen, um die Arbeiten 
im Gemeindehauſe im beſprochenen Sinne ausführen zu können. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Gem.-⸗Rath Eigner: Sehr geehrte Herren! Der Herr 
Referent hat unter Z. 7077 beantragt, in den Amtslocalitäten im 
Gemeindehauſe im VI. Bezirke die Herſtellung einer Wohnung für 
den ſtädtiſchen Arzt um den Betrag von 7348 fl. 31 kr. vorzu⸗ 
nehmen. 

Nun erlaube ich mir die Anfrage an den Herrn Referenten, 
was denn da eigentlich hergeſtellt wird? Das Haus ſteht ja dort, 
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es können vielleicht einige neue Thüren ausgebrochen oder einige 
Thüren vermauert, neue Fußböden gelegt oder neue Fenſterſtöcke 
hergeſtellt werden, der Anſtrich, die Verglaſung ꝛc erneuert werden 
— wie das 7348 fl. 31 kr. ausmachen kann, das iſt etwas merk⸗ 
würdig! Darum kann man ja ſchon ein einſtöckiges Haus und 
den Bauplatz dazu kaufen! Ich glaube, dajs hier wieder die 
gewiſſen 40 bis 50 Percent inbegriffen find und dafs der Auftrag 
an das Bauamt, ſich den jetzigen Preiſen anzupaſſen, nicht durch— 
geführt wird. Der Herr Bürgermeiſter und die beiden Herren 
Vice⸗Bürgermeiſter haben mir ſchon oft verſprochen, daßs die 
Voranſchläge nach den jetzigen Preiſen verfajst werden; dieſe 
Preiſe, die das Bauamt hat, ſind aber noch immer aus den 
Siebzigerjahren und dadurch ſtellt ſich eine ſolche Summe heraus! 
Ich erlaube mir nun den Herrn Referenten zu bitten, über dieſen 
Betrag näheren Aufſchluſs zu geben, damit ſämmtliche Gemeinde— 
raths⸗Mitglieder wiſſen, was da gemacht wird, ob nur eine 
Umänderung für den Arzt oder was ſonſt hergeſtellt wird. 

Referent: Es iſt leider etwas unruhig, fo daßs es mir 
ſchwer wird, mich verſtändlich zu machen. Ich habe in ganz 
ausführlicher Weile dargelegt, daſs es ſich nicht allein darum 
handelt, für den ſtädtiſchen Arzt Unterkunft zu bieten, ſondern 
das ganze Gebäude in einer Weiſe umzugeſtalten, daſs die Amts— 
zwecke dort völlig erreicht und die zuſammengehörigen Amter 
zuſammengelegt werden. 

Als die magiſtratiſchen Bezirksämter errichtet wurden, iſt mit 
der allergrößten Sparſamkeit vorgegangen worden und hat man 
es unterlaſſen, den Wahlſaal zu untertheilen. Damals ſchon iſt 
von Seite der Bezirksvertretung ſowohl, als von Seite des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes darauf hingewieſen worden, dafſs eine 
ſolche Untertheilung wünſchenswert wäre. Man hat es, um zu 
ſparen, nicht gethan und mufs es endlich thun, um den Wüuſchen 
des Publieums Rechnung zu tragen. Durch die Untertheilung des 
Saales ſind gewiſſe Auslagen nothwendig, und der Herr Collega, 
der Fachmann iſt, wird zugeben, daſs, wenn ein fo großer Saal 
wie dieſer durch eine Decke untertheilt werden mufs, wenn in 
dem oberen und unteren Stockwerke der Raum durch ſenkrechte 
Wände in mehrere Theile getheilt werden mufs, dies gewifs eine 
bedeutende Auslage macht. Wenn noch hinzukommt, daßs die Heiz⸗ 
anlage geändert werden mufs, um die kleineren Räume zu heizen, 
und außerdem gewiſſe andere Veränderungen vorgenommen werden 
müſſen, die aber von geringerer Art ſind, und dann alles zu— 
ſammen dieſe Summe ausmacht, ſo iſt das durchaus nicht über— 
trieben. 

Was die zweite Anregung bezüglich der Anderung des 
ſtädtiſchen Tarifes und Anpaſſung desſelben an die gegenwärtigen 
Preiſe betrifft, ſo haben darüber langwierige Berathungen ſtatt— 
gefunden, welche bereits zum Abſchluſſe gekommen find. Der Stadt— 
rath hat bereits vor circa 8 oder 14 Tagen den neuen Tarif 
angenommen und er wird demnächſt auch in Gebrauch genommen 
werden. 

Gem.-Nath Eigner: Ich mußs auf die Ausführungen des 
Herrn Referenten noch einiges bemerken. Den Herrn Referenten 
wird wohl keine Schuld treffen, auch nicht den Herrn Gemeinde— 
rath, der die Sache angeregt hat, ſondern denjenigen, der den 
vorliegenden Antrag geſchrieben hat und der ſehr mangelhaft iſt. 
Wenn in dieſem Antrage dasjenige ſtehen würde, was der Herr 
Referent uns detailliert hat, ſo würden wir ja vielleicht zufrieden 
geweſen ſein. Hier ſteht aber ausdrücklich ſchwarz auf weiß 
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geſchrieben, daſs das Amtsgebäude nur für den ſtädtiſchen Arzt 
umgeſtaltet wird. 

Dann fragt man ſich, wieſo hier 7348 fl. 31 kr. heraus- 
wachſen können. Der Herr Referent hat aber erwähnt, daſßs die 
Amtslocalitäten noch für das Steueramt, die Caſſa u. ſ. w. her⸗ 
gerichtet werden, daſs überhaupt das ganze Gebäude umgeſtaltet 
wird, daſs man früher bei der Commune ſo geſpart hat, dafs die 
Gebäude nicht ſo ausgeſtattet wurden, wie es hätte ſein müſſen: 
man hat weiche Böden gelegt, keine Luft- oder Niederdruckheizung 
u. ſ. w. Das wird alles dort vielleicht eingeführt. Wenn das aber alles 
gleich darin ſtünde, ſo würde niemand zu fragen brauchen. Deshalb 
erſuche ich den Herrn Vorſitzenden, daſs in Zukunft in den dem Ge— 
meinderathe unterbreiteten Anträgen genauer erſichtlich gemacht werde, 
um was es ſich handle. Der Herr Referent wird mir vollſtändig 
recht geben. Übrigens iſt es bei uns Uſus, dafs zuerſt gebaut 
und dann umgeändert wird. Das geſchieht in jedem Bezirke. 

Gem.-Nath Stehlik: Es iſt nothwendig, dieſen Gegenſtand 
zur Debatte zu bringen, und ich bedauere nur ſehr, dass die Ge: 
meinderäthe des VI. Bezirkes ſich nicht darüber moquieren, wie 
dort gebaut wird. 

Ich möchte gerne die Summe wiſſen, welche vor zwei Jahren 
der Umbau des Ganzen gekoſtet hat. Ich bin überzeugt, daſs man 
vielleicht ein ganzes Stockwerk aufgeſetzt hat. Ich kenne ja dieſe 
Bauerei, wie ſie das Stadtbauamt macht, genau; man wirft das 
Geld dreimal im Jahre hinaus. Wie bei der Gasröhrenlegung 
und Waſſer leitung, ſo machen ſie es auch bei den Bauten; das 
iſt eine Schlamperei, die man nicht angehen laſſen ſoll, und ich 
würde bitten, dass man uns Auskunft gibt, denn ich möchte 
wiſſen, was ſeinerzeit die Adaptierung gekoſtet hat. Da werden 
wir dann ſehen, was die Geſchichte den Steuerträgern koſtet. Wir 
ſitzen hier, um zu verhüten, daſs nicht gar ſoviel hinausgeworfen 
werde. Sie brauchen uns hier zu ſonſt nichts, als uns zur Thür 
hinauszuexpedieren und auszuſchließen, das iſt Ihre ganze Kunſt. 
(Bravo! links.) 

Gem.-Nath Vincenz Weſſely: Ich habe mich ſelbſt nicht 
ausgekannt nach dem Vortrage des geehrten Herrn Referenten. 
Er hat geſagt, im Gemeindehauſe ſoll ein Saal untertheilt werden, 
indeſſen iſt herausgekommen, daſs dies im neuen Bezirksamte ge— 
ſchehen ſoll. Wir haben nämlich im Gemeindehauſe einen Saal, 
und da hätte es mich groß gewundert, wenn wir, ſpeciell die Ver— 
tretung des VI. Bezirkes, eingewilligt hätten, daſs hier etwas ge— 
ſchehen ſoll. Sie werden ſich erinnern können, daſs urſprünglich 
die Gemeindekanzlei auch in dem magiſtratiſchen Bezirksgebäude 
war. Da man aber geſehen hat, dass es nicht jo geht, hat wieder 
die Gemeindekanzlei in das alte Gebäude überſiedeln müſſen, und 
man hat dort die Amtslocalitäten errichten müſſen. Ich finde, 
daſs dieſe Summe von 7000 fl., welche hier beantragt wird, nicht 
zu hoch iſt, weil hier etwas ganz anderes geſchehen ſoll. In dem 
neuen Bezirksamtsgebäude befindet ſich nämlich auch ein Saal, der 
aber gar keine Verwendung hat, man nennt ihn „Wahlſaal“; es iſt 
aber dieſer Ausdruck nicht genehmigt worden, weil man keinen 
Wahlſaal braucht. Dieſer „Wahlſaal“ iſt ungemein hoch und der 
ſoll jetzt untertheilt werden; es ſoll noch eine Etage errichtet werden. 
Nun, mir iſt es erklärlich, dafs das viel Geld koſten wird. Aber 
dieſe Localitäten fehlen in dieſem Gebäude, und es iſt vielleicht 
ſehr gut, dafs es gemacht wird. Die Localitäten waren urſprüng⸗ 
lich zu wenig, und mit der Zeit wird es immer mehr zu wenig, 
wenigſtens dem Zwecke nicht entſprechend. 
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Alſo, ich bitte, dem Antrage des Herrn Referenten zuzu⸗ 
ſtimmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent (zum Schlufsworte) : Ich habe ganz deutlich geſagt, 
dass es ſich handelt um Adaptierungen im Gemeindehauſe, VI. Bezirk, 
und das Gemeindehaus im VI. Bezirke iſt eben das Gebäude, wo 
gegenwärtig das magiſtratiſche Bezirksamt untergebracht iſt, aber 
der officielle Titel iſt noch immer „Gemeindehaus“, weil es als Ge— 
meindehaus ſeinerzeit gebaut worden iſt, und die ehemalige Eßter— 
häzy'ſche Realität nicht als Gemeindehaus bekannt iſt, wenn auch 
der Bezirksausſchuſs dort untergebracht iſt. Ich glaube, dafs es 
gewiſs ein Verdienſt iſt, wenn man mit der Reconſtruction eines 
ganz neuen Gebäudes ſo lange wie möglich zurückhält. Man hat 
geſtrebt, ſo lange als möglich den Wahlſaal zu erhalten; es geht 
jetzt nicht mehr. Es iſt inzwiſchen das Steueramt hineingekommen 
und eine Menge Localitäten, die urſprünglich nicht in Betracht 
zu ziehen waren. (Rufe: Erſt zwei Jahre!) Eben ſeit zwei 
Jahren frettet man ſich, denn als die magiſtratiſchen Bezirksämter 
errichtet wurden, war das Steueramt noch nicht decentraliſiert. Die 
Adaptierungen, die übrigens damals gemacht wurden, waren ganz 
unbedeutend. Heute iſt eine ganze Reconſtruction nothwendig. 

Ich bitte, den Antrag anzunehmen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, meine Herren, 
zur Abſtimmung gelangt der Antrag des Referenten. Ich bitte 
jene Herren, die ihn annehmen, die Hand zu erheben. (Gefchieht.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Für Herſtellungen im Mariahilfer Gemeindehauſe 
iſt in das Budget pro 1895 ein Betrag in der Höhe 
des Koſtenbetrages von 7348 fl. 31 kr. einzuſtellen. 


32. (8424.) Referent Gem.-Rath Wurm: Es handelt 
ſich um die Reſtaurierung des Monumentalbrunnens Alſerſtraße 
nächſt der Skodagaſſe. In der Spitze, welche die Ecke zwiſchen 
der Skodagaſſe und Alſerſtraße bildet, befindet ſich ein Brunnen, 
deſſen Figur von Martin Fiſcher herſtammt, eine Bleifigur, wie 
ſolche auf den meiſten älteren Wiener Brunnen vorkommen. (Unruhe.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich hitte um Ruhe; 
der Herr Referent kann ſich nicht verſtändlich machen. (Rufe 
links: Ausſchließen!) 

Referent (fortfahrend): Dieſer Brunnen hat, wie die meiſten 
Brunnen aus jener Zeit, ein ſehr großes Becken, welches ſo wie die 
Figur ſelbſt ſchon ſchadhaft iſt. Es iſt alſo nothwendig, dieſe Figur 
vollkommen zu reſtaurieren und bei dieſer Gelegenheit iſt es auch 
angezeigt, den Brunnen an eine Stelle zu verſetzen, wo er nicht 
direct ein Verkehrshindernis bildet; denn wo er jetzt ſteht, iſt er 
nicht aufrecht zu erhalten. Es wird alſo beantragt, den Brunnen 
auf 8 m Entfernung von dem dort befindlichen Trottoir zurück— 
zurücken und in kleinerer Form aufzuſtellen, das heißt, es ſoll ein 
Poſtament gebildet werden, auf dem die Figur von Martin Fiſcher 
zu ſtehen kommt, die entsprechend zu reſtaurieren iſt; unten ſollen 
eine kleine Brunnenſchale und kleine Conſols angebracht werden, 
um eben den Verkehr nicht zu hindern. Das Bauamt hat eine 
Skizze vorgelegt, deren Ausführung nicht ganz 5000 fl. koſten 
würde; allein ein weit ſchöneres Project iſt vom Baurathe Conſer— 
vator Hauſer vorgelegt worden; dieſes Project ſchlägt der Stadt⸗ 
rath zur Ausführung vor, und er beantragt, dafs die Koſtenſumme 
von 5700 fl. zu dieſem Zwecke bewilligt werde. Ich bitte, dieſen 
Antrag anzunehmen. 
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Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Meine Herren! Ich habe 
im großen nichts gegen die Reſtaurierung, aber wer durch die 
Alſerſtraße — ſei es im Sommer, ſei es im Winter — geht, 
wird — namentlich zu ſchlechter Jahreszeit — darüber empört 
ſein, daſs bei dieſem Brunnen ein Pferdeſtand ſich befindet. Das 
verſtehe ich nicht! Wenn ein anderer als die Wiener Tramway 
keinen Pferdeſtand hat, muss er ganz einfach dazuſchauen, ſich in 
der Nähe einen Stall zu mieten. (Sehr richtig! links.) Ich weiß 
eigentlich nicht, wo da der Thierſchutzverein iſt, der ſich ſonſt 
erbarmt, wenn er ſieht, daſs Thiere in der Kälte und Hitze im 
Freien ſtehen müſſen. 

Ich weiß nicht, ob, wenn man jetzt den Brunnen kleiner 
machen will, dabei die Abſicht beſteht, zu ermöglichen, dass die 
hochlöbliche Tramway noch mehr Pferde hinſtellen kann. Ich hoffe, 
dafs bei dieſer Reſtaurierung dieſer Pferdeſtand wegkommt und 
ſtelle auch den beſtimmten Antrag, daſs dieſer Pferdeſtand, welcher 
ein wahrer Scandal iſt, unbedingt wegzukommen habe. (Beifall 
links.) 

Gem.-⸗Rath Hawranel: Ich wollte dasſelbe beſprechen; 
nachdem es jedoch Herr Gem.-Rath Grünbeck geſagt hat, ver— 
zichte ich auf das Wort. 

Vice Mürgermeiſter Dr. Nichter: Die Debatte iſt 
geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schlujswort. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich habe nichts zu bemerken, 
nachdem gegen meine Anträge keine Einwendung erhoben wurde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Anträge des Herrn 
Referenten ſind nicht angefochten worden, ich erkläre dieſelben für 
angenommen. 

Ich bitte jene Herren, welche den Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Grünbeck, „der dort bei dem Brunnen befindliche 
Pferdeſtand iſt zu entfernen“, dem Stadtrathe zuweiſen wollen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Die Ausführung des Projectes! für die Reſtaurierung 

des Monumentalbrunnens in der Alſerſtraße nächſt der 
Skodagaſſe wird mit dem Koſtenerforderniſſe von 
5700 fl. genehmigt, welcher Betrag in das Budget 
pro 1895 einzuſtellen iſt. 

33. (7668.) Referent Gem. Rath Wurm: Beilage 259. 
Hier handelt es ſich um die Abtretung von einem Theile des 
überſchwemmungsdammes in der Brigittenau an die Donau— 
regulierungs-Commiſſion behufs Herſtellung der Schleuſenanlage. 
Die Herren werden wiſſen, daſs außer dem Donaucanale noch 
ein ſchmälerer Canal vom Hauptſtrome aus in den Donaucanal 
hereingeleitet wird; dort iſt die Schleuſenanlage geplant, und für 
die Anlage dieſer Schleuſe und als Manipulationsraum wird ein 
Theil des Überſchwemmungsdammes in Anſpruch genommen. 

Nach dem Geſetze vom 18. Juli 1892 hat die Gemeinde 
bekanntlich die Verpflichtung, alle Gründe, welche nicht verkäufliche 
Baugründe ſind, der Verkehrs-Commiſſion unentgeltlich zu über— 
laſſen. Aus dieſem Grunde wird auch der Antrag geſtellt, dass die 
zu dem genannten Zwecke in Anſpruch genommene Grundfläche 
der Donauregulierungs-Commiſſion umſonſt zu überlaſſen wäre. 
Der Antrag geht dahin (liest): 

„Der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien, vertreten 
durch die Donauregulierungs-Commiſſion, wird zur Herſtellung 
eines Verbindungscanales zwiſchen dem Donauſtrome und dem 
Donaucanale und eines Manipulationsraumes zur Durchſchleuſung 
der Fahrzeuge gemäss des Art. XIII, Punkt 3, des Geſetzes vom 
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18. Juli 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 109, der im vorgelegten Plane 

mit den Buchſtaben ab e de f g h bezeichnete und 249391 m? 

enthaltende Theil der ſtädtiſchen Parcelle 3873/2, Einl.⸗Z. 342, 

im II. Bezirke (Überſchwemmungsdamm) unentgeltlich abgetreten 

und wird die ſofortige Occupation der genannten Commiſſion ge 

ſtattet.“ 

Ich bitte, den Antrag anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Jene Herren, welche den Antrag 
annehmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollinhaltlich zur Verleſung 

gebrachte Referenten⸗Antrag. 

34. (8718.) Referent Hem.-Rath Wurm: Hier handelt 
es ſich um die Ertheilung des Bauconſenſes für die Doppelſchule 
im XVII. Bezirke, Stiftgaſſe 29. Das Project iſt ſeitens des 
Gemeinderathes bereits genehmigt, ebenſo auch die Koſten. Aus 
dem detaillierten Koſtenvoranſchlage geht hervor, daſs die Koſten— 
ſumme nicht überſchritten werden wird. Demnach ſtellt der Stadt- 
rath den Antrag, es möge der Bauconſens für dieſe Schule vor— 
behaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes der Local-Commiſſion 
ertheilt werden. Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Für den Bau einer Doppel-Volksſchule im XVII. Be⸗ 
zirke, Hernals, Stiftgaſſe 29, wird vorbehaltlich des 
anſtandsloſen Ergebniſſes der abzuhaltenden Bau— 
Commiſſion die Baubewilligung ertheilt. 


35. (8500.) Referent Gem.-Nath Wurm: Dies betrifft 
die Ertheilung des Bauconſenſes für den Schulhausbau im VI. Be⸗ 
zirke, Mittelgaſſe 24. Auch für dieſe Schule iſt das Project bereits 
genehmigt, ebenſo auch die Koſten auf 103.000 fl. 

Nach dem Koſtenvoranſchlage betragen ſie nur 99.000 fl. und 
nach der Offertverhandlung wahrſcheinlich nur 88.000 fl. Es ſind 
auch in dieſem Falle die Koſten des Voranſchlages nicht über— 
ſchritten. Der Stadtrath ſtellt den Antrag auf Ertheilung des 
Bauconſenſes vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes dieſer 
Local⸗Commiſſion. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Für den Schulhausbau im VI. Bezirke, Mittel⸗ 
gaſſe 24, wird vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergeb— 
niſſes der abzuhaltenden Local⸗Commiſſion die Bau⸗ 
bewilligung ertheilt. 

36. (8480.) Neferent Gem. -Rath Dr. Vogler: Der 
Antrag iſt auf der geſchriebenen Tagesordnung. 

Der Landesſchulrath hat verfügt, daſss der Unterricht, welchen 
Lehrperſonen an fremden Schulen ertheilen, das iſt von ſolchen 
Schulen, deren Lehrkörper ſie nicht angehören, beſonders remuneriert 
werden, und zwar haben dieſe Lehrperſonen per Unterrichtsſtunde 
und Jahr an Volksſchulen 30 und an Bürgerſchulen 40 fl. zu 
bekommen. Es wurden nun die Lehrperſonen aufgefordert, die Ver— 
zeichniſſe über dieſe geleiſteten Stunden an fremden Schulen vor— 
zulegen, und es hat ſich ergeben, dafs hiefür ein ziemlich namhafter 
Betrag erforderlich iſt. Nachdem im Budget eine Vorſorge für 
dieſe Sache nicht getroffen iſt, ſo ergibt ſich die Nothwendigkeit, 
einen Zuſchuſscredit zur Rubrik XLIII 24 zu beantragen. Mit 
Rückſicht auf den Betrag, welcher in Anſpruch genommen wird, 
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wird beantragt, einen Zuſchuſscredit in der Höhe von 10.500 fl. 
zu bewilligen. 

Ich bitte um die Genehmigung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; der Antrag 
iſt angenommen. 

Beſchluſs: Anlässlich der Remunerationsbewilligung für die 
Unterrichtsertheilung an fremden Schulen wird zur 
Rubrik XIIII 24 ein Zuſchuſscredit von 10.500 fl. 
bewilligt. 

Gem.-Nath Hawranel: Ich habe den Referenten nicht ver- 
ſtanden und ſitze doch ſo nahe! 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Ich würde bitten, etwas lauter 
zu ſprechen! 

Gem.⸗Nath Strobach: Man hört abſolut nichts! 

Referent: In der Regel haben die Herren Referenten die 
Gewohnheit, zu dieſer (linken) Seite hinüber zu ſprechen. Ich 
habe mir, weil ich rechts ſitze und weiß, wie unangenehm es iſt, 
wenn da hinüber (links) geſprochen wird, zum Principe gemacht, 
gradaus zu ſprechen. (Lebhafte Heiterkeit links.) Daher mag es 
kommen, dass die Herren mich hie und da nicht verſtehen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wenn jedes Mitglied 
der Verſammlung den Wunſch hat, den Referenten zu hören, ſo 
wird es ſtill ſein und dann wird es möglich ſein, ihn zu hören. 
(Unruhe.) 

37. (6332.) Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Dr. Rafael 
Coön, Leiter der unentgeltlichen Heilcurſe für ſtotternde Schul— 
kinder, bittet neuerdings um eine Subvention. Derſelbe unter- 
richtet in ſeinen Curſen unentgeltlich ſtotternde Kinder und hat 
ſchon erhebliche Reſultate auf dieſem Gebiete erreicht. Er hat 
bisher vom Gemeinderathe eine Subvention von 100 fl. gehabt 
und dieſe Subvention ſoll ihm nunmehr für ein weiteres Jahr 
verliehen werden. 

Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Wenn ich nicht irre, iſt über 
dieſe Anſtalt keine beſonders günſtige Außerung gerade von einer 
competenten Seite abgegeben worden, und ich bitte daher meine 
Parteigenoſſen, gegen den Antrag zu ſtimmen. 

Gem.-⸗Nath Weitmann: Meine Herren! Ich glaube, keinem 
von uns dürften die Reſultate dieſer Anſtalt bekannt ſein, indem 
wir nicht wiſſen, wie die Kinder in dieſer Beziehung dort Fort— 
ſchritte machen, oder überhaupt, was mit dem Gelde bezweckt 
wurde, das wir als Subvention hergeben. Ich werde daher gegen 
dieſen Antrag ſtimmen, fo lange ich nicht überzeugt bin, dafs 
wirklich etwas Gediegenes geſchehen iſt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt ge— 
ſchloſſen, der Herr Referent hat das Schlujswort. 

Referent (Schluſswort): Ich kann nur bemerken, dass von 
Seite des Herrn Bezirksſchulinſpectors ein ſehr günſtiges Urtheil 
über die Reſultate ausgeſprochen worden iſt. Der Herr Inſpector 
hat nur bemerkt, daßs bei feinem Beſuche, den er an einem be— 
ſtimmten Tage gemacht hat, die Frequenz bei den Mädchen eine 
ſchlechte geweſen iſt (Rufe links: Na alſo!), indem von ſieben den 
Curs beſuchenden Mädchen nur vier anweſend waren. Es iſt 
möglich, dass das ein Zufall geweſen iſt, übrigens hindert das 
nichts; auch wenn man nur bezüglich derjenigen Kinder, die dieſen 
Curs fleißig beſuchen, günſtige Reſultate erzielt, ſo zahlt das ſchon 
den geringen Betrag aus, der hier als Subvention gegeben wird. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Es wird beantragt, für 
den unentgeltlichen Heilcurs für ſtotternde Schulkinder 100 fl. als 
Subvention pro 1894 zu geben. Ich bitte jene Herren, welche 
dieſen Antrag annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es ift 
die Majorität, der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Dem Dr. Rafael Coön wird für den unentgeltlichen 
Heilcurs für ſtotternde Schulkinder eine Subvention 
von 100 fl. pro 1894 bewilligt. 


38. (3460.) Referent Hem.-Nath Dr. Vogler: Beilage 
Nr. 177. Die Profeſſoren der Wiedener Communal-Oberrealſchule 
haben eine Eingabe an den Gemeinderath gerichtet, in welcher ſie 
verſchiedene Wünſche aussprechen. Einer dieſer Wünſche geht dahin, 
daſs ihnen die Überſtunden, welche fie über das geſetzliche Lehr— 
penſum hinaus zu ertheilen haben, nach demſelben Ausmaße, welches 
bisher bei der Gemeinde Wien gegolten hat, auch in Zukunft — 
nach erfolgter Verſtaatlichung der Anſtalt — honoriert werden. 
Der Staat remuneriert die Überſtunden mit einem geringeren Be— 
trage, die Gemeinde hat dieſelben bisher mit 60 fl pro Unterrichtg- 
ſtunde und Jahr honoriert. 

Das zweite Petitum der Herren Profeſſoren geht dahin, dafs 
in dem Falle, wenn ſie durch die ſtaatliche Begünſtigung in die 
VIII. Rangclaſſe verſetzt werden und dadurch einen Mehrbezug 
von ſtaatswegen erhalten, dieſer Mehrbezug ihnen bei Abrech— 
nung der Differenzen zwiſchen den ſtaatlichen und den ehemaligen 
Communalbezügen nicht in Abrechnung gebracht werde. 


Es iſt den Herren bekannt, daſs in dem Übereinkommen 
zwiſchen Staatsverwaltung und Gemeinde Wien bezüglich der Ver— 
ſtaatlichung der Mittelſchulen beſtimmt iſt, dafs die Gemeinde Wien 
verpflichtet iſt, die Differenz zwiſchen den Bezügen, welche die 
Profeſſoren bisher bei der Commune hatten, und jenen Bezügen, 
welche ſie nach der Verſtaatlichung beim Staate haben, aus eigenem 
zu bezahlen. Nun iſt das bei den bisher verſtaatlichten Mittel- 
ſchulen jo prakticiert worden, dafs, wenn ein ſolcher Profeſſor in 
eine höhere Rangclaſſe vorgerückt iſt und dadurch einen Mehrbezug 
hat — mag derſelbe 100 fl. und darüber geweſen ſein — wieder 
in Rechnung gezogen worden iſt, und er hat in der Regel von 
dieſer Erhöhung ſeines Ranges keinen materiellen Vortheil gehabt. 
Die Gemeinde Wien hat eben ihre Profeſſoren bisher ebenſo honoriert 
oder höher remuneriert als der Staat die Profeſſoren der VIII. Rang⸗ 
claſſe, in welche Rangclaſſe jedoch nur ein Theil der Gymnaſial- und 
Realſchul⸗Profeſſoren verſetzt wird. 

Die Herren Profeſſoren führen in der Eingabe an, dafs es 
ungerechtfertigt und unbillig ſei, daſs, wenn der Staat ihnen in 
Anerkennung ihrer Verdienſte auf dem Lehrgebiete den Rang erhöht 
und ihnen dadurch auch größere Bezüge anweist, die Gemeinde 
kommt und ihnen dieſe Bezüge wieder wegnimmt. 

Ganz ſo verhält ſich die Sache jedoch nicht, weil die Gemeinde 
eben nur auf dem Standpunkte des Vertrages ſteht, den ſie mit 
der Staatsverwaltung geſchloſſen hat, und weil den Profeſſoren 
dadurch eine Einbuße jedenfalls nicht zutheil wird. Immerhin 
ſprechen aber Billigkeitsmomente dafür, daſs man den Wünſchen 
der Profeſſoren in dieſer Richtung gerecht wird. Es iſt in der 
That nicht ganz billig, dafs, wenn eine ſolche Rangerhöhung ein- 
tritt, die Profeſſoren eigentlich gar nichts davon haben ſollen, 
Sondern, daſs die Bezüge nur für den Säckel der Gemeinde, für 
die ſtädtiſche Caſſa erhöht werden. Aus dieſem Grunde ſtellt nun 
der Stadtrath folgenden Antrag (liest): 
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„1. Die Gemeinde erkläre ſich bereit, für den Fall der Ein- 
reihung von in den Staatsdienſt übergetretenen Mittelſchul⸗ 
Profeſſoren in die VIII. Rangclaſſe die den Profeſſoren dadurch 
zugehenden Mehrbezüge von der ihnen nach Punkt VII des Ber: 
trages zwiſchen der Staatsverwaltung und der Stadtgemeinde Wien 
wegen Übernahme der Communal⸗Mittelſchulen ſeitens der Gemeinde 
auszubezahlenden Differenz zwiſchen den communalen und ſtaat— 
lichen Bezügen nicht in Abzug zu bringen.“ 

Dieſes Petitum iſt nur von den Wiedener Oberrealſchul-Profeſſoren 
geſtellt; ein ähnliches Petitum wurde allerdings früher von den 
Profeſſoren des Mariahilfer Gymnaſiums geſtellt, man iſt aber 
damals nicht darauf eingegangen. Es wäre nun gewijs nicht billig, 
wenn man bloß jenen Profeſſoren, welche jetzt einſchreiten, dieſes 
Beneficium zuerkennen und die anderen, welche ſich in gleicher 
Lage befinden, davon ausſchließen würde; infolge deſſen beantragt 
der Stadtrath weiter (liest): 

„Dieſer Beſchluſs habe auch auf die bereits in den Staats— 
dienſt übergetretenen Profeſſoren der bereits vom Staate über— 
nommenen communalen Mittelſchulen Anwendung zu finden. 

2. Auf das weitere Anſuchen der Profeſſoren der Wiedener 
Communal⸗Oberrealſchule werde nicht eingegangen.“ 

Ich empfehle dieſe Anträge Ihrer Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche den 
Referenten⸗Anträgen zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte zu zählen. (Nach einer Pauſe:) Es ſind 34 Herren 
dafür. (Gem.⸗Rath Hawranek: Das iſt wieder eine Wahl⸗ 
macherei!) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es ſind 34 
dagegen, ich kann nicht für den Antrag ſtimmen, er iſt alſo a b— 
gelehnt. (Beifall links.) 

Beſchluſs: Das Anſuchen der Profeſſoreu der Wiedener Com— 
munal⸗Oberrealſchule um Honorierung von Überſtunden 
und Fortbezug der Differenzen zwiſchen den communalen 
und ſtaatlichen Bezügen für den Fall ihrer Einreihung 
in die VIII. Rangclaſſe wird abgelehnt. 

39. Pice-Bürgermeifler Dr. Richter: Wir haben Wahlen 
auf der Tagesordnung. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Auf der Tagesordnung ſteht heute die Wahl von zwei 
Mitgliedern in den Wiener Bezirksſchulrath, von drei Mitgliedern 
in den k. k. n.⸗ö. Landesſchulrath, von vier Mitgliedern in die 
Gewerbeſchul⸗Commiſſion und von ſechs Mitgliedern in den Ver— 
waltungsausſchuſs des Vereines zur Errichtung und Erhaltung des 
Franz Joſef⸗Jugendaſyles. 

Ich bemerke, dass die Minorität des Wiener Gemeinderathes 
in allen dieſen vier Körperſchaften nicht vertreten iſt. Nicht ein 
einziges Mitglied der Minorität des Wiener Gemeinderathes iſt 
für eine dieſer Körperſchaften gewählt. 

In den Wiener Bezirksſchulrath wollen Sie heute zwei Herren 
wählen, Bittner und Wehle, die nichts ſind, als judenliberale 
Agitatoren. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Die Bevölkerung, die 
ausſchließlich wir vertreten, iſt in den Schulbehörden nicht ver— 
treten. (Lebhafte Pfuirufe links.) Dadurch werden die Schulbehörden 
die reinſten Parteibehörden, welche gegen die Kirche unſerer 
Religion und gegen das Chriſtenthum entſcheiden. (Lebhafte Rufe 
links: Schämt Euch!) In die Gewerbeſchul-Commiſſion iſt keiner 
von uns entſendet worden, trotzdem in unſerer Mitte ſpeciell das 
Gewerbe außerordentlich vertreten iſt. 
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Wir ſind die Vertreter des III. Wahlkörpers. Auch dort kommt 
niemand von uns hinein, und daſs es zweckmäßig wäre, wenn chriſt⸗ 
liche Ideen vielleicht auch bei der Verwaltung des Franz Joſef— 
Jugendaſyles Einkehr halten würden, iſt zweifellos. Man braucht 
nur zu hören, wie dort die Kinder geprügelt werden, um zu 
wiſſen, welche Erziehungsmethode in dieſem Aſyle vorhanden iſt. 
(Stürmiſcher Beifall links.) Ich will aber nicht über die Majorität 
aburtheilen, vielleicht geht ſie noch in ſich und ſieht das ſchwere 
Unrecht ein, welches fie dadurch, dajs fie uns ausschließt, der 
geſammten chriſtlichen Bevölkerung zufügt. Vielleicht iſt noch das 
Gefühl der Scham in Ihnen. (Stürmiſcher Beifall links, an- 
haltender Lärm.) 

Vice-Rürgermeiſter Dr. Nichter: Ich muss den Herrn 
Redner bitten, mir eine Bemerkung zu geſtatten. Es werden meiner 
Anſicht nach in ganz miſsbräuchlicher Weiſe unter dem Prätexte 
der Geſchäftsordnung Partei⸗Angelegenheiten (Lebhafter 
Widerſpruch und Zwiſchenrufe links.) Ich bitte mich ausreden zu 
laſſen. (Gem.⸗Rath Grünbeck: Iſt es nicht parteiiſch, wenn man 
jo vorgeht?) Herr Gem.⸗Rath Grünbeck, Sie haben nicht das 
Wort. (Anhaltender Lärm.) Herr Gem.-Rath Jedliska, ich 
mufs ſehr bitten. Herr Gem.⸗Rath Stehlif, ich bitte, ſich ruhig 
zu verhalten. 

Es heißt in der Geſchäftsordnung, dass außer der Reihe 
jenem das Wort zu ertheilen iſt, der auf die Geſchäftsordnung ver⸗ 
weiſen will. Nun bitte ich, mir einen Punkt der Geſchäftsordnung 
zu nennen, welcher eine Begründung oder einen Anlass für alle 
dieſe Ausführungen gibt, die wir gehört haben. Das ſind Dinge, 
die eigentlich in den . . . . (Stürmiſche Unterbrechung links.) Ich 
bitte mich ausreden zu laſſen. Das iſt eine Sache, die zwiſchen 
den Parteien auszutragen iſt, aber nicht hier in öffentlicher Sitzung. 
(Lebhafter Widerſpruch links; Rufe links: Es gibt keine Parteiſachen!) 

Gem.-Rath Dr. Lueger: Wenn der Herr Vorſitzende die 
Güte gehabt hätte, nur noch eine Secunde zu warten. Ich bean- 
trage nämlich die Vertagung der Wahl, damit der Majorität 
Gelegenheit gegeben werde, uns Gerechtigkeit angedeihen zu laſſen. 
Sie müſſen jemanden von uns in die Schulbehörden hineinwählen; 
ſonſt ſind die Schulbehörden Parteibehörden, reine judenliberale 
Conventikel, in welchen gegen das Chriſtenthum entſchieden wird. 
Ich beantrage, Herr Vorſitzender, die Vertagung der Wahl, damit 
die Majorität Gelegenheit habe, zu bekunden, ob ſie noch ein 
Rechtsgefühl beſitzt oder nicht. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen 
links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt beantragt, die 
Wahl zu vertagen. Ich bitte jene Herren, welche für die Ver— 
tagung ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach einer 
Pauſe:) Es ſind 33 dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach 
einer Pauſe:) Es find 36 dagegen. Die Vertagung iſt ab ge— 
lehnt. Ich bitte, mit dem Namensaufrufe zu beginnen. (Unruhe 
links. — Gem.⸗Rath Jedliéka: Laſſen wir die Judengeſellſchaft!) 

Gem.-Rath Htehfik (zur Geſchäftsordnung): Es find zwei 
Mitglieder in eine Commiſſion zu wählen, welche nicht einmal 
Mitglieder des Gemeinderathes find. So weit gehen Sie. Und da 
wundern Sie ſich, wenn wir ſagen, man hat uns das Kreuz ge— 
nommen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Das gehört nicht zur 
Geſchäftsordnung. Ich muſs Ihnen das Wort entziehen. (Großer 
Lärm links.) Ich bitte nur um fo viel Ruhe, dajs man hört, 
was die einzelnen Herren wünſchen. 
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Gem.⸗Nath Strobach (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
den Herrn Vice-Bürgermeifter darauf aufmerkſam machen, dafs er 
vorhin geſagt hat, das gehört nicht hieher, es ſei eine Parteiſache. 
In der letzten Sitzung des Gemeinderathes hat Herr Bürgermeiſter 
Dr. Grübl bei der Angelegenheit des Herrn Gem. Rathes 
Steiner erklärt: „Wir kennen hier keine Partei“. Alſo wir 
werden vom Präſidium einfach zum Beſten gehalten. Entweder das 
eine iſt richtig oder das andere. Eines muss unrichtig fein. Gegen 
ſolches Vorgehen proteſtieren wir. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es kann nicht angehen, 
dafs in dieſer Weiſe die Geſchäftsordnung miſsbraucht werde, das 
gehört nicht zur Geſchäftsordnung. (Stürmiſche Unruhe und Wider— 
ſpruch links. — Rufe links: Pfui! Pfui! — Die Mitglieder der 
Linken verlaſſen den Saal.) 

(Über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.⸗Rathes 
Dr. Zimmermann geben nun die Herren Gemeinderäthe die 
Stimmzettel ab.) 


40. (2274.) Referent Gem.-Rath Dr. Cederer: Der 
Lagerhausdirector legt das Präliminare für das nächſte Jahr vor. 
Der Natur der Sache nach ſind dieſe Präliminarien für das Lager— 
haus eigentlich nur annähernde Bräliminarien, weil ja bei einem 
derartigen Geſchäfte die Ergebniſſe nach beiden Richtungen nicht 
vorauszuſehen ſind, weil ſie ja von den Geſchäftsverhältniſſen des 
Jahres abhängen. 

Ich bemerke, dass die Anträge infolge deſſen nach einem drei⸗ 
jährigen Durchſchnitte gemacht find. | 

Es werden die Geſammteinnahmen im Betrage von 353.876 fl. 
und die Geſammtausgaben mit einem Betrage von 305.410 fl. 
vorgeſchlagen, ſo dafs ein Überſchuſs von ungefähr 48.400 fl. 
bliebe. 

Ich bemerke noch, dass auch die Ausgaben in derſelben Weiſe 
nach einem dreijährigen Durchſchnitte angenommen worden ſind, 
und dafs nur bei zwei Poſten eine Ausnahme gemacht iſt. Zunächſt 
bei dem Gehaltspoſten, indem der Lagerhausdirector eine Erhöhung 
dieſes Voranſchlages von 50.529 fl. auf 54.850 fl. beantragt, 
weil er eben der Anſicht iſt, daſs wahrſcheinlich im Laufe des 


heurigen Jahres eine Vermehrung des Perſonales eintreten wird. 


Ich bemerke, dajs für dieſen Antrag durch die Genehmigung dieſes 
Voranſchlages die Bewilligung nicht erfolgt. Es iſt nur vorläufig 
eine derartige Erhöhung in Ausſicht genommen und bleibt die 


Entſcheidung ſelbſtverſtändlich vorbehalten. 


Weiters wurden bezüglich der Lagerhausbahn die Expoſitur— 
gehalte nach dem wirklichen Erforderniſſe eingeſtellt. Es wurde 
ſeinerzeit ein Vertrag mit dem Handelsminiſterium abgeſchloſſen, 
und infolge der Erhöhung der Ausgaben hat das Handelsminiſte— 
rium auf Grund dieſes Vertrages eine Reviſion verlangt; dieſe iſt 
auch vorgenommen worden und dann im Einverſtändniſſe dieſer 
Betrag von 5000 fl. als wirkliches Erfordernis eingeſtellt worden; 
ſonſt iſt der dreijährige Durchſchnitt angenommen worden. Dieſes 
Erfordernis von 48.000 fl. entſpricht einer 5 / percentigen Ver— 
zinſung des inveſtierten Capitales. Ich bitte, dieſem Präliminare 
Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Beſchluſs: Das vorliegende Präliminare des ſtädtiſchen Lager- 
hauſes pro 1895 wird genehmigt. 
3 
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41. (8720.) Referent Gem.⸗Rath Dr. Cederer: Diele 


Angelegenheit betrifft eine Anfrage des Magiſtrates um eine Ent⸗ 

ſcheidung. Der Magiſtrat war nicht vollſtändig ſicher, ob die Be⸗ 

ſtimmungen, die bei der Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen 

Beamten in dem 8 9, Alinea 2, aufgenommen find, auch wirklich 

auf alle Angeſtellten der Gemeinde Bezug haben, und es iſt ſchon 

damals, insbeſondere bei den Feuerwehr⸗Chargen die Frage zweifel⸗ 
haft geweſen. Das letztere iſt nun durch ein beſonderes Referat, 
wodurch die Angeſtellten der Feuerwehr einbezogen wurden, erledigt 
worden. Nichtsdeſtoweniger hat der Stadtrath gemeint, in dieſer 

Richtung einen allgemeinen Beſchluſs faſſen zu ſollen, um eben 

den Zweifeln des Magiſtrates in Zukunft zu begegnen. 

Dieſer allgemeine Beſchluſs geht dahin, dass bei der Penfio- 
nierung der ſtädtiſchen Angeſtellten jeder Art, ob ſie nun in den 
betreffenden Gemeinderaths⸗Beſchlüſſen über die Rang⸗ und Be⸗ 
zugsclaſſen⸗Eintheilung nicht eingereiht ſind, dieſelben die Hälfte 
jenes Quartiergeldes beziehen ſollen, welches ſich in dem der 
Penſionierung vorausgegangenen Quartale bezogen haben einerſeits, 
und zweitens, dafs, wenn ſolche zu penſionierende ſtädtiſche Ange- 
ſtellte ein Naturalquartier zu beziehen haben, dieſes Quartiergeld 
nun mit 30 Percent der Bezüge zu bemeſſen iſt. Es iſt dies alſo 
nur eine Auslegung und Ergänzung einer Lücke in dem ſeinerzeit 
gefajsten Beſchluſſe über die Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen 
Bedienſteten. Ich bitte dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Es ſei den mit Jahresgehalt definitiv angeſtellten 
penſionsberechtigten ſtädtiſchen Bedienſteten, welche in 
die mit den Gemeinderaths⸗Beſchlüſſen vom 31. Mai, 
14. und 17. Juni und 28. October 1892 genehmigten 
Rang⸗, beziehungsweiſe Bezugsclaſſenſchema nicht ein⸗ 
gereiht ſind, im Falle der Penſionierung die Hälfte 
jenes Quartiergeldes anzuweiſen, welches ſie in dem 
der Penſionierung vorausgegangenen Quartale bezogen 
haben. 

2. Im Falle dieſe in die Rang⸗, beziehungsweiſe 
Bezugsclaſſen nicht eingereihten ſtädtiſchen Bedienſteten 
ein Naturalquartier genießen, iſt ihnen die Hälfte des 
mit 30 Percent des Gehaltes zu berechnenden Quartier⸗ 
geldes außer der normalmäßigen Penſion anzuweiſen. 

42. (3698.) Referent Gem.⸗Rath Dr. Huber: Ich habe 


die Ehre, zu referieren über einen Antrag, den ſeinerzeit Herr Dr. 


Vogler im Stadtrathe geſtellt hat und der darauf hinausläuft, 
dem deutſch⸗öſterreichiſchen Lehrerbunde, der im Jahre 1892 eine 
Stiftung gegründet hat, zu dem Zwecke, um aus den Intereſſen 
des Capitales ſolche literariſche Werke, welche im Sinne und Geiſte 
des Haſner'ſchen Schulgeſetzes geſchrieben find, zu unterſtützen, 
einen Betrag zuzuwenden. Der Stadtrath hat den Beſchluſss 
gefasst, anlässlich der 25jährigen Feier des Reichs⸗Volksſchulgeſetzes 
den Betrag von 1000 fl. dieſer Stiftung zuzuwenden. Ich bitte 
Sie, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 
Pice-Bürgermeifler Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Anläſslich der Feier des 25jährigen Beſtandes des 
Reichs⸗Volksſchulgeſetzes wird der Hafner-Stiftung ein 
Beitrag von 1000 fl. zugewendet. Zur Deckung dieſer 
Ausgabe wird ein Zuſchuſscredit in der Höhe des 
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genehmigten Betrages zur Ausgabs⸗Rubrik XLVI 2 a 
genehmigt. 
Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Richter: Die öffentliche Sitzung 
iſt geſchloſſen; es folgt eine kurze vertrauliche Sitzung. 


(Schluss der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr 45 Minuten abends). 


Beſchluſs-Protofoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 30. Oetober 1894. 
Vorſitz: Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter. 

1. (2832.) Gem.-Rath Dr. Tederer beantragt, den Penſions⸗ 
fond der Beamten und Diener der beſtandenen Gemeinde Unter— 
Meidling aufzulaſſen und die Beiträge desſelben einzuſtellen. 

(Angenommen.) 

2. (9352, 161, 686, 1991.) Derfelbe beantragt: Es ſei 
den anſuchenden Bezirksvorſteher-Stellvertretern für den XI. und 
XIII. Bezirk, Franz Bader und Johann Kahlig, aus Billig⸗ 
keitsgründen, und zwar für den erſteren der auf die Zeit vom 
1. September 1893 bis Ende December 1893, für letzteren der 
auf die Zeit vom 9. October 1893 bis 14. December 1893 ent⸗ 
fallende Theil der jährlichen Functionsgebür per 1500 fl. flüſſig 
zu machen. 

Jedoch ſeien dem neugewählten Bezirksvorſteher Anton Bau— 
mann die Functionsgebüren erſt nach dem Tage ſeines Amts⸗ 
antrittes, d. i. dem 14. December 1893, anzuweiſen. 

(Angenommen.) 

3. (7829.) Derſelbe beantragt, es ſei dem Präſidenten der 
Ausſtellung für Volksernährung ꝛc. Fürſten Alfred Wrede, ferner 
den übrigen Mitgliedern des Executivcomités: Dr. Leo Pfibyl, 
Schriftſteller, Adolf Lichtblau, Schriftfteller, und Johann 
Eißler, Hausbeſitzer und Induſtrieller, die volle Anerkennung 
der Gemeinde Wien auszuſprechen. (Angen ommen.) 


4. (8371.) Gem.-Nath Dr. Vogler referiert über den 
Antrag des Gem.⸗Rathes Steiner — dem Gemeinderaths⸗ 
Präſidium wegen Nichtbefolgung des ihm bezüglich der Bericht: 
erſtattung über die Erbauung der ſtädtiſchen Gaswerke ertheilten 
Auftrages die Miſsbilligung auszusprechen — und beantragt die 
Ablehnung. (Angenommen.) 


(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrath. 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 6. November 1894. 
Mittwoch, den 7. November 1894. 
Donnerstag, den 8. November 1894. 
Freitag, den 9. November 1894. 


> 
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Vericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 24. Oetober 1894. 


Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 


Boſchan, Dr. Nechansky, 
v. Götz, v. Neumann, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Stiaßny, 

Dr. Klotzberg, Vaugoin, 


Dr. Lederer, 
Dr. Lueger, 
Matthies, 
Ma yer, 


Dr. Vogler, 
Witzels berger, 
Wurm. 


Beurlaubt: Vice-Bürgermeiſter Matzenauer. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Kreindl, Rückauf, Schneiderhan. 


Experte: Magiſtratsrath Schnitt. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. Rückauf, Kreindl und Schneider han ent— 
ſchuldigen ihr Ausbleiben wegen Theilnahme an der Commiſſion wegen 
Überprüfung der Pferde für die Straßenſäuberung im I. Bezirke. 

(Zur Kenntnis.) 

Antrag des St.⸗R. Dr. Vogler: Die Gemeinde Wien wolle 
aus Anlaſs des 25jährigen Beſtehens des Künſtlerhauſes den Bürger— 
meiſter ermächtigen, im Rathhauſe einen Empfangsabend zu veranſtalten, 
zu welchem die Stifter, Gründer und Mitglieder der Genoſſenſchaft 
der bildenden Künſtler, ſowie Vertreter der Gemeinde, im Ganzen 
450 Perſonen, zu laden ſind. 

(Zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung.) 

Interpellation des St.⸗R. Schlechter, betreffend die 
Auszahlung des Quartiergeldes für die Beamten der ſtädtiſchen Pfand⸗ 
leihanſtalt im XIV. Bezirke. 

(Wird in der nächſten Sitzung beantwortet werden.) 

(8415.) St.-N. Schlechter referiert über die Bewilligung von 
Gleichengeldern für die bei dem Baue des Reſervoirs für die Neun⸗ 
kirchener Waſſerleitung beſchäftigten Arbeiter und beantragt die Aus⸗ 
zahlung der vom Magiſtrate beantragten Gleichengelder im Geſammt⸗ 
betrage von 59 fl. 95 kr. (Angenommen.) 

8418.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis, 
betreffend die Lieferung der Rohre im Koſtenbetrage von 40.000 fl. 
und der Maſchinenbeſtandtheile im Koſtenbetrage von 10.500 fl. zur 
Ergänzung des Vorrathes im Depot am Xaaerberge pro 1894 und 
beantragt: 

1. die Rohrlieferung dem erzherzoglichen Productenverſchleiße 
III. Bezirk, Neulinggaſſe 12, die Lieferung von geraden Rohren zum 
Preiſe von 8 fl. 95 kr., von Fagonrohren mit Muffen zum Preiſe 
von 12 fl. und von Fagonrohren mit Flanſchen zum Preiſe von 13 fl. 
50 kr. per je 100 kg und unter Abänderung des Punktes 13 der 
Lieferungsvorſchrift in der Weiſe, dass eine etwaige Nachbeſtellung 
nur innerhalb ſechs Monaten vom Beſtellungstage der Lieferung 
erfolgen und nur 10 Percent der Geſammtlieferung betragen dürfe, 
daſs die Lieferzeit für die Nachbeſtellungen ſeparat zu vereinbaren ſei 
und dass andere Fagonrohre als die im Koſtenanſchlage erſichtlichen 
überhaupt nicht nachbeſtellt werden können; 
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2. die Lieferung der Maſchinenbeſtandtheile dem S. Kelſen, 
I. Bezirk, Getreidemarkt 8, gegen den offerierten Nachlaſs von 
32˙7 Percent zu übertragen. (Angenommen.) 
(8324.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Müller 
um Bewilligung zur Herſtellung eines Asphalttrottoirs beim Hauſe 
VI. Bezirk, Strohmaiergaſſe 13, und beantragt die Geſuchsgewährung 


unter den vom Stadtbauamte vorgeſchlagenen Bedingungen. 


(Angenommen.) 

(8322.) Derſelbe referiert über den Antrag des St.⸗R. Kreindl 
wegen Waſſerabgabe in die Häuſer des XIX. Bezirkes und beantragt, 
den vom Magiſtrate erſtatteten Bericht über die fortſchreitende Ver⸗ 
ſorgung der Häuſer des XIX. Bezirkes mit Hochquellenwaſſer zur 
Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 
(8317.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Julius 


[Hofmaier als Vormund der Eigenthümer der Häuſer Nr. 61 und 


63 Margarethenſtraße um Bewilligung des Revirements um Waſſer⸗ 
bezug dieſer beiden Häuſer und beantragt, das angeſuchte Revirement 
vom IV. Quartal 1893 an auf ſolange zu bewilligen, als dieſe Häuſer 
einem und demſelben Eigenthümer gehören und eine bauliche Ver- 
änderung in denſelben nicht ſtattfindet. (An genommen.) 

(8513.) Ht.-R. Vaugoin referiert über das Anſuchen der Amts⸗ 
dienerswitwe Bertha Pobiſch um Fortbezug der Gnadengabe und 
beantragt die Bewilligung des Fortbezuges der Gnadengabe jährlicher 
120 fl. auf die Dauer von drei Jahren, eventuell bis zu einer ander⸗ 
weitigen Verſorgung vom 20. Mai 1895 an. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

Derſelbe referiert über rückſtändige Beerdigungsgebüren. 

(8437.) nach 4 Parteien im XV. Bezirke per zuſammen 12 fl. 
40 kr.; 

(8382.) nach 35 Parteien im XVI. Bezirke per zuſammen 55 fl. 
30 kr.; 

(8408.) nach 5 Parteien im VIII. Bezirke per zuſammen 16 fl. 
15 kr., und beantragt in allen Fällen die Abſchreibung aus dem Titel 
der Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 

(8312.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Koch 
um nachträgliche Genehmigung des Vorbaues von fünf Pfeilern der 
Einfriedung der Realität Einl.⸗Z. 1433 in Simmering um 8 cm über 
die Baulinie und beantragt, zu dieſem Vorbaue gegen dem die Zu⸗ 
ſtimmung zu ertheilen, dafs der Bauwerber den hiezu erforderlichen 
Straßengrund per 0˙30 m? um den Betrag von 1 fl. 50 kr. einlöſe. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

Über Anregung des St.⸗R. Dr. v. Billing wird ferner be- 
ſchloſſen, es ſei der Magiſtrat aufmerkſam zu machen, daſs die 
Bauinſpicienten darauf zu verweiſen find, dafs fie ihr Augenmerk auf 
die genaue Einhaltung der Baulinie zu richten haben. 

(8357.) Derſelbe referiert über die Herſtellung einer waſſer⸗ 
dichten Sohle und einer waſſerdichten Böſchung für das im Wiener⸗ 
Neuſtädter⸗Canale zu erbauende Volksbad und beantragt, es ſei das 
Mehrerfordernis per 1058 fl. 41 kr. für das laufende Jahr nicht 
mehr zu bewilligen, ſondern hierauf anläſslich der ganzen Koſten⸗ 
genehmigung pro 1895 Bedacht zu nehmen. (Angen ommen.) 

(8367.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Stojan 
um Löſchung des auf Einl.⸗Z. 1724, V. Bezirk, haftenden Bau⸗ 
verbotes und der auf Einl.⸗Z. 1723 und 1724, V. Bezirk, haftenden 
Reallaſt, betreffend die Verpflichtung zur Entſchädigung der Gemeinde 
Wien für die Übergabe der Arrondierungstheile der Mohngaſſe mit 
20 fl. per Quadratmeter und beantragt die Bewilligung auf Koſten 
des Geſuchſtellers. (Angen ommen.) 

3* 
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(8388.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Michael und 
der Marie Müller um Conſens für einen Zubau Einl.⸗Z. 1431 
in Simmering an der 7. Haidequerſtraße, XI. Bezirk, und beantragt 
die Beſtätigung des Bauconſenſes gegen Ausſtellung des üblichen 
intabulationsfähigen Demolierungsreverſes. (Angenommen.) 
(8521.) St.-R. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Victor Mautner Ritt. v. Markhof (III. Beich um Verleihung 
des Bürgerrechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. 
Angenommen.) 
Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband aus dem VII. Bezirke und beantragt: 
a) die Zuſicherung der Aufnahme an: 
(8468.) Pollak Dr. Henoch (Richard), praktiſcher Arzt; 
Frank Emil, Handelsgeſellſchafter; 
b) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 
(8456.) Schleritzko Matthias, Hausdiener; 
Bretterbauer Franz, Maurergehilfe; 
Schaller Marie, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 
Kornher Johann, Hilfsarbeiter, und 
Ecker Ludwig, Commis. (Angenommen.) 
(8475.) Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht, betreffend 
die Verzögerung der Regulierung und Neupflaſterung der Simmeringer— 
ſtraße von der Gellertgaſſe bis zur Laimäckergaſſe im X. Bezirke und 
beantragt die Kenntnisnahme. ( Angenommen.) 
(8431.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Wendelin 
Kühnel um Schadloshaltung für den von den Realitäten Or. 
Nr. 148 bis 150 Erdbergſtraße, III. Bezirk, abgetretenen Straßen- 
grund und beantragt, die Schadloshaltung für den in der Erdberg— 
ſtraße abgetretenen Grund per circa 89-37 m? mit 10 fl. per Quadrat: 
meter und in der Geſtettengaſſe per circa 20772 m? mit 6 fl. per 
Quadratmeter zu beſtimmen. (Angenommen.) 
8434.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Kurz 
um Schadloshaltung für den von der Realität Nr. 14 Landgutgaſſe, 
X. Bezirk, zur Straßenverbreiterung abgetretenen Grund per 17278 m? 
und beantragt, die Schadloshaltung mit 10 fl. per Quadratmeter, 
d. i. mit dem Geſammtbetrage von 1727 fl. 80 kr. feſtzuſetzen. 
( Angenommen.) 
(8392.) Derſelbe referiert über die Demolierung des Hofquer- 
tractes von Or.⸗Nr. 3 Thomasgaſſe, III. Bezirk, und beantragt, die 
Demolierung nach dem November-Ausziehtermine 1894 zu genehmigen. 
Angenommen.) 
(8546.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis, 
betreffend die Demolierung des ſtädtiſchen Hauſes Nr. 102 Erdberg 
ſtraße, III. Bezirk, und beantragt die Genehmigung des Offertes des 
Anton Gürlich, Architekten und Stadtbaumeiſters, womit ſich der— 
ſelbe erbietet, die Demolierung gegen Überlaſſung des Altmateriales 
und gegen eine von der Gemeinde zu leiſtende Aufzahlung von 30 fl. 
unter den Bedingungen der Demolierungsvorſchrift und des Protokollar⸗ 
offertes vom 15. d. M. zur Ausführung zu bringen N 
(Angenommen.) 
(840 3.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über die Vor⸗ 
ſtellung des Karl Hoffmeiſter gegen die Entſcheidung des Stadt⸗ 
rathes vom 28. Auguſt 1894, Z. 6647, womit die Baulinienbeſtimmung 
für die Realität Einl.⸗Z. 1077, 1078, XII. Bezirk, Gerichtsweg, 
der Feſtſetzung des General-Regulierungsplanes vorbehalten wurde 
und beantragt, auf dieſe Vorſtellung nicht einzugehen, ſondern dieſelbe 
als Recurs der Baudeputation für Wien vorzulegen. 
(An genommen.) 
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(7114.) Derſelbe referiert über den Recurs der Helene Dilg 
gegen den Auftrag zur Erhöhung des Rauchfanges des Hauſes Nr. 69 
Herrengaſſe, Währing, XVIII. Bezirk, wegen Rauchbeläſtigung und 
beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

7592.) Derſelbe referiert über die vom Magiſtrate, beziehungs⸗ 
weiſe Bauamte beantragte Verwendung von Monteuren bei Aus⸗ 
beſſerungen an Centralheizanlagen. 

Über Antrag des Vorſitzenden, Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Richter, 
welchem ſich Referent accommodiert, wird der diesbezüglich vom 
Magiſtrate geſtellte Antrag abgelehnt und der Magiſtrat beauftragt, 
andere zweckdienliche Vorſchläge wegen Herſtellung derartiger Reparaturen 
zu erſtatten. 

(8430.) Ht-R. Stiaßny referiert über das Anſuchen des 
Friedrich Szarvaſy um Beſtimmung des Schadloshaltungsbetrages 


für den anläſslich des Umbaues des Hauſes II., Taborſtraße 9, zur 


Straßenverbreiterung abzutretenden Grund per 57˙45 m. 

über Antrag des Vorſitzenden, Vice-Bürgermeiſters Dr. Richter, 
welchem ſich Referent accommodiert, wird beſchloſſen, die Schadlos⸗ 
haltung mit dem Pauſchalbetrage von 3900 fl. feſtzuſetzen. 

(8127.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Accumulatoren⸗ 
fabriks⸗Actiengeſellſchaft in Wien um Bewilligung zur Herſtellung einer 
proviſoriſchen elektriſchen Luftleitung vom Fabriksgebäude XIII., Baum⸗ 
garten, Hauptſtraße 3, durch die Guſenleithenſtraße bis zur Neuen 
Wiener Tramway in der Hütteldorferſtraße und beantragt die Er— 
theilung der Bewilligung nach dem Magiſtrats-Antrage. 

( Angenommen.) 

(8520.) St.-N. Dr. v. Billing referiert über die Entſcheidung 
des Bezirksgerichtes Rudolfsheim vom 9. Auguſt 1894, Z. 14555/3, 
womit die Überbrückungsgebür für das zur Concursmaſſe der J. M. 
Baier lein gehörige Haus Conſer.-Nr. 768, Einl.-⸗Z. 1270, 
Rudolfsheim, im Betrage von 130 fl. als Vorzugspoſt nicht anerkannt 
werde, und beantragt, von der Einbringung eines Recurſes Abſtand 
zu nehmen. (An genommen.) 

(8412.) Derſelbe referiert über die Reſultatloſigkeit der neuerlichen 
Concursausſchreibung der an der Karl Diehl'ſchen Fortbildungs- 
ſchule für Mädchen im V. Bezirke frei gewordenen Lehrſtelle für Buch⸗ 
haltung und beantragt die Ausſchreibung eines neuerlichen Concurſes 
unter Ausdehnung auf Lehrerinnen und unter entſprechender Publication. 

(Angenommen.) 

(8372.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des erkrankten 
Magiſtrats⸗Concipiſten Rudolf Knoblach um Ertheilung eines ſechs⸗ 
monatlichen Urlaubes ab 1. November 1894 und beantragt die Be⸗ 
willigung. (Angenommen.) 

(8350.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Executions⸗ 
Officialen Anton Bauer um Verlängerung des mit 8. October d. J. 
abgelaufenen Urlaubes auf weitere vier Wochen und beantragt die 
Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(8457.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Marktamts⸗ 
Inſpectors Matthias Kinzl um Verlängerung des mit 1. October 
1894 abgelaufenen Urlaubes auf weitere ſechs Wochen und beantragt 
die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

(8348.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dienſtmänner⸗ 
Unterſtützungsvereines um Subvention und beantragt die Ablehnung 
nach dem Magiſtrats⸗Antrage. (Angenommen.) 

(8399.) Derſelbe referiert über den Eröffnungsbericht der Direction 
des Communal⸗Obergymnaſiums im XIX. Bezirke für das Schul⸗ 
jahr 1894/95 und beantragt, es ſei: 
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1. dieſer Bericht mit den darin gegenüber der genehmigten Lehr- 
fächervertheilung pro 1894/95 enthaltenen Anderungen genehmigend zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. dem Profeſſor Wenzel Wild für die Beſorgung der Bibliotheks⸗ 
geſchäfte wie alljährlich ein Betrag von 100 fl. zuzuerkennen; 

3. die Flüſſigmachung der im vorſtehenden Referate bezeichneten 
Bezüge für die Religionslehrer, für Überſtunden, für die Supplenten, 
Aſſiſtenten, Neben⸗ und Hilfslehrer, ſowie für den Bibliothekar zu 
genehmigen; 

4. das Reſultat der Aufnahmsprüfungen für die I. Claſſe zur 
Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 

(8343.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzleipraktikanten 
Karl Fiala um Bewilligung eines einjährigen Urlaubes zur Ab— 
legung des zweiten Präſenzdienſtjahres und beantragt, dieſes Anſuchen 
im Sinne der SS 4 und 5 der Vorſchrift über die Perſonal- und 
Dienſtverhältniſſe der der bewaffneten Macht angehörigen ſtädtiſchen 
Bedienſteten als Anzeige genehmigend zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen.) 

(83 49.) Derſelbe referiert über die Bewilligung des Uniformierungs⸗ 
beitrages für die ſtädtiſchen Ingenieur⸗Adjuncten Willomitzer und 
Schneider und beantragt die Anweiſung des Uniformierungsbeitrages 
von je 100 fl. an die Genannten und die Bewilligung eines Zuſchuſs— 
credites zur Ausgabs-Rubrik III 2 in der Höhe des Erforderniſſes. 

Angenommen.) 

(8316.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Bezirksaufſehers- 
Witwe Marie Uhl um Fortbezug der Gnadengabe und beantragt, 
der Genannten den Fortbezug der Gnadengabe von 150 fl. auf die 
Dauer von drei Jahren, eventuell bis zu einer etwa früher eintretenden 
anderweitigen Verſorgung vom 21. Auguſt 1894 an zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gem einderath.) 

(83 30.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Eduard 
Mößmer um Herabſetzung der Verpflegsgebür für ſeinen in der 
ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt am Alſerbache verpflegten Sohn Wilhelm 
und beantragt, die monatliche Verpflegsgebür im vorliegenden Falle 
auf 10 fl. herabzuſetzen und zu geftatten, daſs Wilhelm Mößmer 
im übrigen auf Rechnung des allgemeinen Verſorgungsfondes weiter 
verpflegt werde. Angenommen.) 

(8344.) Derſelbe referiert über die Geſuche des Joſef und der 


Amalia Seichert, Eigenthümer des Hauſes XIV., Märzſtraße 84, 


und des Johann Schrepfer, Eigenthümers des Hauſes XIV., 
Jadengaſſe 3, um Abſchreibung der für dieſe Häuſer vorgeſchriebenen 
Überbrückungsgebüren per 208 fl., reſpective 103 fl. und beantragt 
in beiden Fällen die Geſuchsgewährung nach dem Bezirksamts⸗Antrage. 
(Angenommen.) 

(8272.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Adolf 
Ehrenfeld, XII., Hietzing, Auhofſtraße 11, um grundbücherliche 
Zuſchreibung der communalen Parcelle Nr. 662 in Hietzing (Maria⸗ 
brunner Mühlbach) zu ſeinem Beſitzſtande und beantragt die Ab— 
weiſung dieſes Anſuchens nach dem Magiſtrats⸗Antrage. Weiters wird 
der Magiſtrat aufgefordert, wegen Grenzvermarkung der erwähnten 
communalen Parcelle das Erforderliche einzuleiten. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, es ſei der Magiſtrat weiters 
zu beauftragen, zu erheben und zu berichten, ob die im Jahre 1885 
erfolgte Überlaſſung der Parcelle 247 an die Zwierzin ache 
Gewerkſchaft in legaler Weiſe erfolgt iſt. 

Referent accommodiert ſich dieſem Zuſatz⸗Antrage. 

Referenten⸗Anträge angenommen. 
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(8093.) Ht.-R. Matthies referiert über die Erwerbung des 
Hauſes Or.⸗Nr. 5 Rudolfsgaſſe, Or.⸗Nr. 6 Hühnergaffe, III. Bezirk, 
zum Zwecke der Verbreiterung der Rudolfsgaſſe und beantragt, dieſes 
Haus um den Preis von zwölftauſend Gulden (12.000 fl.) käuflich 
zu erwerben. Die noch beſtehenden grundbücherlichen Laſten hat die 
Gemeinde auf Abſchlag vom Kaufſchillinge zur Zahlung zu über: 
nehmen. Die Quittungs⸗, Löſchungs- und Depurierungekoſten hinſichtlich 
der noch nicht gelöſchten Poſten haben die Verkäufer zu tragen, ſowie 
ſie für die ſonſtige Laſtenfreiheit Gewähr und Vertretung zu leiſten 
haben. Die Vertragskoſten, Vermögensübertragungsgebüren, ſowie 
die Koſten der grundbücherlichen Einverleibung hat die Gemeinde zu 
tragen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8417.) Ht.-R. Dr. Nechansky referiert über das Anſuchen 
der Direction des Joſefſtädter Theaters um Bewilligung zur An⸗ 
bringung einer an einem Spannſeile hängenden Bogenlampe vor dem 
Theatergebäude und beantragt die Ertheilung der Bewilligung auf 
Widerruf und unter den im Augenſcheinsprotokolle sub Punkte 2 bis 5 
angeführten Bedingungen. (Angenommen.) 

(8377.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Privilegiums⸗ 
Inhaber Flora Steinbrecher & Robert Gabriel um Bewilligung 
zur Aufſtellung von elektriſch beleuchteten Annoncenkiosken auf vier 
bezeichneten Plätzen des I. Bezirkes, und zwar: 1. am Franzensring, 
2. am Kärnthnerring, 3, am Burgring, 4. am Graben, und bean- 
tragt die Geſuchsgewährung unter den mit Stadtraths-Beſchluſs vom 
28. November 1893, Z. 7702, dem Rechtsvorgänger der Geſuch— 
ſteller, Joſef Wratitſch, anläſslich der Aufſtellung eines Probekioskes 
am Stubenring, Ecke der Wollzeile, auferlegten Bedingungen. 

Angenommen.) 

(Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmtden Vorſitz.) 

(8429.) St.-R. Dr. v. Willing referiert über das Anſuchen 
des Vereines zur Errichtung von Dienſtboten-Aſylen um Verlängerung 
des Termines zur Räumung der Realität VI., Mittelgaſſe 24, bis 
zum Maitermin 1895 und beantragt die Geſuchsgewährung. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, die Miete bis 28. Februar 1895 
zu belaſſen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Belaſſung bis Ende No- 
vember d. J. 

Der Antrag Dr. Lueger, dem ſich Referent accommodiert, 
wird angenommen. 

(Bei vorſtehendem Referate fungierte Magiſtratsrath Schnitt 
als Experte.) 

(8544.) St.-N. Müller referiert über das Offertverhandlungs⸗ 
Ergebnis, betreffend die Einwölbung des Alsbaches von der Augaſſe 
bis zum Hauſe Nr. 26 Neuwaldegger Hauptſtraße (II. Theilſtrecke), 
XVII. Bezirk, und beantragt: 

1. die Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten im Koſtenbetrage von 68.949 fl. 
54 kr. und 9710 fl. Pauſchale an Heinrich Sikora gegen die be⸗ 
gehrte Aufzahlung von 9˙5 Percent; 

2. die Lieferung des erforderlichen Roman⸗Cementes je zur Hälfte 
an die Firma Emanuel Tichy (Ramſauer Roman-Cement) zum offe⸗ 
rierten Preiſe von 1 fl. 20 kr. per 100 kg (beziehungsweiſe dem 
reducierten Einheitspreiſe von 97˙2 kr.) und an die Perlmooſer 
Actiengeſellſchaft (Lilienfelder Roman⸗Cement) gegen den offerierten 
Nachlaſs von 18˙8 Percent (beziehungsweiſe den reducierten Einheits⸗ 
preis von 1 fl. 1˙3 kr.); 

3. die Lieferung des erforderlichen Portland-Cementes an die Firma 
Michael Egger zum offerierten Einheitspreiſe von 2 fl. 70 kr. per 100 Kg 
(beziehungsweiſe dem reducierten Einheitspreiſe von 2 fl. 19˙6 kr. ); 
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4. die Lieferung der erforderlichen Thonwaren an die Firma 
C. Schlimp zum Preiſe von 87 fl. per 1000 Stück Klinkerziegel 
und von 3 fl. per Currentmeter Steinzeugrohre, und 

5. die erforderlichen Steinmetzarbeiten im Koſtenbetrage von 
5880 fl. an die Firma Loewenfeld's Witwe gegen den offerierten 
Nachlass von 7°7 Percent. 

Bei Annahme dieſer Offerte ergibt ſich gegenüber den Koſten⸗ 
anſchlagspreiſen ein Mehrerfordernis von 635 fl. 5 kr. 

Die für das Jahr 1894 noch in Ausſicht zu nehmenden Arbeiten 
finden in dem mit Gemeinderaths⸗Beſchluſs vom 5. October 1894, 
Z. 7855, bewilligten Zuſchuſscredite von 30.000 fl. die Bedeckung. 

(Angenommen.) 


(8426.) Derſelbe referiert über die Einlöſung der den Eheleuten 
Thomas und Francisca Srpek gehörigen Cat.-Parc. 156/08, Einl. 
Z. 2 (Auhof) und 57/1 in der Gemeinde Hadersdorf-Weidlingau zu 
Zwecken der Wienflufe-Regulierung und beantragt, die Einlöſung 
dieſer Grundſtücke um den Geſammtpreis von 960 fl. 40 kr. (50 kr. 
per Quadratmeter) unter der Vorausſetzung zu genehmigen, dafs das 
k. k. Arar feine Rechte auf den ſtreitigen Theil dieſer Parcellen ſammt 
dem phyſiſchen Beſitze dieſes Grundtheiles unentgeltlich der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen abtritt. (Angenommen.) 


(8405.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Heinrich 
und Conſorten um Durchführung einer Gaſſe zwiſchen der Obkircher— 
und Friedlgaſſe in Ober⸗Döbling auf dem durch die Zuſchüttung des 
Krottenbaches gewonnenen Terrain und beantragt, dieſes Anſuchen mit 
dem Bedeuten abzulehnen, dass die durch die erwähnte Zuſchüttung 
entſtandenen Grundflächen zum Verkaufe an die Anrainer beſtimmt ſind. 

(Angenommen.) 

(8293.) Derſelbe referiert über das Project für den Neubau 
eines Haupt⸗Unrathscanales in der Dornbacher Hauptſtraße von 
Or.⸗Nr. 92 bis 119, XVII. Bezirk, und beantragt: 

1. Es ſei das vorgelegte Project mit dem veranſchlagten (bedeckten) 
Koſtenerforderniſſe von 4996 fl. 83 kr. zu genehmigen; 

2. der Canalbau iſt noch im heurigen Jahre auszuführen und 
iſt mit dem Unternehmer für die Einwölbung des Alsbaches Heinrich 
Sikora zu verhandeln, die Arbeiten für den Canalbau zu den für 
die Alsbacheinwölbung zugeſtandenen Preiſen in Ausführung zu bringen 
(96 Percent Nachlaſs). Angenommen.) 

(8234.) Derſelbe referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs vom 
5. October 1894, Z. 76832, betreffend die Anlage des Schlepp⸗ 
geleiſes zum Baue der Schleuſe und des Wehres bei Nussdorf, und 
beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 


(8427.) Derſelbe referiert über die Beſchwerde des Stadt⸗ 
baumeiſters Löwitſch gegen die Abweiſung ſeines Anſuchens um 
Bewilligung einer Aufzahlung von 3 fl. per Cubikmeter für die Aus⸗ 
hebung des Rohrgrabens in Breitenſee (Baulos III a) und beantragt 
die Abweiſung nach dem Magiſtrats⸗-Antrage. (Angenommen.) 


(8347.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis, 
betreffend die Regulierung und Neupflaſterung der Porzellangaſſe von 
der Thurngaſſe bis zum Bauernfeldplatze im IX. Bezirke und bean⸗ 
tragt, die fragliche Arbeit auf das Jahr 1895 zu verſchieben und 
ſohin das vorliegende Anbot des Eduard Berger (5 Percent Nach⸗ 
laſs) abzulehnen und im Frühjahre 1895 eine neuerliche Offert⸗ 
verhandlung auszuſchreiben. 

St.⸗R. Dr. Klotzberg beantragt die Annahme des Offertes. 

Antrag Dr. Klotzberg abgelehnt. 

Referenten⸗Antrag angenommen. 


2 ĩ˙⅛%u;!m. ̃⁵˙—ꝛri ae Te SE —äñä . — — — m — 


.. ——œ ——— — — ñ———2—— — dp — 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 88, 2. November 1894. 


—— ̃ — —— —— NK ———— — 


run 


(8292.) Derſelbe referiert über die Baulinien⸗ und Niveau⸗ 
beſtimmung für die Hackinger Allee in Hütteldorf, XIII. Bezirk, und 
beantragt: 

1. Es werde die Baulinie für die Hackinger Allee in Hütteldorf 
im XIII. Bezirke unter Zugrundelegung einer Straßenbreite von 16 m 
in der Strecke A F, beziehungsweiſe 6 M nad) den Linien ABC DE 
einerſeits und ML K IH d andererſeits beſtimmt, die Baulinie für 
die Cat.⸗Parc. 482/1 und 510/ dafelbft aber in suspenso belaſſen. 

2. Es werde die Regulierung der Hackinger Allee in der Strecke 
von der Einfahrt zum Gaswerke bis zur Hütteldorferſtraße — nach 
den im Profilplane roth eingetragenen Höhencoten vorläufig aus⸗ 
geführt, dagegen das künftige definitive Niveau für dieſe Straße, und 
zwar in der Strecke von der Einfahrt des Gaswerkes bis zur Kirchen— 
gaſſe nach den im Profilplane roth eingetragenen Höhencoten und in 
der Strecke von der Kirchengaſſe bis zur Hütteldorferſtraße nach den 
in dieſem Plane blau eingetragenen Höhencoten beſtimmt. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8389.) Derſelbe referiert über eine Anderung des Projectes für 
die Herſtellung des Bades in der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt in 
St. Andrä a. d. T. und beantragt, die vom Stadtbauamte beantragte 
Projectsänderung mit dem hiedurch bedingten (bedeckten) Mehrerforder⸗ 
niſſe von 223 fl. 40 kr. zu genehmigen. Angenommen.) 

(5369.) Derſelbe referiert über das Schluſsrechnungselaborat 
des k. und k. Hof⸗Zimmermeiſters Johann Oſterreicher für den 
Bau der Nothbrücke über den Donaucanal und beantragt, das vor— 
gelegte Schluſsrechnungselaborat nach der von der ſtädtiſchen Buch⸗ 
haltung vorgenommenen Adjuſtierung, wonach dem Unternehmer unter 
Berückſichtigung der geleiſteten à conto-Zahlungen noch ein Betrag 
von 648 fl. 48 kr. zu vergüten kommt, unter Zuerkennung eines 
weiteren Betrages von 200 fl. als Erſatz für ſechs durch Elementar- 
ereigniſſe abgeriſſene Piloten aus Billigkeitsrückſichten, zu genehmigen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Ablehnung des Referenten⸗ 
Antrages bezüglich der Zuerkennung weiterer 200 fl. 

Referenten-Antrag puncto 200 fl. abgelehnt; im 
übrigen angenommen. 

(8391.) Derſelbe referiert über das Offert der Joſefa Palm 
auf Abverkauf ihrer Bauſtellen Cat.⸗Parc. 999 /, 999/7 und 998/8 
in Ottakring, XVI. Bezirk, um den Geſammtpreis von 28.000 fl. 
und beantragt: 

1. das Offert ſei abzulehnen; 

2. das Bauamt werde beauftragt, weitere Erhebungen darüber 
zu pflegen, ob nicht die Gemeinde ſelbſt im XVI. Bezirke für die 
Anlage eines Schöpfwerkes und die Errichtung eines Materiallager⸗ 
platzes geeignete Gründe beſitzt und in dieſer Beziehung baldigſt ent⸗ 
ſprechende Vorſchläge zu erſtatten. Angenommen.) 

Der Bürgermeister theilt mit, daf8 die Veranſtaltung eines 
Balles der Stadt Wien im kommenden Faſching zu dem gleichen 
Zwecke wie in den Vorjahren in Ausſicht genommen ſei. 

(Wird zuſtimmend zur Kenntnis genommen.) 

Petition von Hauseigenthümern in der Dehnegaſſe, XIII. Be⸗ 
zirk, um Einleitung des Hochquellenwaſſers, reſp. Aufſtellung eines 
Auslaufbrunnens. (Überreicht durch St.-R. v. Götz.) 

(Zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung.) 

Interpellation des St.⸗R. Dr. Klotzberg, betreffend 
die Regulierung der Lazarethgoſſe, IX. Bezirk. 

(Wird in der nächſten Sitzung beantwortet werden.) 

(Schluſs der Sitzung.) 
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Allgemeine Machrichten. 


Hauptvoranſchlag der Gemeinde Wien pro 1895. 
(Nach dem Magiſtrats⸗Antrage.) 

In mehreren außerordentlichen Sitzungen hat der Magiſtrat, 
über Vortrag des Magiſtratsrathes Silberbauer, den von der 
ſtädtiſchen Buchhaltung vorgelegten Budget⸗Entwurf pro 1895 
berathen und es ſtellt ſich das Präliminare, dem Beſchluſſe des 
Magiſtrats⸗Gremiums gemäß, in folgender Weiſe dar: 

Das Geſammterfordernis beträgt 42, 646.820 fl. 

Dieſes findet ſeine Bedeckung: 

1. Durch die eigenen Einnahmen per. . - 

2. Durch Steuern und Umlagen im bis⸗ 
herigen Ausmaße per . . . 20, 554.950 „ 

3. Durch Heranziehung eines Betrages der 
Caſſabeſtände und Wertpapiere per 

4. Durch einen Theilbetrag des Waſſer⸗ 
leitungs⸗Anlehens zur Bedeckung der für den 
Ausbau und für die Ergänzung der Hoch⸗ 
quellenleitung pro 1895 veranſchlagten und im 
obigen Geſammterforderniſſe enthaltenen Koſten per 6,325.750 , 

Summe. 42,646.820 fl. 

Der Vorrath an Bargeld, ſowie der Courswert der Wert— 

papiere werden am Schluſſe des Jahres 1894 zuſammen rund 

5,700.000 fl. 
betragen, wovon theils zur Bewältigung der ungeſtörten Caſſa— 
bewegung, theils als Reſerve zur Erfüllung gewiſſer Verpflichtungen 
zuſammen 2,000.000 fl. 
zurückbehalten werden müſſen, jo dajs der unter Poſt 3 in die 
Bedeckung eingeſtellte Betrag als verfügbar erſcheint. 


12, 190.880 fl. 


3,575. 240, 


(Beſcheid der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen vom 

1. October 1894, 3. 35278, betreffend das Erkenntnis der k. k. 

U.⸗ö. Statthalterei in Angelegenheit der Regulierung des Kehr⸗ 

baches zum Zwecke der Sicherung des Waſſerbezuges zu Gunſten 
der Flaſſelbeſitzer.) 

8. 35278. 


Mit dem h. ä. Erkenntniſſe vom 24. October 1891, Z. 19539, 
wurde der Stadtgemeinde Wien die Bewilligung zur Entnahme 
einer täglichen Waſſermenge von 36.400 m? aus dem Quellen- 
gebiete der Schwarza oberhalb des Kaiſerbrunnens ertheilt. Hiebei 
wurde im Punkte V dieſer Conceſſion die Gemeinde Wien im 
Grunde der 88 26 und 89 des n.⸗ö. Waſſerrechtsgeſetzes vom 
28. Auguſt 1870 (L.⸗G.⸗ und V.⸗Bl. Nr. 56) beauftragt, vor Be⸗ 
ginn der Waſſerentnahme ſämmtliche Aus leitungen 
(Flaſſeln) der Bewäſſerungsberechtigten am Kehrbache auf eigene 
Koſten inſofern einer Regulierung zu unterziehen, als dies 
geboten erſcheint, um auch nach Entnahme der concedierten 
Waſſermenge den rechtmäßigen Anſprüchen dieſer 
Waſſerintereſſenten zu genügen. 

Inſoweit dieſe anzuſtrebende Sicherſtellung der zu Recht be⸗ 
ſtehenden Bewäſſerungsanſprüche nicht oder nicht vollſtändig erreicht 
werden könnte, hatte die Stadtgemeinde für den durch die zuge⸗ 
ſtandene Waſſerentnahme zugefügten, behördlich ermittelten Schaden 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes zu haften. 


Dieſe Entſcheidung wurde ſeither mit der Entſcheidung des 
hohen k. k. Ackerbauminiſteriums vom 3. October 1893, Z. 5498, 
in letzter Inſtanz beſtätigt. 

Noch vor eingetretener Rechtskraft dieſer Entſcheidung hat die 
Gemeinde Wien das ihr zur Ausführung aufgetragene Project für 
die Regulierung der Bewäſſerungsanlagen am Kehrbache zur waſſer— 
rechtlichen Genehmigung vorgelegt, über welches die h. ä. Ent⸗ 
ſcheidung vom 31. October 1893, Z. 26496, erfloſſen iſt. 

Mit derſelben wird die Genehmigung des in einzelnen Details 
abgeänderten Projectes unter der Bedingung ertheilt, dass zu deſſen 
Ausführung im einzelnen die Zuſtimmung der bezüglichen Be— 
wäſſerungsberechtigten ertheilt ſein müſſe. Für dieſe Zuſtimmungs⸗ 
erklärung wird den Betheiligten eine ſechswöchentliche Präcluſiv— 
friſt eingeräumt, nach deren Ablauf ihre Anſprüche auf die Aus— 
führung des Projectes, beziehungsweiſe ihre Schadenerſatzanſprüche 
erlöſchen. 

Des weiteren erkennt die Entſcheidung, ob und inwieweit 
die Bewäſſerungsberechtigten durch die neuen Waſſerzuleitungen 
ſchadlos gehalten, beziehungsweiſe auf welchem Wege die Ermittlung 
des von der Gemeinde Wien noch zu leiſtenden Schadenerſatzes zu 
erfolgen haben wird. 

Der letzte Theil der Entſcheidung handelt noch insbeſondere 
von der im Regulierungsprojecte ebenfalls vorgeſehenen Wiederher- 
ſtellung des conſensmäßigen Zuſtandes, der heute conſenswidrig 
beſtehenden Ausleitungsanlagen. 

Gegen dieſe Entſcheidung wurden Berufungen eingebracht 
von der Gemeinde Wien, von einer Anzahl von Bewäſſerungs— 
berechtigten, vertreten durch Dr. Joſef Eberſtaller, von der 
k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Wien, von den Bewäſſe⸗ 
rungsberechtigten in den Gemeinden Peiſching, Breitenau und 
Schwarzau a. St. durch Dr. Joſef Weniſch, und endlich von 
der Auſtro⸗belgiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft in Wien durch Dr. Karl 
v. Feiſtmantel. 

Dieſe Berufungen ſind im weſentlichen nachſtehenden Inhaltes: 

Die Berufung der Gemeinde Wien richtet ſich 1. gegen den 
Ausſpruch, daſs zur Ausführung des Projectes in ſeinen einzelnen 
Theilen die ausdrückliche Zuſtimmung der bezüglichen Waſſer⸗ 
bezugsberechtigten erforderlich ſei (Artikel II, Punkt 2 der Ent⸗ 
ſcheidung), 2. dagegen, daſs den Beſitzern der gegenwärtig im 
Oberwaſſer von Triebwerken liegenden Ausleitungen ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen die Gemeinde Wien für den Fall vor⸗ 
behalten wird, dafs bei Auflaſſung dieſer Triebwerke die Schaden- 
erſatzpflicht nicht etwa einem dritten zur Laſt fiele (Artikel II, 
Punkt 5, Abſatz 1 und 2 der Entſcheidung), 3. dagegen, dajs in 
der Frage der Erſatzpflicht hinſichtlich der etwaigen Beeinträchti⸗ 
gung der Ausleitungen Nr. 183 bis einſchließlich 191, welche im 
Staugebiete der elektriſchen Kraftcentrale in Wr.⸗Neuſtadt gelegen 
find, ſchon dermalen ausgeſprochen wurde, daßs der genannten Unter⸗ 
nehmung keine Herſtellungen oder Auslagen zur Laſt fallen können, 
deren Nothwendigkeit lediglich aus der Erweiterung der Wiener 
Hochquellenleitung reſultiert (Artikel II, Punkt 5, Abſatz II der 
Entſcheidung), weiter 4. gegen die Nichtaufnahme einer Anzahl 
von Ausleitungen in das Verzeichnis jener Flaſſeln, bei welchem 


durch die Regulierung jede Schädigung ausgeſchloſſen erſcheint 


(Artikel II, Punkt 6, Abſatz 3 dieſer Entſcheidung), und endlich 


5. gegen den Ausſpruch, dafs die Koſten der nachträglichen Er- 


hebung über die in der Entſcheidung bei einer Anzahl von Aus⸗ 


leitungen offen gel aſſene Frage, hinſichtlich der Erfüllung der bes 
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rechtigten Bewäſſerungsanſprüche durch die auszuführende Regulie⸗ 
rung von der Stadtgemeinde Wien zu tragen ſein werden (Artikel II, 
Punkt 6, Abſatz 4 der Entſcheidung). 

Die Berufungen der durch Dr. Eberſt aller und Dr. Weniſch 
vertretenen Waſſerintereſſenten am Kehrbache, ſowie der k. k. Forſt⸗ 
und Domänen-Direction in Wien find im allgemeinen gegen die 
Projectsgenehmigung, und zwar ſowohl hinſichtlich der Wieder: 
herſtellung des conſensmäßigen Zuſtandes als auch hinſichtlich der 
Anderung der zu Recht beſtehenden Zuleitungsvorrichtungen und 
gegen die Ausſprüche über die Erfüllung der berechtigten Bewäſſe— 
rungsanſprüche durch die neuen Waſſerzuführungen gerichtet. 

Im einzelnen erheben die von Dr. Weniſch vertretenen 
Bewäſſerungsberechtigten noch Einwendungen gegen die Inanſpruch— 
nahme ihrer Gründe zur Projectsausführung, die k. k. Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction beſchwert ſich wegen Beeinträchtigung des 
Fiſchereirechtes des Fondsgutes Wr.⸗Neuſtadt in der Fiſcha. 

Die Auſtro⸗belgiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft hält ſich durch die 
Beeinträchtigung des Waſſerzufluſſes aus dem Kehrbache in den 
Wr.⸗Neuſtädter Schiffahrtscanal im allgemeinen und insbeſondere 
durch die genehmigten Ausleitungen Nr. 3, 33 und 162 geſchädigt. 


Schließlich kommt noch zu bemerken, dass die Berufungen 
der Waſſerintereſſenten im einzelnen auch formelle Einwendungen 
gegen das Verfahren wegen Einleitungen desſelben vor eingetretener 
Rechtskraft der Hauptentſcheidung über die Zuläſſigkeit der erhöhten 
Waſſerentnahme aus dem Schwarza-Quellengebiete und wegen 
mangelhafter Feſtſtellung des Thatbeſtandes enthalten, und daſss 
in denſelben vielfach auf die bereits gegen die erwähnte Haupt— 
entſcheidung vorgebrachten Einwendungen zurückgegriffen wird. 


über dieſe Berufungen fand die hohe k. k. n.⸗ö. Statthalterei, 
wie folgt, zu erkennen: 


Die angefochtene Entſcheidung wird unter nachfolgenden Ab— 
änderungen, beziehungsweiſe Ergänzungen beſtätigt. 

Der im Artikel II, Punkt 2, der Entſcheidung in negativer 
Form gefällte Ausſpruch, daſs die Gemeinde Wien die lediglich 
die Schadloshaltung der Waſſerbezugsberechtigten bezweckenden 
Herſtellungen nur unter Zuſtimmung dieſer Bewäſſerungsberech⸗ 
tigten vornehmen dürfe, wird außer Kraft geſetzt. 

Desgleichen wird die im Artikel II, Punkt 3, getroffene An- 
ordnung, dass die Waſſerberechtigten innerhalb von ſechs Wochen 
zu erklären haben, ob ſie die zu ihren Gunſten in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Neuherſtellungen ausgeführt wiſſen wollen, widrigen⸗ 
falls angenommen würde, dass fie auf den Anſpruch hinſichtlich 
der ihnen durch das Regulierungsprojeet gewährten Vortheile und 
damit auch auf jede andere wie immer geartete Entſchädigung hie- 
für verzichten, behoben. 

Mit dieſer Abänderung der Entſcheidung werden auch die 
lediglich in Conſequenz der erwähnten Ausſprüche im Punkt 4, 
Abſatz 1 und 2, Punkt 6, Abſatz 2, Punkt 8, Abſatz 2, und 
Punkt 11, Abſatz 2, desſelben Artikels getroffenen Anordnungen 
wegen Regelung des gegenſeitigen Rechtsverhältniſſes der Mit— 
beſitzer gemeinſchaftlicher Bewäſſerungsanlagen, in Abſicht auf die 
Zuſtimmung zur Ausführung des Regulierungsprojectes der Ge⸗ 
meinde Wien, über die Veſtimmung des Umfanges der Rechts⸗ 
wirkung des durch das ungenützte Verſtreichenlaſſen der obigen 
Fallfriſt ſtillſchweigend erklärten Verzichtes, endlich über die Unzu⸗ 
läſſigkeit eines ſolchen Verzichtes, inſofern es ſich um die Be⸗ 
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ſeitigung des conſenswidrigen Zuſtandes beſtehender Bewäſſerungs⸗ 
anlagen handelt, von ſelbſt hinfällig. 

Der im Artikel II, Punkt 5, Abſatz 1, gefällte Ausſpruch über 
die der Gemeinde Wien erwachſenden Verpflichtungen, falls die im 
Oberwaſſer von Triebwerken gelegenen Ausleitungen infolge der 
etwaigen Beſeitigung der bezüglichen Stauanlagen den Zufluss 
verlieren ſollten, wird dahin ergänzt, daſs es in einem ſolchen 
Falle Sache der ſeinerzeitigen behördlichen Entſcheidung ſein wird, 
auszuſprechen, ob und inwiefern in letzter Linie die Gemeinde für 
einen, jedoch keinesfalls größeren Schaden aufzukommen hat, als 
jener, welcher ausſchließlich auf die durch die erhöhte Waſſer— 
entnahme aus dem Schwarza⸗Quellengebiete verurſachte Verrin— 
gerung der im Kehrbache jeweilig vorhandenen Waſſermenge zurück— 
zuführen iſt. 

Die nicht im Oberwaſſer von Triebwerken an beweglichen 
Stauſchleuſen liegenden Ausleitungen Nr. 159, 165 und 169, 
welche gleichzeitig im Artikel II, Punkt 6, Abſatz 3, verzeichnet 
erſcheinen, kommen bei Artikel II, Punkt 5, Abſatz 1, zu löſchen. 

Die im zweiten Abſatze desſelben Punktes ſchon jetzt getroffene 
Entſcheidung, dafs hinſichtlich der Ausleitung im Staugebiete des 
proviſoriſchen Triebwerkes der elektriſchen Kraftcentrale in Wr. 
Neuſtadt dieſer Unternehmung auch im Falle der künftigen defini⸗ 
tiven Einrichtung dieſer Waſſerbenützung keine Herſtellungen oder 
Auslagen zur Laſt fallen können, deren Nothwendigkeit ſich ledig- 
lich aus der Erweiterung der Wiener Hochgquellenleitung ergibt, 
wird behoben. 

Die im Artikel II, Punkt 6, Abſatz 3, enthaltene Aufzählung 
jener Ausleitungen, welche künftig die gleiche Waſſermenge zu Be⸗ 
wäſſerungszwecken liefern werden, wie bisher, wird noch durch die 
Anführung der Ausleitung Nr. 73 ergänzt, bei welcher obige 
Vorausſetzung ebenfalls zutrifft. 

Hinſichtlich der weiteren von der Gemeinde Wien zur Auf— 
nahme beantragten Ausleitungen wird bemerkt, daſs dieſe Flaſſeln 
ſämmtlich bereits im Artikel II. Punkt 5, aufgeführt erſcheinen; 
hinſichtlich der Ausleitungen Nr. 58 und 77 wird noch überdies 
auf Artikel II, Punkt 10, der erſtinſtanzlichen Entſcheidung ver- 
wieſen. 

In theilweiſer Abänderung der beiden letzten Abſätze des 
Artikels II, Punkt 6, wird ausgeſprochen, dafs hinſichtlich ſämmt— 
licher Ausleitungen, mit Ausnahme der im Oberwaſſer von Stau— 
anlagen liegenden (Punkt 5, Abſatz 1) der ſonſtigen conſtatierter⸗ 
maßen durch die Waſſerentnahme aus dem Kehrbache nicht 
berührten (Punkt 6, Abſatz 3) und jener Ausleitungen, hin⸗ 
ſichtlich welcher gütliche Vergleiche bereits zuſtande gekommen ſind 
(Punkt 10), oder noch zuſtande kommen werden, die Erhe— 
bungen über die von der Gemeinde noch überdies zu leiſtenden 
Geldentſchädigungen von amtswegen auf Koſten dieſer Gemeinde 
vorzunehmen ſind. Dieſe Erhebungen ſind ſofort nach erfolgter 
Collaudierung der Projectsausführungen einzuleiten. Die Ermitt⸗ 
lung und eventuell Sicherſtellung des gebürenden Schadenerſatzes 
hat, ſofern es die Betheiligten verlangen, noch vor Beginn der 
erhöhten Waſſerentnahme aus dem Schwarza⸗Quellengebiete zu 
erfolgen. 

In Ergänzung des Artikels II, Punkt 8, der angefochtenen 
Entſcheidung wird ſchließlich noch erkannt, dafs in jenen Fällen, 
wo zur Ausführung des Regulierungsprojectes die Inanſpruchnahme 
fremden Grundes nothwendig iſt, im Falle des Nichtzuſtande⸗ 
kommens eines bezüglichen gütlichen Ausgleiches noch vor Beginn 
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der Inanſpruchnahme das behördliche Erkenntnis über die Zwangs⸗ 
beſtellung der erforderlichen Dienſtbarkeiten, beziehungsweiſe über 
die Enteignung der erforderlichen Grundflächen zu erwirken und 
die feſtgeſtellte Entſchädigung zu leiſten ſein wird. 

Die in vorſtehender Entſcheidung nicht berückſichtigten Recurs⸗ 
begehren werden abgewieſen. 

Dieſe Entſcheidung ſtützt ſich auf nachſtehende 


Gründe: 


Die gegen die erſtinſtanzliche Entſcheidung erhobenen formellen 
Einwendungen waren einerſeits gegen die Einleitung des Verfahrens 
vor Eintritt der Rechtskraft der Hauptentſcheidung über die Zu— 
läſſigkeit der erhöhten Waſſerentnahme aus dem Schwarza⸗Quellen- 
gebiete, andererſeits gegen die Mangelhaftigkeit des Verfahrens 
ſelbſt gerichtet. 

Erſtere Einwendung iſt durch die ſeither bereits eingetretene 
Rechtskraft des im vorliegenden Falle maßgebenden Theiles der 
erwähnten Hauptentſcheidung gegenſtandslos geworden, letztere 
kommt als unzutreffend zu bezeichnen, nachdem das bemängelte 
Verfahren unter Bedachtnahme auf die Beſtimmungen des ſiebenten 
Hauptſtückes des Waſſerrechtsgeſetzes durchgeführt wurde und das— 
ſelbe auch thatſächlich ein vollkommen geeignetes Subſtrat für die 
zu fällende Entſcheidung bildete. 


Es war daher mit der meritoriſchen Entſcheidung vorzugehen. 

Hiebei mujste vor allem die Beſeitigung des erſtinſtanzlichen 
Ausſpruches hinſichtlich der Unzuläſſigkeit der Vornahme der pro— 
jectierten Anderungen der conſensmäßigen Ausleitungen gegen den 
Willen der Bewäſſerungsberechtigten, beziehungsweiſe wegen Feſt— 
ſetzung einer Präcluſivpfriſt für die Abgabe einer ſolchen Zuſtimmungs— 
erklärung deshalb erfolgen, weil dieſer Theil der angefochtenen 
Entſcheidung in offenbarem Widerſpruche mit der grundlegenden 
Beſtimmung des Punktes V des Erkenntniſſes der Bezirkshaupt— 
mannſchaft Neunkirchen vom 24. October 1891, Z. 19539, ſteht, 
und weil insbeſondere der Verwaltungsbehörde jede geſetzliche 
Handhabe zur Feſtſetzung einer Fallfriſt mangelt, deren Verſäumnis 
das Erlöſchen der aus dem obigen Erkenntniſſe erwachſenden 
Anſprüche mit ſich brächte. 

Es war vielmehr Sache der Behörde, von amtswegen dafür 
vorzuſorgen, daſs die Gemeinde Wien ſelbſt gegen den Willen der 
Bewäſſerungsberechtigten am Kehrbache jene Vorkehrungen treffe, 
damit dieſen Waſſerintereſſenten auch nach der concedierten höheren 
Waſſerentnahme aus dem Schwarza-Quellen gebiete nach Möglichkeit 
die gleiche Menge Waſſers zu Bewäſſerungszwecken zur Verfügung 
ſtehe, als dies bisher rechtlich der Fall war. 

Erſt hinſichtlich des auf dem Wege der Regulierung der Be— 
wäſſerungsanlagen am Kehrbache nicht mehr zu befriedigenden 
Rechtsanſpruches auf Waſſer war das waſſerrechtliche Entſchädigungs— 
verfahren durchzuführen. 

Der vollen Erfüllung dieſer der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
obliegenden Aufgaben ſtanden aber die vorerwähnten erſtinſtanz⸗ 
lichen Ausſprüche im Wege, weshalb deren Behebung verfügt werden 
muſste. 

Aus denſelben Gründen waren die correſpondierenden erſt— 
inſtanzlichen Verfügungen wegen Regelung des gegenſeitigen Rechts— 
verhältniſſes der Mitbeſitzer gemeinſchaftlicher Bewäſſerungsanlagen 
in Abſicht auf die Zuſtimmung zur Ausführung des Regulierungs⸗ 
projectes, ferner jene wegen Begrenzung des Umfanges der Rechts⸗ 
wirkungen eines Verſäumniſſes der obenerwähnten Fallfriſt, endlich 
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der Ausſpruch über die Unzuläſſigkeit des Verzichtes auf die Wieder⸗ 
herſtellung des conſensmäßigen Zuſtandes conſenswidrig beſtehender 
Anlagen außer Kraft zu ſetzen. 

Die Ergänzung des Artikels II, Punkt 5, Abſatz 1, der erſt— 
inſtanzlichen Entſcheidung erfolgte lediglich zu dem Zwecke, um 
zweifellos feſtzuſtellen, daſs die Gemeinde Wien unter allen Um⸗ 
ſtänden nur für jene Anderungen in den Waſſerſtänden des Kehr— 
baches haftbar gemacht werden könne, welche in unmittelbarem 
urſächlichen Zuſammenhange mit der erhöhten Waſſerentnahme aus 
dem Schwarza⸗Quellengebiete ſtehen, und ſtützt ſich zur Gänze auf 
die Gründe der in dieſem Punkte beſtätigten erſtinſtanzlichen Ent: 
ſcheidung. 

Der Ausſpruch der erſtinſtanzlichen Entſcheidung, dass die 
Unternehmung der elektriſchen Kraftcentrale in Wiener-Neuſtadt 
auch für den Fall der definitiven Genehmigung ihrer Waſſer— 
benützungsanlage zu keinen ſolchen Herſtellungen verpflichtet werden 
könne, deren Nothwendigkeit ſich lediglich aus der Erweiterung der 
Wiener Hochquellenleitung ergibt, erſcheint im Hinblicke auf den 
vorläufig nur proviſoriſchen Charakter dieſes Unternehmens ver- 
früht und war deshalb auszuſcheiden. 

Dem Begehren der Gemeinde Wien wegen Aufnahme der 
Ausleitung Nr. 73 in das Verzeichnis derjenigen Flaſſeln, welche 
auch in Zukunft keine Beeinträchtigung erfahren werden, wurde 
als in den Verhandlungsergebniſſen gerechtfertigt ſtattgegeben. Das 
hinſichtlich einer Reihe anderer Ausleitungen geſtellte gleiche Be— 
gehren erſcheint nach dem bereits in der Entſcheidung Geſagten 
gegenſtandslos. 

Dagegen war dem Begehren der Gemeinde Wien um Löſchung 
der Ausleitungen Nr. 159, 165 und 169 bei Artikel II, Punkt 5, 
Abſatz 1, ſtattzugeben, nachdem bei denſelbeu thatſächlich, wie auch 
bereits im erſtinſtanzlichen Erkenntniſſe im Artikel II, Punkt 6, 
Abſatz 3, ausgeſprochen wurde, eine künftige Schädigung nicht zu 
gewärtigen iſt. 

Die in Abänderung, beziehungsweiſe Ergänzung der beiden 
letzten Abſätze des Artikels II, Punkt 6, ſowie des Artikels II, 
Punkt 8, der erſtinſtanzlichen Entſcheidung getroffenen neuen Ver— 
fügungen über die Durchführung des waſſerrechtlichen Entſchädi— 
gungsverfahrens hinſichtlich der eintretenden Beeinträchtigungen der 
beſtehenden Bewäſſerungsrechte, ſowie bezüglich der Inanſpruch— 
nahme fremder Gründe zur Ausführung des Regulierungsprojectes 
ſtellen ſich nach Maßgabe der Beſtimmungen der SS 35 und 83 
des Waſſerrechtsgeſetzes als unerlässlich dar. 

Auf die Einwendung der Gemeinde Wien gegen die Be— 
ſtimmung der erſtinſtanzlichen Entſcheidung über die Tragung der 
Koſten für die amtliche Erhebung hinſichtlich der künftigen Be— 
einträchtigung der beſtehenden Bewäſſerungsanſprüche konnte im 
Hinblicke auf die Beſtimmung des § 94 des Waſſerrechtsgeſetzes, 
wonach die einſchreitende Partei die Koſten des Verfahrens zu be— 
ſtreiten hat, nicht eingegangen werden. 

Die Beſchwerden der Auſtro-belgiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
wegen Schmälerung des Waſſerzufluſſes aus dem Kehrbache in 
den Wiener⸗Neuſtädter Schiffahrtscanal und der k. k. Forſt⸗ und 
Domänen⸗Direction wegen Beeinträchtigung des Fiſchereirechtes 
des Fondsgutes Wiener⸗Neuſtadt werden als ſochlich nicht gerecht— 
fertigt abgewieſen, nachdem die auszuführende Flaſſelregulierung 
zum mindeſten die Ausleitung keine größeren Waſſermengen zu 
Bewäſſerungszwecken im Gefolge haben wird, als heute zu dieſem 
Zwecke unangefochten verwendet werden. 
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die weiter noch zuſtehenden, beziehungsweiſe offen gelaſſenen Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche bildet einen Beſtandtheil dieſer Entſcheidung. 
Hievon werden der löbliche Magiſtrat der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien und ſämmtliche Intereſſenten zufolge Statt- 
halterei⸗Erlaſſes vom 22. Auguſt 1894, Z. 35278, verſtändigt. 
Neunkirchen, am 1. October 1894. 
Der k. k. Bezirkshauptmann: 
Friedrich Ritt. v. Hentl. 


Im übrigen erfolgte die Abweiſung der durch die Recurs⸗ 
entſcheidung nicht berückſichtigten Berufungsbegehren aus den 
Gründen der beſtätigten erſtinſtanzlichen Entſcheidung. 

Gegen vorſtehende Entſcheidung ſteht der binnen 14 Tagen 
einzubringende Recurs an das hohe k. k. Acker bauminiſterium offen. 


Der nachfolgende Ausweis über die beſtehenden Ausleitungen 
am Kehrbache, die an denſelben vorzunehmenden Anderungen und 
ad Statthalterei⸗Z. 35278/1894. 


Ausweis 


über die Bewäſſerungsanleitungen (Flaſſel⸗) am Kehrbache, die der Gemeinde Wien aus Anlass der Erweiterung der Wiener Hoch— 
quellenleitung obliegenden Umgeſtaltungen derſelben, ſowie über das Ergebnis des Entſchädigungsverfahrens hinſichtlich der künftigen 
Beeinträchtigung dieſer Bewäſſerungsanſprüche. 


Ergebnis der Verhandlung hin- 


& Befi ger Nach dem genehmigten Regulierungsprojecte in Ausſicht ſichtlich der zu gewärtigenden Erkenntnis über den Beſtand 
| = N genommene Umgeſtaltung der Bewäſſerungsanlage künftigen Beeinträchtigung des eines Entſchädigungsanſpruches 
S Bewäſſerungsanſpruches 
D 
15 Höhenlage der Pölſter unverändert 354-617, | Schaden nicht wahrscheinlich | Entſchädigungsverfahren 
1 Johann Stix Offnung 0-1/0 46 m aber möglich vorbehalten 
28 Koderholt und Schneider Höhenlage e e 353427, dto. dto. 
| g Feuerlöſchbach der Gemeinde Höhenlage des Polſters unverändert 353˙130, = d. 
Pliſching Offnung 0°13/0°19 m 2 
ee le en eg en nnd ß S AAA 
4. 5 Niederdecker und Fiertinger Um 50 m e 11 W — dto. 
6 Leopold Stix und Dobler oz höher zu legen um 0'114 m 3 Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
7 | Teix und Sufar höher zu legen um 0'114 m dto. dto. 
| 8, 9 a ee a höher zu legen um 0'040 m dto. dto. 
10 Michael ne Juliana bleibt unverändert dto. dto. 


Nennkirchner, Spies Joſ. und 


Schaden nicht wahrſcheinlich 


Eniſchädigungsverfahren 


11 Holzbauer 1 eee tiefer zu legen um 0·201 m aber möglich vorbehalten 
12 ; unmittelbar unterhalb 11 verlegen, Oberkante 2 
EM Kaufmann Ferdinand in die Höheneote 347.69 dto. 
13 Feuerbach Breitenau bleibt unverändert 9 Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
14 N : u z— n Dan Schaden nicht wahrſcheinlich Entſchädigungsverfahren 
15 Pöldl Maria höher zu legen um 0'078 m aber möglich vorbehalten 
| zu vereinigen mit 17 bis 22, 24 und 25 zu einer 
| 16 Kaiſer Anton ſtänd. Ausleitung bei 16 Querſchnitt 213/213 mm, | Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
| 5 Oberkante in die Cote 346710 m 
17 Kaufmann Ferdinand zu vereinigen mit 16, 18 bis 22, 24 und 25, dto. dto. 
vide 16 
18 Bauer Peter zu vereinigen mit 16, 17, 19 bis 22, 24 und 25, dto. ide 
vide 16 
19 Kaufmann Ferdinand zu vereinigen mit i bis 22, 24 und 25, dto. dto. 
20 Püringer Heinrich zu vereinigen mit 5 15 21, 22, 24 und 25, dto. br; 
En zu vereinigen mit 16 bis 20, 22, 24 und W, — oy — 
21 Bauer Florian vide 16 dto. dto. 
2 Strebinger Michael zu vereinigen mit 16 bis 21, 24 und 25, vide 16 dto. dto. 
23 ; ; Schaden nicht wahrſcheinlich Entſchädigungsverfahren 
Kaufmann Ferdinand tiefer zu legen um 0'135 m aber möglich vorbehalten 
24 dto. zu vereinigen mit 16 bis 22 und 25, vide 16 Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
25 Eugelhart Franz zu vereinigen mit 16 bis 22 und 24, vide 16 ausgeglichen dto. 
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zu vereinigen mit 28 bis 30, unmittelbar unter 
25, Oberkante in die Cote 345˙815, Querſchnitt 


Nach dem genehmigten Regulierungsprojecte in Ausſicht 
genommene Umgeſtaltung der Bewäſſerungsanlage 


235/235 mm 


zu vereinigen mit 26 und 30, vide 26 


zu vereinigen mit 27, 31 und 32, vide 27 


—— 


Pbherlage d 


zu vereinigen mit 27, 29 und 31, vide 27 


zu vereinigen mit 26 und 28, vide 26 


zu vereinigen mit 27, 29 und 32, vide 27 


tiefer zu legen um 0073 m 


tiefer zu legen um 0.183 m 


Offnung 0.06/0°45 m 


es Polſters unverändert 344-891 m, | 


Ergebnis der Verhandlung hin⸗ 


ſichtlich der zu gewärtigenden 


künftigen Beeinträchtigung des 


Bewäſſerungsanſpruches 


zu vereinigen mit 29, 31 und 32 bei 27, Quer- Schaden nicht wahrſcheinlich 
| ſchnitt 341/341 mm, Oberkante in die Cote 345 70m 


aber möglich 


aber möglich 


aber möglich 
dto. 


5 Schaden ausgeſchloſſen 


Schaden nicht wahrſcheinlich 
| aber möglich 


dto, 


— — 


Oberkante in die Cote 34495 m 


ausgeglichen 


Scha den nicht wahrſcheinlich 


Schaden nicht wahrſcheiulich 


zu vereinigen mit 401, 37 Querſchnitt 357/357, 


5 Beſitz er 
26 Püringer Heinrich 
27 dto. 
28 Bauer Peter . 
29 dto. 
30 Reiterer Joſef 
31 Schlögler Joſef 
32 Stuppacher Johann 
33 Gemeinde Breitenau 
—— 1 5 ER 
34 Maſchler Joſef 
36 Müller Martin 
37 Strohſtoffabrik Breitenau 
38 Schlögl Joſef 
40 Strohſtoffabrit Breitenau 
a 35% nes: 
41 Schlögl Georg 
42 Strohſtoffabrik Breitenau 
43 Holzbauer Jakob 
44 Schlögl Joſef 
45 a 
152 Haid von Heidberg 
46 dto. 
47 Piewald Joſef und 
Spieß Marie 
48 Strohſtoffabrik Breitenau 
49 Kaufmann Ferdinand 
51¹ Zierhofer Michael 
53 Holzbauer Jakob 
54 dto. 
55 Linſener Hauſer 
Engelhart Frauz 
Wiedermann Joſef 
56 Dorfmeiſter Jakob 
Stuppacher Franz 
Fenz Jakob und 
Manſer Martin 
58 Strohſtoffabrik Breitenau 


| verlegt unmittelbar unterhalb 36, Oberkante in 


| die Cote 344'95 


tiefer zu legen um 045 m 


bleibt an der Stelle, Querſchnitt 211/211, Ober- 


kante in die Cote 34423 


bleibt an der Stelle, Ouerſchnitt 316/316, Ober⸗ 


kante in die Cote 34423 


kante in die Cote 34403 


bleibt an der Stelle, Querſchnitt 395/395, Ober⸗ 


kante in die Cote 34397 


bleibt an der Stelle, Querſchnitt 395/395, Ober⸗ 


kante in die Cote 34331 


bleibt an der Stelle, Querſchnitt 316/316, Ober⸗ 


kante in die Cote 343˙31 


verzichtet auf die projectierte Tieferlegung und 
auf jeden Erſatzanſpruch unter der Vorausſetzung, 
dafs die genehmigte und in Angriff genommene 


zu vereinigen mit 37, vide 37 


tiefer zu legen um 0'246 m 
bleibt an der Stelle, Querſchnitt 316/316, Ober⸗ 


N ausgeglichen 


5 Schaden nicht wahrſcheinlich 
aber möglich 


ausgeglichen 


Schaden ausgeſchloſſen 


ausgeglichen 


bedingt auf Erſatz verzichtet 


Gefällsausnützung im Oberwerkscanale des Franz 


Engelhart in Breitenau zur Ausführung gelangt 


liegt im Oberwaſſer 


liegt im Oberwaſſer 
liegt im Oberwaſſer 
liegt im Oberwaſſer 


liegt im Oberwaſſer 


liegt im Oberwaſſer 


Schaden beim heutigen Be⸗ 
ſtande ausgeſchloſſen 


dto. 


ausgeglichen ö 


Entſchädigung entfällt 


Erkenntnis über den Beſtand 
eines Entſchädigungsanſpruches 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 


Entſchädigung entfällt | 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 


— 


dto. 


Entſchädigung entfällt 


Entſchädigungsverfahren 
| vorbehalten 


Entſchädigung entfällt 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 


Entſchädigung entfällt 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 
Entſchädigung entfällt 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 


dto. 


dto. 


Entſchädigungsanſpruch 
ſuspendiert 


entfällt, 
Entſchädigungsanſpruch im 
Falle der Auflaſſung des 
Triebwerkes der ſeiner⸗ 
zeitigen Entſcheidung vor⸗ 
behalten 


dto. 
dto. 
dto. 


Entſchädigung 


dto. 


Entſchädigung entfällt 
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Ergebnis der Verhandlung hin⸗ 

ſichtlich der zu gewärtigenden 

künftigen Beeinträchtigung des 
Bewäſſerungsanſpruches 


Nach dem genehmigten Regulierungsprojecte in Ausſicht 


Erkenntnis über den Beſtand 
genommene Umgeſtaltung der Bewäſſerungsanlage 


eines Entſchädigungsanſpruches 


| Entſchädigung entfällt, 
| bach der 6 5 : bam d ſpruch im 
Feuer ach der Gemeinde N f Schaden beim heutigen Be- Falle der Auflaſſung des 
59 Schwarzau liegt im Oberwaſſer ſtande ausgeſchloſſen Triebwerkes der ſeiner— 
zeitigen Entſcheidung vor⸗ 
behalten 
Lins halm Joſef und 
66 Strohſtoffabrik Breitenau . im Oberwaſſer dto. bio. 
61 Weißenbacher Georg 
15 Dorfmeiſter Jakob 
6 | 
55 ä ad 61 bis 67 liegen im Oberwaſſer dto. dto. 
6 auer Florian 
66 Baner Peter 
67 Sigl Michael 
68 | Braunsdorfer Johann höher zu legen um 0˙078 m Schaden ausge ſchloſſen Entſ utſchädigung entfällt 
69 Engel hart Franz zu trennen, höher zu legen um 0“ 181 m ausgeglichen | dto. | 
| 691, Burger Johann zu trennen, höher zu legen um 0047 mn Schaden ausgeſchloſſen 
70 Fritz Anton f 
71 Fuchs Katharina vide Erkenntnis vom 10. Auguſt 1893, 8. zul dio. 5 
72 Kuntner Joſef und Pfarre zu vereinigen, Querſ ſchnitt bei 72— 272/272, | Schaden nicht wahrſch ſcheinlich Entſchädigungsverfahren 
Schwarzau Oberkante in die Cote 331˙39 | aber möglich vorbehalten 
73 Geſellſchaft Groß⸗Schwarzan Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
zu vereinigen mit 75 gegenüber dem jetzigen 
74 Bauer Joſef Flaſſel 72, Oberkante in die Cote 331˙39, — | Entf e 
Querſchnitt 242.242 
75 dt, N zu vereinigen mit 74, vide 74 „ dto. 
76 Nagel Karl höher zu legen um 0'119 m e dto. 
77 Storeck ausgeglichen Entſchädigung entfällt | 
Entſchädigung entfällt, Ent: 
78 Weiner Johann ſchädigungsanſpruch im 
79 Glatzl Franz Falle der Auflaſſung des 
8⁰ Kirche Schwarzau ad 77 bis 81 liegen im Oberwaſſer Schaden beim 10 Be⸗ Triebwerkes der feiner- 
che Schwarz 9 
81 Glatzl Franz ſtande ausgeſchloſſen zeitigen pech 1 vor⸗ n 
behalten 
82 Slonek tiefer zu legen um 0•186 m #3 | ausgeglichen Sur Entf ſchädigung entfällt entfällt 
gi Wagner Johann und Kaiſer zu vereinigen mit 85, 86, 86½, 88 und 89 bei _ Entf ſchädigungsverfahren 
n Johann 83, Querſchnitt 0:22; 0:48, Polſterlager 32526 vorbehalten 
84 Ungersfeld Marcus höher zu legen um 0'061 m ee dto. 
85 Lilacher Johann zu vereinen mit 83, 86, 86 ½, 88 u. 89, vide 83 Ze . dto. 
86 Steierer Johann zu vereinen mit 83, 85, 86 ½, 88 u. 89, vide 83 — | dto. 
8615 Ge ſellſchaft Groß⸗Schwarzau zu vereinen mit 83, 85, 86, 88 u. 89, vide 83 — dto. 
87 Steiner Johann tiefer zu legen um 0'148 m | dto. | 
88 Spaublechl Peter zu vereinen mit 83, 85, 86, 861, u. 89, vide 83 zz — | dto. | 
89 Reiner Matthias zu vereinen mit 83, 85, 86, 86½ u. 88, vide 83 — dto. 
90 14 Intereſſenten tiefer zu legen um 0'045 m Schaden ausgeſchloſſen | Enſchedigung entfällt 
9 N Stadt tiefer zu legen um 0'119 m dto. dto. 
92 Steiner Johaun bleibt unverändert 5 dto. dto. 
93 Dorfmeiſter Caſpar tieferlegen um 0'093 m dto. dto. 
94 Bierbaumer Georg höher zu legen um 0045 m dto. dto. 
95 dto. höher zu legen um 0'022 m dto. dto. | 
Da Pfarre Schwarzau und Querſchnitt 211/211, Oberkante in die Cote u Entſchädigungsverfahren 
96 5 Jntereſſenten 323•67 vorbehalten 
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Ergebnis der Verhandlung hin⸗ 


A e f itzer Nach dem genehmigten Regulierungsprojecte in Ausſicht ſichtlich der zu gewärtigenden Erkenntnis über den Beſtand 
genommene Umgeſtaltung der Bewäſſerungsanlage künftigen Beeinträchtigung des eines Entſchädigungsanſpruches 
Bewäſſerungsanſpruches 


85 Querſchnitt 211/211, Oberkante in die Cote Entſchädigungsverfahren 
N Wagner Johann 2 | _ en. 
98 Kapicher Franz höher zu legen um 0'072 m Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
5 Durchſchnitt 211/211, Oberkante in die Cote 2 Entſchädigungsverfahren 
99 Weninger Lorenz 323275 1 
100 Mitterbach 120 Interefienten tiefer zu legen um 0˙12 m Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
5 a zu verlegen, unmittelbar unter 100, Oberkante _ Entſchädigungsverfahren 
101 Pinkel Matthias in die Cote 323˙13 vorbehalten 
fee een Stauvorrichtung zu erhöhen um 0˙15 m in die 
102 Neue Wehre 19 Intereſſenten Höhencote 322˙353, Oberkante zu verlegen in — dto. 
die Cote 322˙58 
5 „ 2 Stauvorrichtung zu erhöhen um 0˙15 m in Cote 
130 Neue Wehre 7 Intereſſenten 329-353, Oberkante in Cote 322˙58 u 
| Wr Stauvorrichtung zu erhöhen um 0'15 m in Cote es 
131 | Neuſtiftgraben 14 Intereſſenten 319-357, Oberkante in die Cote 319˙71 dto. | 
1 wird verfegt unmittelbar unter 131, Oberkante 
132 Taufner Georg 9 in die Cote 319·64 — dto. 
1 u. boa 805. 1 u d. unt ders egen ausgeätfen erden ml 
DE 2 Stauvorrichtung zu erhöhen um 0˙1 m in die Entſchädigungsverfahren 
134 | Weninger Lorenz Cote 319047, Oberkante in die Cote 319˙27 vorbehalten 
——— 22 ͤ TT:... ͤ ::: nu Tr.... ð—— . —..— 
135 dto. tiefer zu legen um 0˙056 Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
137 Winkler Johann zu vereinen mit 133 und 138, vide 133 Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
1388 Ungersbeck Johann zu vereinen mit 133 und 137, vide 133 dto. dto. 
139 mens Du, | bleiben an der Stelle, Querſchnitt 211/211, = ee 
ilacher Johann un Oberkante in die Cote 31837 n 
140 Weil Nikolaus — dto. 
14¹ Ungersbeck Johann ad 141 und 142 Stauvorrichtung erhöhen um Entſchädigungsverfahren 
142 9 Jutereſſenten 0-1 m in die Cote 317298, u vorbehalten 
Oberkante ad 141. . . 317˙84, 
Oberkante ad 142. . . 31770, dto 
Querſchnitt ad 141. . . 158/158, u ö 
Querſchnitt ad 142. 421/421 
1 arent ad 143 und 144 auf Tieferlegung verzichtet ausgeglichen Entſchädigung entfällt 
i 3 8 Schaden nicht wahrſcheinlich! Entſchädigungsverfahren 
145 Braunsdorfer Johann höher zu legen um 0066 m aber möglich vorbehalten 
Stauvorrichtung erhöhen um 0˙1 m in der Cote 
146 Stadt Wiener⸗Neuſtadt 315306, Oberkante in die Cote 315˙63, Quer⸗ ausgeglichen Entſchädigung entfällt 
ſchnitt 316/316 bleibt an der Stelle 
| Stauvorrichtung erhöhen um 0˙1 m in die Cote ER 
147 Steierer Johann 315°306, Oberkante in die Cote 315°61, Quer⸗ — ae 
ſchnitt 158/158 bleibt an der Stelle eee 
i den nicht wahrſcheinlih!h! . 
148 Brannsdorfer Johann höher zu legen um 0'066 m Scha e dto. 
149 Fuchs Katharina höher zu legen um 0'139 m Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
150 sen Woſſerwerkeverein auf Tieferlegung verzichtet ausgeglichen dto. 
151 Stadt Wiener⸗Neuſtadt kfkifer zu legen um 0'048 m N dto. dto. 
höher zu legen um 0'065 m, keine Einwendung gr 
152 dto. erh oben dto. dto. 
153 e un und höher zu legen um 0˙010, in Anſehung der ee aus⸗ 5 
„ Regenschoriwieſe, keine Einwendung geglichen, 5 
Stadt Wiener⸗Neuſtadt | Schaden ausgeſchloſſen 
ee . ee ee ne 
Stauvorrichtung zu erhöhen um Ol m in Cote Entſchädigungsverfahren 
154 Rau Johann 301723, Oberkante in die Cote 301˙94 u vorbehalten m 
155 


Roßbacher Johann höher zu legen um 0'163 m | Schaden ausgeſchloſſen Entſchädigung entfällt 
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EN 


Flaſſel⸗Nr. 


Beſitzer 


Nach dem genehmigten Regulierungsprojecte in Ausſicht 
genommene Umgeſtaltung der Bewäſſerungsanlage 


Ergebnis der Verhandlung hin⸗ 
ſichtlich der zu gewärtigenden 
künftigen Beeinträchtigung des 
Bewäſſerungsanſpruches. 


| 


Erkenntnis über den Beſtand 
eines Entſchädigungsanſpruches 


Ran Johann 
Stift Neukloſter 
dto. 


Fuchs Anton 
Treuker Guſtav 


Herzog von Parma 
Kainz Florian und 
Stift Neukloſter 


Stift Neukloſter 


dto. 


dto. 


Baron Haber⸗Linsberg 


Neuhold Johann 


169 


170 


174 | 


175 


183 
184 
185 


186 
187 
188 
189 
190 
191 


Stadt Wr.⸗Nenſtadt 


Branhof Wr.⸗Neuſtadt 


Bernhardt Friedrich 


Reſch Joſef 
Niedermayer Johann 
Mohr Anna 
Egger Caſpar 
Wagenhofer Joſef 
Turner Michael 
Zimmerer Joſef 
Wagenhofer Joſef 


Seiſer Franz 


Gerſtecker Franz 


Seiſer Franz 


Seiſer Franz 
dto. 
dto. 


Brauhof Wr.⸗Neuſtadt 


Neligiondfond 


Schreiner Matthias 
Ehold Johann 
Brauhof Wr.⸗Nenſtadt 


Brauhof Wr.⸗Neuſtadt 


dto. 

Wallner Franz 
Tranker Guſtav 
Brauhof Wr.⸗Neuſtadt 
Buchgraber Franz 


Zöchl Joſef und 


Stauvorrichtung zu erhöhen um O'l m in die 
Cote 301723, Oberkante in die Cote 301˙94 


an einer beweglichen Stauſchleuſe 


liegt an einem beweglichen Stauwehre, bleibt 
unverändert 


höher zu legen, auf die Höhe von Nr. 159, liegt 
an einer beweglichen Stauſchleuſe 


höher zu legen, auf die Höhe von Nr. 159, liegt 


an einer beweglichen Stanſchleuſe 


Offnung umzugeſtalten in den Querſchnitt 
0˙240/0˙850, Polſterlage bleibt in der Höhencote 
299'223 


zu vereinigen mit 164, Querſchnitt 273/273, 


Oberkante in die Cote 298569, liegt an einer 
beweglichen Stauſchleuſe 


zu vereinigen mit 163, vide 163, liegt an einer 


beweglichen Stauſchleuſe 


unverändert 


weglichen Stauſchleuſen 


liegt an beweglicher Stauwehre, bleibt unverändert 


bleiben an der Stelle, Querſchnitt ad 170 
316/316, Querſchnitt ad 171 211/211, Ober- 
kante in die Cote 287373 


tiefer zu legen um 0'072 m 


bleiben an der Stelle, Querſchnitt ad 173 
92/92 keine Einwendung erhoben, Querſchnitt 


ad 174 176/176, Oberkante in die Cote 284780 


tiefer zu legen um 0'017 m 


tiefer zu legen um 0'038 m 
höher zu legen um 0'043 m 
höher zu legen um 0009 m 
höher zu legen um 0'197 m 
höher zu legen um 0'104 m 


zu vereinigen, bachaufwärts zu verlegen bis zu 


jener Stauſchleuſe, an welcher Nr. 180 liegt, 
Oberkante in die Cote 384328, Querſchnitt 
273/273 


unverändert, liegen an Oberwaſſer oder an be⸗ 


weglichen Stauwehren, das Erkenntnis bleibt 
in suspenso, bis an Stelle des jetzigen proviſo⸗ 
rischen Zuſtandes bei der elektriſchen Kraftcentrale 


in Wr.⸗Neuſtadt ein definitiver geſchaffen iſt 


dto. 


höher zu legen auf die Höhe von Nr. 159, liegt 


liegt an einer beweglichen Stauſchleuſe, bleibt 


bleiben an der Stelle, Querſchnitt 316/316, 
Oberkante in die Cote 292-160, liegen an be⸗ 


Schaden ausgeſchloſſen 


dto. 


Schaden ausgeſchloſſen 


dto. 


dto. 


Schaden möglich 


ausgeglichen 
Schaden ausgeſchloſſen 


Schaden möglich 


dto. 


Entſchädigungsverfahren 
vorbehalten 


Entſchädigung entfällt 


dto. 


Entſchädigung entfällt 


dto. 


dto. 


dto. 


Entſchädigungsverfahren | 
vorbehalten 


Entſchädigung entfällt 
dto. 


Entſchädigungsverfahren i 
vorbehalten 


Erhebung und Entſchädigungsverfahren vorbehalten 


dto. 
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Approviſtonierung. 
Vorſtenviehmarkt vom 30. und 31. October 1894, 


1. Auftrieb 


auf dem freien Markte: 
Jungſchweinre . 3685 Stück 
Fettſchweinre . 8859 „ 


Summa. 12544 Stück 
Angekauft wurden: 


für Wien. . 10363 Stück 
für das Land.. 1865 „ 
unverkauft blieben. 316 . 


2. Preisbewegung: 

Jungſchweine . von 33 bis 39 (—) kr. 
Fettſchweine . „ 34 „ 37 (—) , 

Der Geſchäftsverkehr wa am Dienstag-Hauptmarkte ruhig | 
und konnten ſich die vorerwähnten Preiſe behaupten. | 

Am heutigen Nachmarkte iſt bei ſehr flauer Tendenz in den 
mittleren und minderen Qualitäten der Jung- und Fettſchweine 
ein Preisfall von 14 kr. per Kilo eingetreten. 

% = * 
Pferdemarkt vom 30. Oetober 1894. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 388 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . . . .. 90 —550 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde. . 20 — 80 , „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 


* * 
* 


per Kg. Lebendgewicht. 


Stechviehmarkt vom 31. Oetober 1894. 


. Auftrieb : 
Kälber Waidner 2441, Kälber lebend 223, Lämmer 
Waidner 142, Lämmer lebend 25, Schafe Waidner 499. 
Schafe lebend 7005, Schweine Waidner 935. 


2. Preisbewegung: 

Kälber Waidner. . .. . per Kg. von 42 (—) bis 64 (—) kr 
Kälber lebend. . . „ „ „ 40 (—) „ 56 (—) , 
Lämmer Waidner .. . per Paar von 4 bis 9 fl. 

Lämmer lebe . ... . W „ nl 3 

Schafe Waidner . . .. „ Kg. von 20 (—) bis 40 (—) kr 
Schafe lebend. ... „ Paar von 8 bis 22 fl. 
Schweine Waidner. . . . „ Kg. „ 40 (—) bis 52 (—) „ 
Schweine lebend junge . „ „ „ — „ — 5 
Schweine lebend fette. . . „ — 1 

Auf dem Jungviehmarkte wurden um 231 Stück Kälber Mehr 
zugeführt. Anlässlich des dieswöchentlichen Feiertages verkehrte der 
Markt in lebhafter Stimmung und haben ſich die vorwöchentlichen 
Preiſe feſt behauptet. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 230 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Infolge ungünſtiger Exportverhältniſſe und im allge— 
meinen ſchwächerer Nachfrage konnten trotz der zu Markte geſtellten 
beſſeren Qualitäten nur gegen die Vorwoche relativ geringe Preis- 
ſätze erzielt werden. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 31. October 1894 
749 Stück Maſt⸗ und 467 Stück Beinlvieh aufgetrieben. In den 
Montagspreiſen iſt keine Veränderung eingetreten. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Heſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 29. October bis 1. November 1894: 


Für Neubauten: 
III. Bezirk: Haus, Gürtelſtraße, Grundb.⸗Einl. 2722, von Ed. Rösner, 
Baumeiſter (7942). 
1 „ Haus, Kleiſt⸗ und Kölblgaſſe, Grundb.⸗Einl. 2691, von 
Marcus Siebenſchein, Bauführer A. Brunner 2989). 
V. Bezirk: Haus, Spengergaſſe, Grundb.⸗Einl. 2032, von Wilh. Frey⸗ 
berg, I., Schottenring 31, Bauführer Joh. Ev. Adler 
(7943). 


Für Adaptierungen: 
I. Bezirk: Fichtegaſſe 9 und 11, von Joh. Feichtinger, Maurermeiſter 
(7969). 
5 10 Spiegelgaſſe 10, Dorotheergaſſe 11, 975 Ignaz Fleiſcher, 
Bauführer Dehm & Olbricht 797 5). 
II. Bezirk: Kloſterneuburgerſtraße 30, von Franz Bernert, Baumeiſter 
(79310). 
III. Bezirk: Mohsgaf ſſe 17, von Emil Wehle, IX., Kolingaſſe 9, Bau— 
führer F. Wögler (7967). | 
V. Bezirk: Rampersdorfgaſſe 34, von Heinrich Egger, Bauführer Edm. 
Czada (7987). 
IX. Bezirk: Porzellangaſſe 6, von C. Armbruſter, Bauführer Karl 
Hofmann (7957 
XI. Bezirk: Haus, Kaiſer⸗Ebersdorf, Hauptſtraße 16, von R. Lech ner, 
Kaiſer⸗Ebersdorf 17, Bauführer? (14599). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Hauptſtraße 161, von Karl Müller, ebenda, 
Bauführer Ferdinand L. Bal dia (48035). 
10 „ Ottakring, Lerchenfelderſtraße 39, von Johaun Cech, ebenda, 
Bauführer Franz Gräf (48328). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

J. Bezirk: Stiegen-Herſtellung, Gonzagagaſſe 13, von Ernſt Schiewick, 
I., Opernring 11, Bauführer? (7941). 

0 1 Hofmauer, Spiegelgaſſe 10, Dorotheergaſſe 11, von Ignaz 
Fleiſcher, Bauführer Dehm & Olbricht (7975). 

VIII. Bezirk: Rauchfang, Piariſtengaſſe 34, von Franz Rumwolf, Bau- 

führer F. Prokeſch (7921). 

XI. Bezirk: Hauscanal, Simmering, Feldgaſſe, Grundb.-Einl. 1396, 
C.⸗Nr. 616, von Emil Sammer, IX., Kinderſpitalgaſſe 3, 
(4462. Hugo Steiner, Architekt und Stadtbaumeiſter 
14623 


Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
II. Bezirk: Schiffmühlenſtraße 95, von Rudolf Silberſtern und Otto 
Kößler, Bauführer Ed. Schätz (7960). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Lienfeldergaſſe 16, von Marie Schreiber, Lien— 
feldergaſſe 17, Bauführer Franz Ferenda (48261). 


Geſuche um Vekanntgabe der Baulinie wurden überreicht: 
VI. Bezirk: Gumpendorferſtraße 34, von Karl Suchy, Rögerg. 22 (7981). 
XII. Bezirk: Einl.⸗Z. 137, Cat.⸗Parc. 212 Gaudenzdorf, Schönbrunner— 

ſtraße 78, von Heinrich Hayek, ebenda (30197). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


V. Bezirk: Siebenbrunnengaſſe 55, von S. Steiner, Siebenbrunnen⸗ 
gaſſe 53 (7956). 


Gewerbeanmeldungen vom 30. October 1894. 
5 Johann — Anſtreicher — XV., Fünfhaus, Robert Hamerling⸗ 
aſſe 


Schleſinger Franz — An- und Verkauf von gebrauchten Theaterbüchern, 
n Muſikalien und Ausleihen dieſer Gegenſtände — VI., Getreide 
markt 1 

Lang Otto — fabriksmäßige Erzeugung von Portalen und Geſchäfts— 
einrichtungen — III., Hauptſtraße 70. 

Willig Johann — Fleiſ 1 5 — VIII., Großmarkthalle. 

Bauer Wilhelm — Fleiſchſelcher — XVIII., Währing, Annagaſſe 31. 

Riha Adalbert — Fleiſch-Verſchleiß — XV., Neubaugürtel, Markt. 

ö 7 Johann — Gaft- und Schankgewerbe — XVI. Ottakring, Payer⸗ 
gaſſe 

Glaſer Leopold — Gaſtwirt — V., Mitterſteig 8. 

Wichra Francisca — Gaſtwirtin — X., Haſengaſſe 24. 

10 205 chmann Jakob — Gemiſ ſchtwaren⸗Verſ scher — VIII., Lerchenfelder⸗ 
traße 
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Göthling Albert — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Rennweg 33. 
Kappl Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Pötzleinsdorf, 


Hauptſtraße 83. 


Peſtinsky Albine — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Hörndlgaſſe 15. 
(Das Weitere folgt.) 


16. Derſelbe, betreffend die Beſchleunigung der Arbeiten für die 


Einführung der Gasbeleuchtung in der Kasgrabenſtraße in 
2279 


Sievering 


e „ „ „%% „% „ „„ % „„ % „%% „ „„ „„ „ „„ 


a Inhalt: Seile 
Gemeinderath: 
Sitzung des Gemeinderathe seen 2277 
Stenographiſcher Pericht über die öffentliche Hitzung des Ge⸗ 
meinderathes vom 30. October 1894. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Entſchuldigung des Gem.⸗Rathes Dr. Mittler wegen Fern— N 
EH! ( Desub are 2277 
2. Ergebnis der Wahl von zwei Mitgliedern der Gewölbewach— 
Commiſſion (Gem.⸗Räthe Gfrorner und Haßfurther) . . . 2277 
3. Aufliegen des Bürſtenabzuges für den Communal⸗Kalender | 
pro 1895 behufs Einſicht und etwaiger Correctun nn. .. 2277 
4. Spende der Frau Julie v. Boſc hee 2277 
5. Entſcheidung der Statthalterei, betreffend die Regulierung des 
Kehrbaches zum Zwecke der Sicherung des Waſſerbezuges zu 
Gunſten der Flaſſelbeſitze rr UU 2277 
6. Beantwortung der Interpellation des Gem.-Rathes Seiler, 
betreffend die Erſtattung des Referates über die Herſtellung von 
Kühlanlagen in der Großmarkthalll n 2277 
7. Desgleichen jener des Gem.-Rathes Bachofen v. Echt, be— | 
treffend die Erweiterung des Nufsdorfer Kindergartens. 2278 
8. Desgleichen jener des Gem.-Rathes Strobach, betreffend | 
Übelſtände im Tramwayverkehreek. 2278 
9. Desgleichen jener desſelben Gemeinderathes, betreffend die Ver— | 
zögerung der Arbeiten für den rechtsſeitigen Sammelcanal längs 
des Wfeufluſſe sss a ee 2278 
10. Desgleichen jener des Gem.⸗Rathes Beutnitz, betreffend die 
Verlegung des Tramwaygeleiſes bei der Mariahilferlinie .. . 2278 
Interpellationen: | 
11. Gem.⸗Rath Gräf, betreffend eine ſeitens ſtädtiſcher Marktorgane 
angeblich gemachte Außerung, betreffend die Verwendung von | 
ſauerem Tropfbier in den Wiener Gaſthäuſeernn .. 78 
12. Gem.⸗Rath Schlögl, betreffend ſeinen Antrag auf Errichtung | 
von PferdeſchlachtkammernsssnsnnnnE˙ nn 2278 | 
13. Derſelbe, betreffend feinen Antrag auf Einfeßung einer ge— 
meinderäthlichen Commiſſion behufs Verwertung des Rathhaus— | 
0 . 2279 
14. Gem.⸗Rath Bärtl, betreffend die Einſetzung einer Gartenüber— | 
wachungs Commiſſio nnn 2 none. 279 
15. Gem.⸗Rath Steiner, betreffend die Erſtattung des Referates | 
über den Antrag des Gem.-Rathes Frauenberger, puncto | 
Abänderung der Vorſchriften über die Sonntagsruhe bei Handel3- 
ee 8 2279 | 
! 


17. Derſelbe, betreffend die Finaliſierung der Berathungen über 
2279 


die Verwertung des Kehrichtes 


18. Gem.⸗Rath Jedlicka, betreffend die Waſſereinleitung in Häuſer 
2279 


des XVIII. Bezirkes, Währing 
19. Derſelbe, betreffend den angeblich unangemeldeten Gewerbe— 
betrieb des Joſef Geriup 
20. Gem.⸗Rath Gregorig, betreffend ſeinen Antrag wegen 
Petitionierung gegen die Conceſſionierung von ſogenannten 
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Warenhäuſern EJ 22 


21. Gem.⸗Rath Sebaſtian Grünbeck, betreffend die Durchführung 
a der Canaliſterungsarbeiten in der Hernalſer Hauptſtraße 

nträge: 

22. Gem.⸗Rath Sebaſtian Grünbeck, betreffend die Erwirkung 
einer 18jährigen Steuerfreiheit für fünfzehn Häuſer der 
Veronikagaſſe im XVII. Bezirke 

23. Gem.⸗Rath Schuh, betreffend die Erbauung eines modernen 
Hotels an Stelle der Hotels „Munſch“ und „Schadn “.. 

24. Gem.⸗Rath Rißaweg, betreffend die Verbeſſerung der Fahr⸗ 
bahn in der Johannesgaſſe im I. Bezirke 

Referate: 

25. Gem.⸗Rath Joſef Müller, betreffend das Project für die 
Erbauung des rechtsſeitigen Sammelcanales längs des Donau— 
Cooles = 2 s.. 
Derſelbe, betreffend das Project für die Einwölbung des 
Arbesbaches im XIX. Bezirke 
Derſelbe, betreffend die Baulinien- und Niveaubeſtimmung für 
die Hackinger Allee in Hütteldorf, XIII. Bezirk 
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26. 
27. 


2285 
2286 


.. 2280 
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28. Gem.⸗Rath Matthies, betreffend die Grundüberlaſſung für den 


Vorſprung von fünf Einfriedungspfeilern bei der Realität Einl.⸗ 
3 1433 in Simmering des Koſef Koch 
Gem.-Rath Schlechter, betreffend die Grundtransaction mit 
der Gemeinde Lieſing mit Rückſicht auf einen Grundſtreifen der 
ſtädt. Verſorgungshaus-Realität daſelbſt 
Derſelbe, betreffend die Thorportalanlage beim Hauſe 25 
Gumpendorferſtraße im VI. Bezirke des Jakob Franz Neu- 
gebauer . 
Gem.⸗Rath Wurm, betreffend Adaptierungen im Mariahilfer 
Bezirksamtsgebäude behufs Verlegung vom Amtslocalitäten .. 
Derſelbe, betreffend die Reſtaurierung des Monumentalbrunnens 
in der Alſerſtraße nächſt der Skodagaſſe 
Derſelbe, betreffend eine Grundabtretung an die Donau— 


29. 


30. 
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31. 
32. 


33. 


2288 
2290 


regulierungs⸗Commiſſion anlässlich der Errichtung der Schleuſen— 
2290 


anlage in Nufsdorf 
Derſelbe, betreffend die Ertheilung des Bauconſenſes für den 
Bau einer Ooppel-Volksſchule im XVII. Bezirke, Hernals, Stift⸗ 
gaſſe 29 
Derſelbe, betreffend die Ertheilung des Bauconſenſes für den 
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34. 


35. 


Schulhausbau VI. Bezirk, Mittelgaſſe 2142uʒũu . 2291 


36. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend die Remunerationsbewilligung 
für die Unterrichtsertheilung an fremden Schulen (Zuſchuſs— 
„ a A eh 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Dr. Rafael 
Coèn für den unentgeltlichen Heilcurs für ſtotternde Schul— 
kinder 
38. Derſelbe, betreffend das Anſuchen der Profeſſoren der Wiedener 
Communal-Oberrealſchule um Honorierung von Überſtunden 
und Fortbezug der Differenzen zwiſchen den communalen und 
ſtaatlichen Bezügen für den Fall ihrer Einreihung in die 
VIII. Rangclaſſe 
Siehe unter Wahlen. 


37. 
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Lagerhauſes pro 1995 
Derſelbe, betreffend die Bewilligung des halben Quartiergeldes 
bei der Penſionierung eines in die Rang-, beziehungsweiſe Be⸗ 
zugsclaſſen nicht eingereihten, mit Jahresgehalt definitiv ange- 
ſtellten städt. Bedienſte ken 
Gem.⸗Rath Dr. Huber, betreffend die Bewilligung eines Bei— 
trages zur Haſner-Stiftung anlässlich des 25jährigen Beſtandes 
des Reichs⸗Volksſchulgeſetzes 
Wahlen: 

39. Vornahme der Wahl von zwei Mitgliedern in den Wiener 
Bezirksſchulrath, von drei Mitgliedern in den k. k. nied.⸗öſt. 
Landesſchulrath, von vier Mitgliedern in die Gewerbe— 
ſchul-Commiſſion und von ſechs Mitgliedern in den Ver— 
watlungsausſchuſs des Vereines zur Errichtung und Erhaltung 
des Franz Joſef-Jugendaſyles 

Beſchluſs-Vrotokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes 

vom 30. October 1894. 

Inhalt: 

1. Gem.⸗Rath Dr. Lederer, betreffend Auflaſſung des Penſions— 
fondes der beſtaudenen Gemeinde Unter-Meidling ... 

2. Derſelbe, betreffend Functionsgebür für die Bezirksvorſteher— 
Stellvertreter des XI. und XIII. Bezirkes 

3. Derſelbe, betreffend Anerkennung für die Functionäre der 
Ausſtellung für Volksernährung 

4. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend den Antrag des Gem. 
Rathes Steiner wegen Miſsbilligung des Gemeinderaths— 
Präſidiums 


42. 
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Stadtrath: 


Sitzungen des Stadtrathes 
Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 24. October 1894. 


Allgemeine Nachrichten: 


Hauptvoranſchlag der Gemeinde Wien pro 1895 
Beſcheid der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neunkirchen vom 1. Dc- 
tober 1894, Z. 35278, betreffend das Erkenntuis der k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei in Augelegenheit der Regulierung des Kehrbaches zum 


Zwecke der Sicherung des Waſſerbezuges zu Gunſten der Flaſſel— 5 


Kundmachungen. 


Herausgeber: Die Gemeinde Wien. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 
Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. und k. Hof⸗ Buchdruckerei, Wien. 


Juſeraten⸗Aunahme bei Haaſeuſtein & Vogler (Otto Maaß), Wien, I., Walfiſchgaſſe 10. 
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„Gem.⸗Rath Dr. Lederer, betreffend das Präliminare des ſtädt. 
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Approviſionierung: 
Borſtenviehmarkt vom 30. und 31. October 18911u 2307 
Pferdemarkt vom 30. October 18o˙nů h 2307 
Stechviehmarkt vom 31. October 18 ?gn! / 2307 
Baubewegung: 
Geſuche um Baubewilligungen vom 29. October bis 1. November 1894 2307 
Gewerbeanmeldungen 2307 


